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Zum Geleit!
c8fm vorliegenden Heft werden im Anschluß an die Ausführungen im Augusthest die grund-

legenden Aufgaben herausgestellt, die der Siedlung bei der Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit zufallen. Die einzelnen Aufsätze lassen klar erkennen, daß es sich bei der hier geforderten
Verbreitung der ne benberuflichen Landsiedlung nicht etwa um eine vorübergehendeKrisen-Vsychose
handelt, sondern daß ihr in Verbindung mit der landwirtschaftlichen Siedlung die Ausgabe zu-

fällt, den Lebensraum unseres gesamten Volkes neu zu ordnen und zu gesunden, und im Verein

mit den übrigen Maßnahmen der Staatspolitik nnd Wirtschaftspolitik Millionen arbeitsloser
Volksgenossen von neuem in den Kreislauf der deutschen Wirtschaft einzugliedern. Die folgenden
Aufsätze geben ein Bild der engen Verbundenheit von Arbeitsbeschaffung und Siedlung und

von ihrer verschiedenartigen Durchführung in den deutschen Landschaften. Die Schxistceimug.

Die Ueberwindung der Mirtskhaftskrife
durch Neuordnung der Eigentums- und Bevölkerungsverteilung

Von Dr. Kurt Seesemann, Hamburg.
In der Volkswirtschaftslehre unterscheidet man

bekanntlich zwischen der Erzeugung von Gütern

des mittelbaren und des unmittelbaren Ver-

brauchs. Jene umfassen die Kapitalgüter. d. h.
Maschinen, Fabrikanlagen, Wohnungsbauten,
Eisenbahnen usw., während man zu den Gütern

des unmittelbaren Verbrauchs oder den Konsum-
gütern die Güter für Ernährung, Bekleidung usw.
rechnet. Selbstverständlich läßt sich keine scharfe
Grenze zwischen beiden Güter- und Grzeugungs-
arten ziehen. Ein Kraftwagen kann Produktions-
mittel (also ein Kapitalgut, z. B. beim Trans-

POrtgewerbe) oder ein Konsumgut (wenn er nur

zum Spazierenfahren gebraucht wird) sein. Und

dementsprechend läßt sich auch keine scharfe
Grenze zwischen der Jnvestierungs- und der Kon-

sumgüterindustrieziehen.
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Für einen krisenfreien Verlauf der Wirtschaft
ist erforderlich, daß die Erzeugungsstätten der
Güter des mittelbaren und unmittelbaren Ver-

brauchs gleichmäßig voll beschäftigt sind, was

offensichtlich nur dann der Fall fein wird, wenn

den Grzeugungsstätten für Kapitalgüter (Güter
des mittelbaren Verbrauchs) und für Konsum-
güter stets eine gleichmäßige Kaufkrast zu-

fließt. Läßt z. B. die Kaufkraft für Neuinve-

stierungen aus irgendwelchen Gründen nach (etwa
weil Neuinvestierungen nicht mehr als rentabel

erscheinen), so werden Arbeiter entlassen, die ins-

gesamt zur Auszahlung gelangenden Lohnsummen
werden kleiner, und die Folge ist, daß wegen des
Sinkens der Kaufkraft bei den breiten Massen
weniger Konsumgüter (Nahrung, Kleidung usw.)
gekauft werden können.



Man sieht sofort, von welcher Wichtigkeit es ist,
daß Neuinvestierungen möglichst gleichmäßig im

Verlaufe der Zeiten vorgenommen werden, weil

sonst größere Wirtschaftsdepressionen sich einfach
nicht vermeiden lassen. Deshalb erhebt sich hier
die Frage, wovon eine gleichmäßige Jnvestierung,
d. h. der Bauer neuer Erzeugungsanlagen, ab-

hängig ist? Die Frage wurde bereits dahin be-

antwortet, daß hierzu ein möglichst gleich-
mäßiges Kaufvermögen für neue

Erzeugungsanlagen erforderlich ist,
d. h. daß sich die Kapitalbildung in der Wirt-

schaft möglichst gleichmäßig vollzieht, und zwar
etwa so, wie vor dem Kriege von 1870X71 oder im

Jahrzehnt vor dem Weltkriege. Nach dem Kriege
von 1870X71 und ebenso nach dem Weltkriege hat-
ten wir zunächst eine rege Eründertätigkeit, die
eine besonders starke Beschäftigung den Jnvestie-
rungsindustrien brachte. Es wurden viele neue

Fabriken gebaut. Die Ursache der vermehrten
Neuinvestierungstätigkeit aber war geschaffen
worden durch die Zusammenballung großer
Kriegsgewinne in der Hand einer zahlenmäßig
geringen Kriegsgewinnlerfchicht, die einen zu gro-

ßen Teil des Unternehmergewinns dem unmittel-
baren Verbrauch entzog (weil sie physisch einfach
nicht in der Lage war, für viele Millionen Apfel-
sinen, Käse oder Hammelfleisch zu verzehren) und

deshalb nach Kriegsschluß den Neuinvestierungen
(Erschließung neuer Bergwerke, Bau von Hoch-
öfen, Fabriken für den mittelbaren und unmittel-
baren Verbrauch usw.) zuführte, die folglich nicht
mehr einer breiten mittelständischen Aktionär-

schicht, sondern nur noch einer kleinen Schicht der

französischen und amerikanischen Hochfinanz ge-

hörten.
Wir sehen hier eine von der liberalistischen

Volkswirtschaftslehre bisher nicht beachtete Er-

scheinung, die man am besten als Verlage-
rung in der Eigentumsverteilung
bezeichnen wird, und deren Durchforschung nur

dann zur vollen Klarheit über alle Konjunktur-
probleme führen kann, wenn man die umfassende
Frage nach den möglichen Arten der Eigentums-
verteilung stellt. «

Denken wir uns in der Wagrechten (Abszisse)
alle einer Volkswirtschaft oder der Weltwirtschaft
(einerlei ob als Produzenten oder Konsumenten)
zugehörigen Menschen, und senkrecht über ihnen
(in der Ordinate) die Größe ihres Eigentums
aufgetragen, so würde, falls alle Menschen gleich
viel Eigentum hätten, ein Rechteck nach Abb. 1

entstehen. Da es in der ganzen Schöpfung nichts
absolut Gleiches gibt, ist auch eine völlig gleiche
Eigentumsverteilung eine Utopie In der Natur

sehen wir im freien Spiel sogenannter Natur-

kräfte (z. B. bei der Wanderdüne) stets die Form
des flachen Sandhaufens sich bilden. Und ebenso
ist es auch in der Wirtschaft, in der das freie
Spiel der Kräfte (d. h. das Eigentumsstreben

der Menschen) auch eine Eigentumsverteilung in

Form eines flachen Sandhaufens, wie die sche-
matische Abb. 2 ihn zeigt, entstehen läßt« Wird
aber das freie Spiel der Kräfte durch ein kollek-

tivistisches Wirtschaftsexperiment ausgeschaltet, so
kann sich der wirtschaftlich Starke auf Kosten des

wirtschaftlich Schwachen bereichern.
Ein jeder Krieg und eine jede Tributzahlung

stellt, wirtschaftlich gesehen, ein kollektivistisches
Experiment dar, durch welches das freie Eigen-
tumsstreben der Menschen unterbunden und einer

Zwangsregelung unterworfen wird. Der zum

Heeresdienste eingezogene Arbeiter kann nicht
mehr sparen, seine Familie muß sogar meist auf
frühere Spargroschen zurückgreifen, während der

Lieferer von Kriegsmaterial außerordentliche Ge-

winne erzielt. Solcherweise entsteht dann eine

Eigentumsverlagerung, und aus der Eigentums-
verteilung der Abb. 2 bildet sich die Eigentums-
verteilung der Abb. 3. Die breiten Massen (vor
allem des Mittelstandes, wobei der Mittelstand
hier im weitesten wirtschaftlichen Wortsinne ge-
meint ist und sowohl den Arbeiter mit feinem
Sparguthaben von einigen 1000 Mark als auch
den kleinen Fabrikanten umfaßt) verarmen, und

das Vermögen der Milliardäre wächst gewaltig.
Besonders beschleunigt wird eine solche Entwick-

lung durch Tributzahlungen, die durch das Steuer-

aufkommen der breiten Massen (also auch durch
einen Kollektiveingriff in die Wirtschaft) aufge-
bracht werden müssen und nur einer kleinen

Schicht von Hochfinanziers, die den Krieg finan-
zierten, zugute kommen. Denkt man sich diesen
Prozeß immer weiter fortgesetzt, so wird die Zahl
der Eigentümer immer geringer, bis schließlichein
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Zeitpunkt eintritt, in welchem die eigentumslosen
Massen zur Enteignung der wenigen Großeigen-
tümer zugunsten eines einzigen Eigentümers, des

Staates, schreiten (das Beispiel Nußlands!) und

solcherweise aus der Eigentumsverteilung der

Abb. 3 die Eigentumsverteilung der Abb. 4, d. h.
die Eigentumsverteilung des kommunistischen
Staates, herbeiführen. Die deutschen Tributzah-
lungen und die Zahlung der auf die deutsche
Wirtschaft umgelasteten Tribute bedeuten nun in
der gesamten Weltwirtschaft, besonders aber in
den USA., eine Entwicklung zum Staatskapitalis-
mus oder zur kommunistischen Wirtschaftsform

In jedem Falle hatten die amerikanischen
Kriegsgewinne schon im Jahre 1920 in den USA.

selbst zU einer zu großen Neuinvestierung ge-
. führt. Es waren von den amerikanischen Kriegs-

gewinnlern damals bereits zu viel Fabriken er-

richtet worden, die mehr erzeugten, als von der

Kaufkraft der amerikanischen Bevölkerung auf-
genommen werden konnte. Deshalb entstand be-
reits im Jahre 1920 in den USA eine heftige von

den Konjunkturtheoretikern viel zu wenig beach-
tete Wirtschaftsstockung, deren eigentliche, soeben
dargelegte Ursache von den Nationalökonomen

nicht erkannt wurde. Im Jahre 1921 ging die

amerikanische Erzeugung auf zwei Drittel der

Produktion des Jahres 1919 zurück. Doch die

Amerikaner wußten sich damals bald zu helfen.
Da sie auf dem Jnlandsmarkte in den Vereinig-
ten Staaten keine ausreichenden Absatzmärkte fan-
den, suchten sie sich ausländische Märkte, und da

jene auch nicht genügend kaufkräftig waren, ver-

gab man, da in den USA. selbst während der da-

maligen Krise keine Anlagemöglichkeiten für die

Kriegs- und Tributgewinne bestanden, von New

York aus Auslandsanleihen. Zuerst richtete sich
der nordamerikanische Anleihenstrom nach Süd-
amerika, wo der Ausbau der Konfumgüter-
industrien und Nohstofferzeugungsstätten hohe
Gewinne versprach. Solcherweise erhielt die

nordamerikanische Industrie ausreichende Be-

schäftigungsmöglichkeiten, und es entstand eine

Konjunktur auf Pump«, die sich bis zum Jahre
1927 hinzog In diesem Zusammenhang muß be-

tont werden, daß die Industrialisierung der kolo-

nialen Gebiete keineswegs deshalb erfolgte, weil

die Belieferung der kolonialen Länder mit euro-

päischen Industrieerzeugnissen während des Krie-
ges mehr oder weniger aussetzte, sondern weil

die nordamerikanischen Kriegs-
gewinnler seit 1920 irgendwo ihr
Geld anlegen mußten und in den USA.

selbst keine ausreichenden Anlagemöglichkeiten be-

standen. Zudem versteht es sich von selbst, daß
zum Industrieausbau in den Kolonialgebieten
Mctschinen aus den Industrieländern bezogen wer-

den MUßten,die während des Krieges überhaupt
Nicht geliefert werden konnten. Schließlich aber

gehört zum Industrieausbau sehr viel Geld, das

die kolonialen Länder trotz ihrer Nohstoffliefe-
rungen während des Krieges bei weitem nicht in

einem genügenden Ausmaße besaßen.
Der Industrieausbau erfolgte in den kolonialen

Ländern ganz überwiegend im Weichbilde
der Großstädte. Die Städte in den Ko-

lonialländern wuchsen deshalb seit 1920 rapide,
was zur Folge hatte, daß moderne Großstadt-
anlagen erforderlich wurden. (Gaswerke, Elek-

trizitätswerke, Straßenbahnen usw·). Um sie aus-

zuführen, schritt man zu weiteren Anleihen, die
von den nordamerikanischen Kriegsgewinnlern
gerne gegeben wurden. Die Industrieländer er-

hielten auf solche Weise zusätzlicheIndustrieauf-
träge, was wiederum zur Folge hatte, daß in den

Industriestaaten gleichfalls eine Abwanderung
der Bevölkerung vom Lande in die Großstädte
stattfand.

Nach der Markstabilisierung wurde auch Deutsch-
land Objekt für die amerikanische Anleihepolitik.
Die marxistisch verwalteten deutschen Großstädte
machten von den Anleihemöglichkeiten weitherzig
Gebrauch, bauten Messehallen, Stadien, Plane-
tarien usw« so daß der Zuzug zu den deutschen
Großstädten noch vermehrt und die Scheinerfül-
lung der Tribute ermöglicht wurde. Von 1924

bis 1931 wurde der gesamte deutsche Bevölke-
rungszuwachs von den Großstädten geschluckt.
Darüber hinaus aber wanderten noch 500 000

Menschen in Deutschland vom Lande in die

Großstadt. Denkt man sich in der Waagrechten
die Größe des Wirtschaftsraumes (eines Volkes
oder aller in weltwirtschaftlicher Verflechtung
stehenden Völker) und in der Senkrechten die

Bevölkerungsdichte aufgetragen, so würde die

immerhin mehr oder weniger ausgeglichene Be-

völkerungsverteilung der Vorkriegszeit schematisch
wiedergegeben werden in Form eines flachen
Sandhaufens, wie Abb. 2 ihn zeigt. Durch die

geschilderte Tribut- und Anleihepolitik der Nach-
kriegszeit wurde die Bevölkerungsverteilung in

Richtung der Abb. 3 verschoben. Man beachte
hierbei, daß sich die Verschiebung in der Be-

völkerungs- und Eigentumsverteilung gleichzei-
tig vollzog! ,

Durch die große Zahl neuer Erfindungen der

Nachkriegszeit kam es im Iahre 1927 aus wett-

bewerblichen Gründen zur Umgestaltung und Er-

weiterung vieler Industrien, so daß in der Welt-

wirtschaft aus der Konjunktur auf »Pump« eine

Hochkonjunktur entstand, die sich bis zum Winter

1929J30 erstreckte. Infolge der vielen Neuinve-

stierungen wurden in der ganzen Welt immer

mehr Arbeitskräfte in den Produktionsprozeß
eingestellt, so daß die insgesamt zur Auszahlung
gelangenden Lohnsummen immer stärker wuchsen.
Hieraus ergab sich eine fortschreitende Vermeh-
rung der Kaufkraft breiter Volksschichten und
eine entsprechende Steigerung der Absatz- Und

Produktionsmöglichkeiten, durch die das Unter-
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nehmertum besonders in den USA. zu einem

übertriebenen Ausbau aller Erzeugungsanlagen
verführt wurde, und zwar um fo mehr, je stärker
sich die Unternehmergewinne in der Hand weniger
Tributgewinnler konzentrierten und, dem Konsum
entzogen, zur Investierung drängten. Die An-

lagen wurden dabei zum Teil, so vor allen Din-

gen in Deutschland, mit geliehenen Eeldern fi-
nanziert. Das konnte zu keinem guten Ende

führen.
Man hatte es nicht überlegt, daß der Unte r -

nehmergewinn in einem viel zu ge-

ringen Maße den breiten Massen als

Konfumkaufkraft zufloß und in der Hand einer

viel zu kleinen Schicht Von Menschen diefe ein-

fach dazu zwang, ihn wieder in neuen Unter-

nehmungen anzulegen. Die Verlagerung in der

Eigentumsverteilung war also schuld an dem

steilen Konjunkturanftieg der Ueberinveftierungs-
konjunktur von 1928 und 1929. Da den breiten

Massen ein ausreichender Anteil des Unterneh-
mergewinns zum Kaufe aller in den ausgewei-
teten Erzeugungsftätten hergestellten Erzeugnisse
fehlte, zu deren Kauf das Lohneinkommen allein

niemals reichen kann, mußte die Erzeugung sehr
bald das Kaufvermögen übersteigen. Es kam des-

halb bereits 1929 zur sogenannten Ueberproduk-
tion, die in Wirklichkeit eine Unterkonsumption
aus mangelnder Kaufkraft der breiten Bevölke-

rungsschichte ist und aus der Verminderung des

Eigentums bei den breiten Massen herrührt.
Der Ueberproduktion mußten fehr bald Be-

triebseinfchränkungen folgen.
derte sich die insgesamt zur Auszahlung gelan-
gende Lohnsumme, wodurch die Kaufkraft der

breiten Massen erheblich geschwächtwurde. Der

Schwund der Kaufkraft aber wirkte seinerseits
auf die Absatz- und Produktionsmöglichkeiten
zurück, die deshalb einem entsprechenden
Schrumpfungsprozeß anheim fielen. Letzterer mußte
sich solange fortsetzen, als eigentumlofes Prole-
tariat Von den Betrieben auf die Straße gesetzt
wurde, denn derjenige, der seine Arbeit und sei-
nen Erwerb verlor und dabei keinen Spar-
groschen auf der Bank hatte, mußte als Käufer
und Konsument aus der Wirtschaft ausscheiden
und fiel der öffentlichen Fürsorge zur Last. An-

ders dagegen der Mensch, der sich etwas gespart
hatte oder der Eigentum besaß, denn er konnte

auf sein Bankguthaben oder auf sonstige Kapital-
einnahmen zurückgreifen und als Käufer wei-

terhin auf dem Konfumgütermarkt auftreten.
Deshalb mußte der Schrumpfungsprozeß in der

Weltwirtschaft vor den in der Wirt-

schaft verbliebenen mittelständi-
schen Kaufkraftresten schließlich
H alt m a chen, was ja in Deutschland bekannt-

lich im Winter 1932X33 geschah.
Die hier in äußerster Kürze gefchilderten tat-

sächlichenUrsachen der Weltwirtschaftskrife wur-
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Dadurch vermin-—

den vom Verfasser bereits im Winter 1927x28 vor-

ausbestimmt Die amerikanische und weltwirtfchaft-
liche Krife habe ich in meinen Schriften »Ver-
nichtung der Wirtschaft«, »Wann kommt eine
neue Konjunktur?« und »Die Ueberwindung der

Krise« eingehend dargelegt. In der letztgenannten,
im November 1932 im Berlage von Bruckmann

erschienenen Broschüre, in der erstmalig auch die

geldtheoretischen Zusammenhänge ausführlich be-

sprochen wurden, sind die Wege gezeichnet, die uns

aus der jetzigen Wirtschaftsftockung und dem

Wirtschaftselend herausführen können. Es wurde
dort gezeigt, daß wir bei entsprechender Spar-
samkeit das Siedlungsprogramm der NSDAP.
durchführen können, ohne in eine Inflation zu

geraten.
Die Durchführung einer großzügigen Siedlung

bringt ja automatisch eine Aufbau-Konjunktur
mit fich und damit auch eine allgemeine Besse-
rung der Wirtschaftslage Wird der Aufbau aber

nicht richtig gestaltet und finanziert, fo besteht
die Gefahr, daß die zum Aufbau vom Staate her-
gegebenen Kredite nicht mehr verzinst und amor-

tisiert werden können, wie das ja nach der fran-
zösischen Aufbaukonjunktur der Jahre 1920 bis
1924 der Fall war. Die Franzosen hatten den

Aufbau der zerstörten Gebiete nicht mit der er-

forderlichen Sparsamkeit durchgeführt in der Er-

wartung, daß Deutschland alles bezahlen würde.
Als es sich dann im Jahre 1924 herausstellte, daß
Deutschland die geforderten Summen einfach nicht
aufbringen konnte, mußten die Franzosen darauf
bedacht sein, die vom Staate gegebenen Kredite

durch erhöhte Steuereingänge zu verzinsen und

zu amortisieren, was ihnen aber nicht gelang,
weil fie den Aufbau nicht so durchgeführt hatten,
daß durch ihn die Menge der kleinen Steuerzah-
ler vermehrt worden war. Deshalb setzte be-
reits im Jahre 1924 in Frankreich eine nicht un-

erhebliche Inflation, die ja auch eine Art der

Steuererhebung ist, ein. Allerdings hatte die

Inflation des französischen Franken noch andere,
innerpolitifche Gründe, auf die hier einzugehen
nicht der Ort ist. Für uns ergibt sich aber

hieraus die Frage, wie wir eine

Aufbau-Konjunktur durchführen
können, ohne in eine Jnflation hin-
ein zu geraten? Hierzu müssen wir uns

nochmals die augenblickliche Situation vergegen-

wärtigen.
Durch die Verlagerung in der Eigentumsvex-

teilung ist ein Wirtschaftszustand entstanden, der

fich kurz folgendermaßen kennzeichnen läßt:
Die Kaufkraft breiter Bevölkerungsschichtenist

vernichtet. Die Konsumgüterindustrien find nur

noch zu 60 bis 70 Prozent beschäftigt,während
der Beschäftigungsgrad der Kapitalgüterindustrien
nur noch die Hälfte hiervon beträgt. Baldige
Möglichkeiten einer wesentlichen Besserung des

Beschäftigungsgrades der Kapitalgüterindustrien



auf dem Wege einer natürlichen Konjunktur-
belebung aus der Wirtschaft selbst gibt es nicht,
da bei dem geringen Beschäftigungsgrade der

Konsumgüterindustrien eine Ausweitung dieser
Erzeugungsstätten als unrentabel angesehen wer-

den muß. Die Kapitalgüterindustrien sind noch
schlechter beschäftigt, so daß auch bei ihnen Neu-

investierungen jetzt nicht rentabel und möglich sind.
Auch vom Baumarkte her kann bei einem »laisser
fair« nach den Grundsätzen der liberalistischen
Volkswirtschaftslehre keine Wirtschaftsbelebung
erwartet werden. Es erweist sich vielmehr jetzt,
daß wir mehr teure Wohnungen geschaffen haben,
als bei der großen Zahl Erwerbsloser gemietet
werden können. Sie stehen deshalb leer und ver-

hindern die Neubautätigkeit Vor 1937t38 können

wir in der Weltwirtschaft überhaupt keinen grö-

ßeren Konjunkturanstieg erwarten. Wir haben
ein Millionenheer von Erwerbslosen in unseren
Großstädten, das sich in keiner Weise selbst helfen
kann. Es kann nicht einmal seinen Kartoffel-
bedarf selbst anbauen. Andererseits liegen heute
mehr als 2 Millionen Hektar ungenutzter Boden-

fläche in Deutschland und harren der Bearbei-

tung. Die Erwerbslosen aus der Großstadt sind
heute völlig auf die Fürsorge der öffentlichen

Hand angewiesen. Doch auch die Fürsorgegelder
wollen irgendwie aufgebracht werden, was nur

auf dem Steuerwege möglich ist. Deshalb ist der

Steuerdruck vermehrt worden, und durch ihn wer-

den die Neste der beim Mittelstande noch verblie-

benen Kaufkraft vermindert. Die Kaufkraft
hängt, wie wir bereits sahen, vom Eigentum der

Massen ab. Wollen wir die Kaufkraft der brei-

ten Massen l)ebc-n, so müssen wir ihnen neues

Eigentum schaffen. Die Schaffung neuen Eigen-
tums für die breiten Massen ist aber nur auf
dem Wege der Siedlung möglich. Wir sind folg-
lich gezwungen, das Siedlungsprogramm der NS-

DAP. durchzuführen und dadurch eine Aufbau-
koniunktur jetzt schon zu erzwingen.

Wir dürfen hierbei nicht übersehen, daß im

vergangenen Jahrzehnt unter dem Snitem der

Novemberparteien ein riesiger und größtenteils
überflüssiger Verwaltungsapparat rvon Partei-
buchbeamten aufgebaut wurde. dessen Unterhal-
tung zum Ueberdrehen der Steuerschraube ge-

führt hat. Es ist klar, daß durch überflüssige
Verwaltungsarbeit keine neuen Werte und mit-

hin auch kein neues Eigentum geschaffen werden

kann. Es ist deshalb richtig, daß die Regierung
Adolf Hitlers die Parteibuchbeamten auf die

Straße gesetzt hat. Die Gelder, die auf diese
Weise gespart werden, können wir nunmehr pro-
duktiv verwenden, um den breiten Massen des

deutschen Volkes wieder Eigentum zu verschaf-
fen. Eigentum kann nur durch produktive Arbeit

gebildet werden. Die produktive Arbeit aber kön-

nen wir nur dort ansetzen, wo sie der freien Wirt-

schaft keine Konkurrenz macht. Damit aber stehen

wir wieder vor dem Kernproblem, dem Siedlungs-
programm der NSDAP. und den weiteren Ar-

beiten des nationalsozialistischen Programms wie
der Bodenverbesserung, der Schaffung neuer Ver-

kehrswege usw. Und alle diese Arbeiten müssen
so billig durchgeführt und richtig angelegt wer-

den, daß uns die Aufbau-Konjunktur nicht in

eine Inflation hineinführt.
Mit den durch Abbau der Parteibuchbeamten

ersparten Geldern alleine können wir selbstver-
ständlich keine großzügige Siedlung finanzieren.
Die Siedlung selbst kann uns nur Mittel zu dem

Zwecke sein, den breiten Massen wieder neues

Eigentum zu schaffen. Gerade weil sich die Ver-

lagerung der Eigentumsverteilung gleichzeitig mit
der Verlagerung der Bevölkerungsverteilung voll-

zog, können wir zum Ausgleich in der Eigen-
tumsverteilung und damit zur Krisenüberwin-
dung nur auf dem Wege des Ausgleichs der Be-

völkerungsverteilung, also der Siedlung kommen,
und zwar auch nur dann, wenn wir die neuen

Gartenheimstätten den eigentumslosen Menschen
zu etwa 80 Prozent schenken. Zu 100 Prozent
darf man die Heimstätten nicht verschenken, weil
der Mensch stets nur das Eigentum achtet und

erhält, das er sich durch seine Arbeit selbst geschaf-
fen hat. Wer also die Eigentumsbildung bei den
breiten Massen des deutschen Volkes will, muß
wenigstens den Schein aufrecht erhalten, daß der

einzelne Mensch sein Eigentum, d. h· die Garten-

heimstätte, selbst (durch ganz geringe Zahlungs-
raten) erwirbt.

Wenn wir aber Gartenheimstätten zu etwa
80 Prozent verschenken wollen, so müssen sie so
billig hergestellt werden, daß die für sie aufge-
wandten Summen später durch einen Mehrein-
gang von Steuern verzinst und amortisiert wer-

den können! Hierbei ist noch zu bedenken, daß
durch die Schaffung von nebenberuflichen Er-

werbssiedlungen, wie sie im südlichen Teile Würt-

tembergs bestehen, die jetzigen Erwerbslosen nicht
nur in neue Steuerzahler verwandelt werden,
sondern darüber hinaus auch noch als neue Käu-

fer in der Wirtschaft austreten. Dadurch ergibt
sich eine Stärkung der allgemeinen Kaufkraft, die

zur dauernden Wirtschaftsbelebung und dem-

entsprechend zur Vermehrung der Steuereingänge
führen muß, so daß die zur Finanzierung des

Siedlungsprogramms der NSDAP verwandten

Gelder dann sehr viel leichter verzinst und amor-

tisiert werden können. Immer aber bleibt die

Tatsache bestehen, daß die Siedlung möglichst bil-

lig durchgeführt werden muß. Man ist deshalb
gezwungen, die billigste Art der Siedlungsfinan-
zierung zu ermitteln.

Hierbei können wir von der Tatsache aus-

gehen, daß wir immer noch mehr als vier Mil-
lionen Erwerbslose durchfüttern, ohne den ge-
ringsten Gegenwert oder eine Gegenleistung da-
für zu erhalten. Diese brachliegenden Arbeits-
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kräfte müssen wir der Durchführung der Sied-

lung irgendwie nutzbar machen· Solches kann
nur auf dem Wege des Arbeitsdienstes geschehen.
Damit aber fällt dem Arbeitsdienst die entschei-
dende Rolle der Krisenüberwindung zu, die

allerdings nur dann von Erfolg sein wird, wenn

das vom Arbeitsdienst erstellte Arbeitsprodukt
denkbar billig ist. Wir stehen deshalb vor der

Aufgabe, den Arbeitsdienst so billig als nur

möglich zu gestalten. Daß diese Aufgabe durch-
aus gelöst werden kann, ist jedem klar, der die

Arbeitskosten in den Arbeiter-(Vagabunden)-
Kolonien der Inneren Mission kennt. Der Unter-

halt eines Arbeiters in den Arbeiterkolonien kostet
insgesamt nicht mehr als 23 Mark im Monat. In

dieser Summe sind sämtliche Unterhaltskosten ein-

begriffen mit Ausnahme der Aufsicht und Ver-

waltung. Rechnet man für letztere Kosten beim

Arbeitsdienst 7 Mark je Mann im Monat, so
braucht man jedenfalls nicht mehr als 30 Mark

im Monat für den im Arbeitsdienste Beschäftig-
ten. Daß diese Summe keineswegs zu niedrig
angesetzt ist, wird jeder verstehen, der es weiß,
daß die Arbeiter mit kinderreichen Familien zur

Zeit nicht mehr als 15 Mark je Kopf der Familie
ausgeben können.

Da heute die Kosten der Erwerbslosenunter-
stützung und -fürsorge durchschnittlich etwa 45 M.

je Erwerbslosen im Monat betragen, ist es mög-
lich, durch einen noch sparsamer aufgezogenen Ar-

beitsdienst bei jedem zum Arbeitsdienst einge-
zogenen jungen Menschen etwa 15 Mark gegen-
über der jetzigen Regelung der ererbslosen-
betreuung zu sparen. Hierbei sind zwei weitere

Vorteile von besonderer Wichtigkeit Durch das

Einziehen von Iugendlichen zum Arbeitsdienst
werden viele Arbeitsstellen frei, welche nunmehr
durch ältere Iahrgänge, so vor allem auch durch
Familienväter, besetzt werden müssen. Da wir in

den für den Arbeitsdienst in Frage kommenden

Iahrgängen nur etwa 600 000 erwerbslose Iu-

gendliche haben, würden bei Einziehung von drei

Jahrg-ängen etwa 900 000 Arbeitsplätze frei wer-

den, von denen sicherlich etwa 800 000 durch ältere
Arbeitskräfte wieder besetzt werden müßten. Man
wird aber mit einer noch stärkeren Belegung der

frei gewordenen Arbeitsplätze rechnen dürfen, weil
beim Ankan des Materials mit den ersparten 22
bis 23 Millionen Mark die Kaufkraft dieser
Summe sich in der Wirtschaft verdoppelt. Damit
aber kommen wir zum zweiten Vorteil, der sich
bei der vorgeschlagenen Regelung des Arbeits-

dienstes ergibt und der mit der Frage von Kon-

junktur und Krise auf das engste verknüpft ist.
Wir sahen bereits früher, daß eine Konjunktur

vom Beschäftigungsgrade der Kapitalgüter-
industrien abhängig ist, und können nunmehr
sagen, daß wir es bei einer Konjunktur mit
einem doppelten Kreislauf des Geldes zu tun

haben. Sobald Kapitalgüter gekauft werden

(bzw. Materialien für Investierungen oder Bau-

zwecke), erscheinen die hierfür aufgewandten Gel-
der zuerst bei der Bezahlung der Kapitalgüter,
dann aber als Lohn und Kaufkraft beim Arbei-

ter, der sie nunmehr erst zum Kaufe von Konsum-
gütern verwenden kann. Der Erwerbslose ver-

braucht die Unterstützungsgelder —- wenige Fälle
ausgenommen —- restlos zum Kaufe von Konsum-
gütern, so daß sie nur einen einfachen Kreislauf
in der Wirtschaft machen können. Sobald aber
ein Drittel der Unterstützungsgelder zuerst durch
die Kapitalgüterindustrie (beim Kaufe der Ma-

terialien) und dann erst nach erfolgter Lohn-
zahlung durch die Konsumgüterindustrien fließt,
muß sich die kaufende Funktion dieser Gelder ver-

doppeln. In Wirklichkeit ist aber ihre kaufende
Funktion noch größer· Sie wird nur dann ver-

doppelt, wenn die zum Materialkauf aufge-
wandten Summen schon bei der ersten Lohnzah-
lung restlos als Lohn zur Auszahlung gelangen
würden. Da aber ein nicht unbeträchtlicher Teil

derselben innerhalb der Kapitalgüterindustrien
selbst zu Materialkäufen verwandt werden muß
und deshalb erst in einem dritten, vierten oder

fünften Stadium als Lohn zur Auszahlung ge-

langt, hat man es mit mehr als einer Kaufkraft-
verdoppelung bei jenen Geldern zu tun, die man

der direkten Konsumfinanzierung zunächst ent-

zieht, um sie zuerst über die Inveftierung zu
leiten und sie dann erst in die Konsumfphäre ge-

langen zu lassen. Gerade in dieser vervielfach-
ten Kauffunktion jener Gelder, die man durch
die Inveftierung oder die Kapitalgüterindustrien
leitet, liegt das Wesen der Konjunktur begriffen.
Bisher wurden alle Krisen dadurch verschärft, daß
der Staat nur seine Lohn- und Gehaltszahlungen,
nicht aber seine Inveftierungstätigkeit während
einer Krise aufrecht erhielt. Die Regierung Adolf
Hitlers hat zum ersten Male in der Konjunktur-
geschichte mit diesem Prinzip gebrochen und mit

dem Abbau der Parteibuchbeamten und der Ver-

wendung der ersparten Gelder für Neuinvestie-
rungen den einzig möglichen Weg zur Konjunk-
turbelebung beschritten. Ein weiterer Schritt in

dieser Richtung würde die hier vorgeschlagene Re-

gelung des Arbeitsdienstes sein. Im Grunde ge-
nommen handelt es sich bei einer solchen Regelung
des Arbeitsdienstes darum, daß man mit Hilfe
der niedrigeren Bezahlung der Arbeitskraft des

im Arbeitsdienst beschäftigten Iugendlichen die

Möglichkeit zur höheren Bezahlung einer ver-

mehrten Zahl älterer Arbeitskräfte in der freien
Wirtschaft erhält. Ueberdies aber werden brach-
liegende Arbeitskräfte zur Schaffung neuer

Werte mobilisiert, ohne daß der Staat nur einen

Pfennig mehr als bisher aufzuwenden braucht.
Daß man bei einer solchen Regelung später in
der Lage sein wird, dem Arbeiter die Garten-

heimstätten zu etwa 80 Prozent zu schenken,
kann kaum bezweifelt werden, und zwar auch
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dann, wenn die Arbeitsleistung des einzelnen im

Arbeitsdienste beschäftigten Jugendlichen im

Durchschnitt nicht mehr als 50 Prozent der in der

freien Wirtschaft üblichen Arbeitsleistung be-

trägt.
Hat man dieses begriffen, so wird man grund-
sätzlich auch dem anderen Gedanken zustimmen
müssen, daß es nun gar nicht notwendig ist, das

Siedlungsprogramm der RSDAP., d. h. den

Bau von Gartenheimstätten oder die Schaffung
der nebenberuflichen Erwerbssiedlung, alleine
nur mit dem Arbeitsdienftheer durchzuführen.
Wenn durch den Arbeitsdienst andere rentable
Werte geschaffen werden, die sich schnell verzin-
sen und amortisieren, kann man den Bau der

Heimstätten dem freien Gewerbe übertragen und

nur die Vorbereitungsarbeiten durch den Arbeits-

dienst ausführen lassen. Nach den Berechnungen
und Erfahrungen von Hugo Pieper könnte man

dann eine Heimstätte, die aus zwei 3immern,
einer Kammer, Küche, Keller, Bodenraum, Stal-

lung und etwa 100 Ouadratmeter Garten besteht
und etwa 70 Quadratmeter Wohnfläche hat, je
nach Lage für 2500 bis 3000 Mark herstellen, wo-

bei auf die Arbeiten des Arbeitsdienstes für Zu-
wegung, Umzäunung, Ausschachtungufw unge-

fähr 250 Mark entfallen würden.

Allerdings ist es dann notwendig, daß man

durch den Arbeitsdienst andere Werte, die sich
schnell verzinsen und amortisieren, schafft. Und

diese Arbeiten müssen so einfach sein, daß sie
von jedem Ungelernten Jugendlichen ausgeführt
werden können. Hugo Pieper hat deshalb eine

Reihe von Arbeiten für die Arbeitsbeschaffung
zusammengestellt, von denen sich ein großer Teil

für den Arbeitsdienst eignet und bei der billigen
Arbeitskraft des Arbeitsdienstes leicht verzinst
und amortisiert werden kann. Wir geben die

Zusammenstellung nachstehend wieder:

1. Von unserer landwirtschaftlich genutzten
Fläche von etwa 26 Millionen Hektar sind durch
Bau offener oder verdeckter Drainage etwa

8 Millionen Hektar verbesserungsfähig
2. Von derselben Bodenfläche sind umlegungs-
bedürftig etwa 6,5 Millionen Hektar zwecks Be-

seitgung der wirtschaftsschädigenden und ver-

teuernden Streulage betriebszugehöriger Grund-

tücke.s
3. Etwa 2 Millionen Hektar saurer Sandböden
können mit großemNutzen bemergelt werden.

4. Etwa 1,5 Millionen Hektar Moorflächen sind
zu meliorieren.

5. Von unseren 500 000 Hektar Sandflächen
kann ein Teil in Kulturland umgewandelt wer-

den. Der Nest muß aufgeforstet werden.

6. Der Teil unserer Waldungen, der auf bestem
Weizenboden steht, muß in Ackerland verwandelt

werden, während ein Teil unserer schlechtesten
Kulturböden aufgeforstet werden muß.
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7. Mehrere 100 000 Hektar müssen durch Fluß-
regulierung, Deichbau, Talsperren-Anlage usw.
vor nicht zeitgemäßer Ueberflutung geschützt
werden.

8. Mehrere 10 000 Hektar können an unseren
Küsten durch Anlandungsarbeiten gewonnen wer-

den, zumal es sich hierbei um allerbeste Böden

handelt-.
9. Von unserer Forstfläche von 12 Millionen

Hektar müssen etwa 1,5 Millionen Hektar auf-
geforstet werden.

Der Leser sieht hier sofort, daß die Gelder, die

für die Mehrzahl dieser Arbeiten aufgewandt
werden, sich schnell verzinsen und amortisieren
lassen, wenn das Tagwerk des im Arbeitsdienste
Beschäftigten nicht mehr als 2 oder 2,50 Mark

kostet. Damit wird für den Staat der baldige
Rückfluß der hierfür aufgewandten Gelder ge-
sichert, und auf solche Weise können wir dauernde

Arbeitsbeschaffung finanzieren, ohne daß die ge-

ringsten Inflationsgefahren entstehen können!

Die nebenberufliche Erwerbssiedlung im land-

wirtschaftlichen Raume hat nur dann einen Sinn,
wenn man gleichzeitig auch die industriellen Er-

zeugungsstätten aus den Großstädten in den land-

wirtschaftlichen Raum hinausverlegt. Nur dann

kann die Auflockerung der Großstädte gelingen.
Da aber die Fabriken standortgünstig sein müs-
sen, und es nur dann sind, wenn der Transport
der industriellen Grundstoffe auf dem billigen
Wasserwege möglich ist, kommen wir um den
Bau neuer Kanäle im Rorden und Osten Deutsch-
lands nicht herum. So bilden z. B. der Bau des

Hansa-Kanals und die Regulierung der Oder

nebst Bau des Oder-March-Donaukanals die

Grundlagen der gesamten Ostsiedlung, denn nur

durch sie kann der billige Transport der indu-

striellen Grundstoffe zwischen dem westlichen und

östlichen Deutschland und Südosteuropa gesichert
werden.

Die Voraussetzung hierfür aber ist, daß alle zu-

sätzlichenArbeiten des Arbeitsbeschaffungswerkes
so billig als möglichausgeführt werden. wozu, wie
wir sahen, die billige Arbeitskraft des Arbeitsdien-

stes notwendig ist. Und wir gehen sicherlich nicht
fehl in der Annahme, daß sich unsere Jugend
gerne in zwei bis drei Jahre eines schweren Ar-

beitsdienstes einspannen lassen wird, wenn sie es

sieht, daß sie durch diesen Dienst sich die eigene
Heimstätte und ihre Zukunft baut. Ein solches
Opfer von seiten der deutschen Jugend ist sicher-
lich geringer als jenes, das die deutsche From-
generation im Schützengraben brachte.

Abschließend sei gesagt, daß die hier gemachten
Vorschläge sich in ihren Grundzügen mit den
Maßnahmen decken, durch welche Friedrich der
Große die niedergebrochene Wirtschaft Preußens
na chdem Siebenjährigen Kriege wieder aufrich-
tete und zur Blüte brachte.



Die Maßftäbe der Arbeitsbefkhaffung
Von Dir-Jng. Karl Ludwig Müller, Wirtschaftsprüfer, Berlin.

Die Arbeitsbeschaffung ist eingeleitet; gemäß
der Kundgebung des Neichskanzlers vom 1. Mai

1933 erfolgt sie auf zwei Wegen: durch öffentliche
Aufträge und durch Nutzbarmachung der privaten
Initiative. Die langjährigen Erörterungen, ob

der Staat planmäßig in die Produktionspolitik
eingreifen sollte, sind damit überholt. Was er

zur Klärung von der Wirtschaft erwartet, sind
Beiträge exakter Maßstäbe und Nechnungshilfen.
Dieser Forderung gemäß beschränkt sich das Fol-
gende möglichst auf die maßstäbliche Darstellung
bestimmter, für die kommenden Maßnahmen be-

achtlicher Zusammenhänge Eine nüchterne wirt-

schaftliche Betrachtungsweise ist dabei ebenso un-

entbehrlich wie die elementare handwerkliche Tech-
nik für jeden Schaffenden. Man wird also
erst Erfahrungen sammeln, man wird dabei

auch manche Nückschläge in Kauf nehmen
müssen. Die Maßnahmen der Arbeitsbeschafffung
werden um so treffsicherer sein, je exakter die

Lehren aus der bisherigen Arbeitsmarkt-
und Finanzpolitik gefaßt werden· Es gilt
die quantitativ unter unseren besonderen
Zeitveihiiltnissen entscheidenden Zusammenhänge
aus dem vielverschlungenen Geflecht des Wirt-

schaftsablaufes herauszugreifen. Dabei kommt es

darauf an, die einzelnen Kräfte und ihre Aus-

wirkungen abzuwägen; günstigen Nachwirkungen
von Impulsen oder Beschaffungen treten jeweils
drosselnde Nürkwirkungen der Finanzierung gegen-
über. Von besonderer Bedeutung wird hierbei

A) Nach dem erforderlichen Umfang der Maß-
nahmen:
Schätzung derArbeitsergiebigkeit,

d. h. des Verhältnisses zwischen Auftrags-
menge und Zahl der Wiederbeschäftigten. —-

Im besonderen: Eeldquote pro Kopf des im

Produktionsgange selbst Unterkommenden,
ferner die Nachwirkungen der Einkommens-

fortwälzung.

B) Nach dem Arbeitsziel und Arbeitsgebiet:
die zweckmäßige Einteilung
a) aemäß der erftrebten Endlösung:

sie liegt im strukturellen Umbau — teils

Neagrarisierung und Nücksiedlung —- teils

Erziehung der Einkommensverwendung
zur verstärkten Kapitalbildung und Sach-
güterbeschaffung;

b) in einer Uebergangsperiode:
gemäß den vorgefundenen Arbeitsbedin-

gungen und Arbeitskapazitäten.
Im besonderen abzuwägen sind von

p h i) s i s ch e r Bedingtheit: die einstweilige
Beengtheit der Nohstoffgrundlage der Ver-

brauchsgüter und die derzeitige Ausweit-
barkeit der Dauergütererzeugung; von

wirtschaftlicher: die Einkommens-

verwendung für den Verbrauch und für
Sparkapital.

O) Für die Arbeitsfinanzierung:
Durchhalten der Uebergangsperiode.

Im besonderen das zulässige Ausmaß und
die Tilgungszeit der Kredite; zu ihrer Ab-

deckung die anteilige Heranziehung von Nen-
ten und Steuermitteln nebst Nückwirkung auf
die öffentlichen Finanzen und finanzgesetzliche
Sicherungen auf längere Sicht.

Führende gewerbliche Kreise lobten noch bis in
die letzten Jahre die Ankurbelungs- und Steuer-

abbaupolitik der Finanzära Neinhold von 1927,
obwohl sie die Unterhöhlung der Staatsfinanzen
eingeleitet hat. Man dachte, es handle sich nur

darum anzukurbeln, die freie Wirtschaft würde

wie einstmals in den Jahrzehnten der überstürzten
Industrialisierung die weitere Vollbeschäftigung
sicherstellen. In dieser Form ist die Illusion auf-
gegeben; aber es gibt oder gab Wirtschaftler,
die unbewußt auf ähnlich gefährlicher Bahn
wandelten. Sie glaubten, daß nach erfolgter
Ankurbelung die Produktivität der Anlagen,
die »Sachwertdeckung«, den gesicherten Fort-
gang gewährleiste. Eine Strukturverbefserung
des Kreislaufes, eine Abstimmung von Nach-
frage und Produktionskapazität vorausgesetzt, mag
das gelten —

mag sich alles von selbst regeln, wie

es auch dem Freiwirtschaftler vorschwebte. Leider

gilt das nicht für das langjährige Zwischen-
stadium, währenddessen sich die geschaffenen An-

lagen noch nicht selbst tragen.
Während die Dauer der Aufbauperiode leicht
unterschätztwird, wird die Arbeitsergiebigkeit von

Maßnahmen und insbesondere die Fortwälzung,
der sogenannte Vervielfältigungsfaktor, stark über-
schätzt. Im Folgenden sind die st r u k t u r e l le n

Verlagerungen herausgearbeitet. Dabei wird
der üblichen mißbräuchlichen Verwendung kon-

junktureller Erfahrungen entgegengetreten. Mö-

gen die folgenden Maßftäbe zunächst starr und

gar pessimistisch erscheinen, sie arbeiteten dar-

auf hin, daß die finanziellen Fundamente des

Aufbaues von vornherein tragbar gestaltet
werden.

Den folgenden Voraussetzungen liegt die An-

nahme zugrunde, daß neben einem Arbeitsdienst-
kontingent von vorläufig Million die Aufträge
an das Eewerbehgegeben werden und hier an-

nähernd die heutigen Tarifsätze und zulässigen
Arbeitszeiten Platz greifen.

Bei Unterbringung von mehr Kräften im Ar-

beitsdienst oder bei Verminderung der Löhne bei

Arbeitsbeschaffungsaufträgen würden sich die ein-

zelnen Kostenziffern entsprechend reduzieren. Diese
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Erleichterung würde aber geschmälert durch die

geringere Auswirkung bei der Einkommensfort-
wälzung, abgesehen davon, daß die arbeitslosen
Schichten bei ihrer Wiedereinreihung nicht zu

ungünstig behandelt werden. Als verbindendes

Gerüst der wirtschafts-dynamischen Ueberlegungen
dient eine vergleichende Tabelle, welche
die Vorgänge im Erzeugungs- und im Ein-

kommenskreislauf einschließlichder Kapitalbildung
zahlenmäßignebeneinander stellt. Dieses Zahlen-
geriist bezweckt die Kennzeichnung der h e u t i g e n

Struktur durch einen Mehrjahrsdurchschnitt;
nebenbei tritt auch die relative Größe der Schwan-
kungen im besonderen zwischen den Extremen 1928

und 1932 in Erscheinung.

A) Verhältnis von Auftragsquan-
tum und Arbeitsergiebigkeit.

Welche primären Auftragsbeträge und welche
gesamte Erzeugungssteigerung entsprechen der

gewollten Zahl der Wiederbeschäftigten? Als

Nechnungshilfe dient hierbei eine »U m s a tz -

quote« in NM pro Kon des Tätigen.

Umgekehrt: Wieviel Arbeitskräfte werden in-

folge von Aufträgen bestimmter Höhe, eines

Beschaffungsprogrammes oder eines bestimmten
Ausschnittes desselben, unterkommen? Rech-
nungshilfe: die »Arbeitsergiebigkeit«
die Zahl der pro 1 Milliarde Auftragssumme
Beschäftigten.

Schon die Zahl der primär im Erzeugungsgang
Beschäftigten schwankt. Sie unterscheidet sich nach
Sparte, nach Tempo der Lagerräumung usw. Noch
größere Verschiedenheiten ergeben sich bei den

endgültigen Auswirkungen. Die belebende Nach-
wirkung der Einkommensfortwälzung hängt von

der Konjunkturtendenz mit ab, die drosselnde
Nückwirkung von der Finanzierungsweise. Das

Beispiel dreier mehr oder minder umfangreicher
Beschaffungsprogramme mag dies jeweils unter

Angabe der Spielräume »Depression« und »Kon-
junktur« erläutern. Die zugrunde liegenden
Quoten und deren Staffelungen lassen sich aus

diesem Schema errechnen.
Die obere Grenze »Konjunktur« setzt einmal

Schema A. Veranschlagung der Ergiebigkeit von Arbeitsbeschaffungsprogrammen.
Beziehung zwischen direkten Aufträgen, gesamter Produktionssteigerung und Wiedereinstellungen.

Die Angaben beziehen sich aus die Wirkung in d»enJahren nach Inangriffnahme der später
beschriebenen finanziellen Konsolidierung, aber vor volliger Beendigungdes struktuellen Umbaues,
also etwa für die Zeitspanne vom s. bis zum 6. Jahre nach Beginn der Veschaffungsarbeiten.
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bis 1700

lichen Aufträge

B) Veschnffungss f -1-0 250s325 bis 650
programme wnhiweise:

1-5
bis 35

4-5
bis 2 s

3s3
bis» 2,5 ZJäg»

400 4sp

500 »a) kleines Programm
’ ’ S—

- ca«

2,7 3,3 7,3 5 s s, ZZZHMSbis1350
b) mittleres Programm bis 5,1 bis 1,0 bis 15 »

ds = Cz ca· 500

f = 4 0 1000 .38 22 11 ’ -i-900b151800'

ro ramm
’

-
’

. 8,5 b =4,() 14005c) Vadlkakes P S bis 6,4 bis 0,0 bis19
ds= as ca« 500

H Anmerkung zu ,,ds«Arbeitsdienst. Unter den 500 000 Personen, die hier mit 0,5 Milliarden-AND mehr-
aufwand beschäftigt werden sollen, sind vorzustellen:

a D’ent li tige . . . . . . . . .
—

. . . . . . . . . . . . . . . . . 350 000

b;Lilesexckixtectlzvon Bau-s und Vekleidungsmaterial . . . . . . . . . . . . 50 000
c) Die durch Fortwälzen von Einkommen oder Vesserverpflegung (im Ver-

gleich mit Unterstützungsempfängern) Mehrbeschastigten . . . . . . . . 100000

(Die eingesparte Unterstützung erscheint später unter c ,,Finanzierung«.
erst in späteren Jahren.)
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voraus, daß wir mittelst baldiger Ausfuhrsteige-
rung um 3 Milliarden NM uns gleichzeitig die
alte Rohstoffbasis von 1928 und damit die Vor-

aussetzungen einer freischwingenden Konjunktur
schaffen können. Zwar ist diese baldige Steige-
rung weltwirtschaftlich gesehen recht unwahrschein-
lich. Gleichwohl genügt sie mengenmäßig nicht,
um selbst im Konjunkturfall alle Arbeitslosen
wieder zu beschäftigen (Tabelle A).

In finanzieller Hinsicht ist in der Tabelle A

das im späteren Schema O dargestellte Verfahren
vorausgesetzt: zur Hälfte Umleitung zirkulierender
Mittel (u. a. Arbeitslosenunterstützung), zur
Hälfte Vorgriffe mittels schwebender Kredite mit

einer im Zweijahrsabstand folgenden rigorosen
Konsolidierung oder einer ergänzenden Tilgung

aus Steuermitteln, also das, wobei jede große
Arbeitsfinanzierung anlangen wird, wenn sie 5

bis 7 Jahre durchgehalten werden soll.

B) Verteilung der Arbeit auf die

einzelnenGebiete.
Welche Arbeitsgebiete können stärker besetzt

werden? Sind vorübergehend oder dauernd
ausweitbar?
Jm Absatz von Verbrauchsgütern kann in den

nächsten Jahren keine beliebige Steigerung er-

folgen, weder zufälliger noch bewußter Art. Die

Nohstoffgrundlage ist von den begrenzten Schwan-
kungen der landwirtschaftlichen Erzeugnisse ab-

gesehen, völlig an die Einfuhr und an ihre Vor-

bedingungen gebunden. Die Elastizität dieser

Schema B. Unterbringlichkeit gemäß der begrenzten Aufnahmefähigkeit der Wirtschafts-
zweige. (Aufgestellt für ein Maximalprogramm, Austeilung aller Arbeitskräfte.)

Aufteilung der gegenüber 1932 mehr Unterzubringenden: je 1000 Tätige

» . erwartenden Mehrproduktron —-

der geforderten Arbeiten selbst unterkömmliche g:
«

.. ·. S d w ck d .

» -«':I.Z
Herkommliche Vssent« StrrkkltugzerbeesseerujwJqspltgeZEIT Jn der III-«
liche Bau-s und Sach- LandwirtschaftLSieds påkzvesglund KMELands : g
ausgaben; industr· od. IUUCLZZHMEIWWUOM bedarfs an sumwhstoss, wirt- BE-
Berkehrssubventivnen LandeoslzjsåfsxänänaDauergütern beschaffung schast g ?

Sphäre der Dauergütererzeugung Konsumsphäre Hist
1 Z 3 (1) 4 s 6

A.Jm Rahmen der heu-
tigen Struktur:

1. Bergleichszahl: ohne Depr. — — — —

Beschaffung . . . . .

—

— Konj. 400 6004 7002) — 1700

2. Maximal.Programm 1) 1500 1000 —l—400 1) Depr. 500 500 — —4) 3900

Konj. 1000 1300411003) — (6300)

B. Verschiebung nach Unterzubringen
Strukturumbau: im freien selbsttätigen Markt-

1. bei unverkürzter a) Um 1942 zugewachsene
Arbeitszeit . . . . . Krä te . . . . . . . .1000 Tsd.

b) Entlastung des Be- 2000 .1- 500 —s—500 -s—1000
schaffungskontingents 1000 Tsd. . A A A

2· bei fortschreitender Ar- a) — — —

beitszeitverkürzung u. b) Noch weitere Verschiebung von dem

Bationalisierung . . . Bereiche der Beschaffung nach dem Be-
A Areich des freien Marktes moglich

Zu A2. Beträge der vor- De k« 1·3 1·2.s-—— Z) —- 4)
ausgesetzten finan- 5.5 Mrd. 0.5 J- 2-2 Mrd- Koäj.Zio 3.8 J-

—

ziellen Mehrgufådgils 25 M d 4)dun en in Mr .- . epr. . r .

—

.g 8«2 MM
Konj.11.0 And. — 19.2

1) versteht sich einschließlich Arbeitsdienstkontingent.
2) und s) verstehen sich einschließlich des für Bohstoffbeschaffung vorauszusetzenden Expvttes; Außenhandel,auch

noch im Falle der Weltkonjunktur zu verwirklichen.
4) Landwirtschaftliche Mehrproduktiom erst mit sortschreitendem Strukturumbau für den Arbeitsmarkt entscheidend.
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Bindung ist abgesehen vom langfristigen Ver-

brauch (Textilen, Konfektion) sehr gering. Wer,
im Glauben an die Kraft der Selbstheilung, diese
Elastizität überschätzte,werfe einmal einen Blick

auf Zeitablaufkurven. Produktionsindex und

Import bewegten sich bisher genau parallel. Die

Schwankungen der Gesamterzeugung betrugen ein

bestimmtes Vielfache, und zwar rund das Doppelte
des Wertes der Einfuhrschwasnkungen Durch die

angestrebte Erstarkung der Landwirtschaft und

durch Erziehung der Einkommensverwendung
läßt sich das vielleicht langsam ändern, vorläufig
besteht die Bindung. Den Verbrauchsgütern
können wir nicht willkürlich Arbeitskräfte zu-

weisen, sondern vorwiegend der Dauergüter-
erzeugung. Diese öffentlicher Mitwirkung be-

dürfende Wiedereinfchaltung der brachliegenden
Wirtschaftszweige zieht es nach sich, daß die noch
beschäftigten Zweige mindestens vorübergehend
größere Einkommensteile für Dauergüter ab-

zweigen, notfalls abzweigen müssen, denn sie
müssen sich ja in den rohstofflich begrenzten Ver-

brauch mit den Wiederbeschäftigten teilen. Pro-
zentual sind diese Härten unerheblich, doch werden

sie die Preise beunruhigen. Das ist schon im

Schema A bei Angabe der Nachwirkungen (Depres-
sionsfall) berücksichtigt,deutlich ausgedrückt aber

im Schema B.

Dieses Schema B behandelt gleich den äußersten
Fall eines radikalen Arbeitsbeschaffungspro-
gramms. Es berücksichtigtdie gewerblichen Ka-

pazitäten der baulichen und der fabrikatorischen
Zweige. Es begreift eine Berfünffachung im

Tempo der Bauernsiedlung ein ; eine rauhe Maß-
nahme, die zwar jeden landwirtschaftlichen Sied-

lungssachverständigen entsetzen wird und alles in

allem aber an Siedlungswerbern, Familien-
helfern, Bauarbeitern aller Art doch kaum eine
Viertelmillion Leute vom Arbeitsmarkt weg-
nimmt. Dies nur zur Illustration der Schwierig-
keit; die Sachverständigen aller der im Schema B

genannten Gebiete werden dahin gutachten, daß
man auf ihrem Arbeitsgebiet die Leute nicht
unterbringen könne, eher auf dem anderen Ar-

beitsgebiet. Bedacht wurde dabei auch die Pro -

duktivität, die Zukunftsbedeutung im Sinne

einer Landeserschließung, Strukturverbesserung
und endgültigen Lösung in einem neuen

Gleichgewicht. Deren Ziele sind hinlänglich be-

kannt, vorsichtige Ausweitung der landwirtschaft-
lichen Produktion in Wechselwirkung mit einem

gewerblichen Lieferanten- und Abnehmerkreis,
teilweise Um- und Nücksiedlung der vom Lande

stammenden Industriearbeiter auf das Land, An-

siedlung der übrigen Arbeiter in nebenberuflichen
Landsiedlungen, Begünstigung notwendiger Ver-

lagerungen der Industrie u. a. m. Es wurde auch
eine Skala aufgestellt, welche die Bewertung der

zukünftigen Produktivität (dauernde Beschäfti-
gungsmöglichkeit in der geschaffenen Anlage),

einstweilige Arbeitsmarktentlastung und Leich-
tigkeit der Finanzierung (Rentabilität) gegenein-
ander abwägt.

Aus den zugrundeliegenden Aufstellungen sei
hier kurz erwähnt: Mit dem primären Einsatz von

8,2 Mrd. NM würde dieDauergütererzeu-
gung in den behandelten Gruppen von rund
5 Milliarden auf 13 Milliarden, — zuzüglich des

Bedarfes für Haushalte und Borratsmehrungen
auf mehr als 16 Mrd. ansteigen und würde den
Stand von 1928 um ein bescheidenes Maß über-
treffen, wäre aber innerhalb der Dauergüter-
erzeugung anders orientiert als damals. Von be-

sonderem Interesse ist hier die sehr stark arbeits-

ergiebige Gruppe »Sonderzwecke«, bei der eine

Hebung von 1 Mrd. auf nahezu 4 Mrd. erfolgen
müßte, worunter

für forcierte Bauernsiedlung bis zu 0,6 Mrd.,
für Meliorationen (größtenteils

Arbeitsdienst) bis zu
für Wohnungsbau, Wohnungsunter-

haltung, Umsiedlung (Wohnreform) 2,0 Mrd.

fallen. Auf dem Gebiete des B e r k e h r s w e -

sens, wo man die miteinander konkurrierenden

Anforderungen der verschiedenen Verwaltungen
an Hand überlieferter, zum Teil überholter Zah-
len abzustimmen sucht, müssen erst wieder grund-
legende Feststellungen über Standortfragen und
über ein besseres Zusammenspiel der Berkehrsnetze
getroffen werden.

0,5 Mrd.,

C. Finanzierung.
Als Gesichtspunkte werden gewürdigt:
die quantitativen die begleitenden
l. das kapitalwirtschaftliche Die Frage des Zinses

Problem; besonders das
Mißverhältnis zwischen
den für Dauergütererzeus
gung bereiten und den

wünschenswertenVeträgem
Im Mittel der letzten 6

Jahre kaum 10 Mrd. statt
erforderlicher 17 Mrd.

.Die besonderen Finanzie-
rungssragen
Anleihemöglichkeit und
Würdigkeit

Steuerkraft und öffent-
lichen Kassenlage

Vorgriffe vor deren Konso-
lidierung.

l—

Das

cRentabilitätsprvblem

Kreditpolitische Siche-
rung (Garantiegesetz)

In den Jahrzehnten des Aufstiegs stellte man

grundsätzlicheBetrachtungen an, ob der Staat aus

Anleihen »o d e r« aus Steuern zu finanzieren habe.
Diese Fragestellung versagt heute gegenüber den
Ansprüchen der großen Arbeitsbeschaffung; zurzeit
heißt es: entweder Vorgriff durch die Kreditschöp-
fung oder Versackung des Arbeitsmarktes. Etwas
weiter gefaßt lauten die Alternativen
1. hinsichtlich der tragenden Grundlagen der

Finanzierung
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Finanzierung aus Erträgen (Nenten) bei
werbenden Objekten,

Finanzierung aus Steuern bei nicht ren-

tierenden Objekten ;

2. hinsichtlich der durch die Flüssigkeit bedingten
Modalitäten:

Unmittelbare Finanzierung aus laufenden
oder bereits angesammelten Mitteln,

Mittelbare unter Zwischenschaltung von

Krediten und Kapitalrenten
a) konsolidierte Kredite von greifbarem

Kapital,
b) vorgreifende Kredite (bzw. Zwischen-

kredite).

Schon das oben bezifferte Mißverhältnis aus

dem früheren Mehrjahrsdurchschnitt (10 Mrd.

statt 17 Mrd. NM KapitalbereitstellungJ besagt,
daß wir eine lange Erziehungs- oder Umstellungs-
periode brauchen. In der Krise hat sich aber

das Mißverhältnis noch verschärft, statt der

zur Vollbeschäftigung wünschenswerten 17 Mil-

liarden NM für Dauergüter stehen nur 6 Mrd.

zur Verfügung« Der »Konjunkturmechanis-
mus« ist aus dem Takt gefallen (vergl. die Fehl-

diagnosen der letzten Jahre): o h n e K r ed it-

schöpfungen erheblichen Ausmaßes,
ohne Vorgriff auf ihre späteren Ergebnisse ist es

jetzt zahlenmäßig nicht mehr vor-

st ellb ar, in absehbarer Zeit zu einer an-

gemessenen Beschäftigung zu kommen.

Währungspolitische Vorsorge.
Voraussetzung der erforderlichen Kreditschöpfung

ist, daß wir die währungspolitisch vertrauens-

würdige Form finden, der Reichsbank die gesetz-
lichen Garantien für die rechtzeitige Konsoli-
dierung der schwebenden Kredite geben. Ein da-

hin zielendes Finanzgesetz müßte zum Ausdruck

bringen, daß nach Erreichung einer bestimmten
Linie beispielsweise mit Beginn des dritten

Jahres konsolidiert wird, daß, soweit dies am

freien Markt nicht gelingt, zusätzlicheTilgung aus

Steuermitteln, evtl. mit Sparzwang, erfolgt in

einem Tempo, welches der Neuausgabe von Be-

schaffungskrediten das Gleichgewicht hält.
Behielten unsere Konjunkturoptimisten recht, so
könnte man ja alles am freien Markt konsoli-
dieren, und das Gesetz würde, abgesehen von klei-
ner Bremswirkung, auch nicht schaden. In Wirk-

Schema c. Ausnahme und Konsolidierung schwebender Schulden
für Arbeits-Beschaffungen und Strultur-Umbau.
Fürsorgliche Annahme: bescheiden konjunkturelle Ausstrahlung.

Die Betrachtung erfolgt isoliert von etwaigen latenten Schrumpfungs- oder Erstarkungstendenzen.

Mittelgroßes Programm (vergl. Schema A) Beträge in Milliarden-AM.

1. Jahr 2. Jahr Z. Jahr 4. Jahr Be-

(1934) (1935) (1936) (1937) merkungen
S ch onst-ist Tilgungsbeginn Folgende Jahre

A) Annahmen des Beispiels
Auftragssumme der Beschaffung . . . . 4.0 4.0 4.0 4.0 und so fort
Produktionssteigerung einschl.Fortwälzung 5.5 6.5 5·0 5.5

vorsichtig geschätzt

ääazlåteästz
Abdeckung der Zwischen-« Bedarf EDeckungBedarf ZDeckungBedarf ZDeckungBedarf EDeckung

l. Aus flüssigen und kurzfristigen Mitteln
der öffentlichen Kassen vorgelegt . . 2.0 ; 2.0 ; 2.0 ; 2.0
Gedeckt aus den ersparten Arbeitslosen-s Z
unterstützungen etc. . . . . . . . 1.4 1.6 1.25 1.30
Aus baldigen Mehreingängen an g .

Steuern etc. . . . . . . . . . . 0.5 0·8 0.7 0.8

ll. Eigentliche Kreditschöpfung: Vorlage 2.0 2.0 2.0 2.0

Abdeckung:
Aus Tilgungsquoten werbender An- ; ; «

lagen 1—20-». . . . . . . . . .

— 0.04 0.08 0.12 steigend
Durch Konsolidierung am freien Markt ;

«

(je Iho der Produktionssteigerung) . . ;
— —-

5 0.50 0.55 steigend
Durch ergänzende Tilgung aus Steuern Z
oder Sparzwang . . . . . .

— — 1.42 1.33 fallend

c) Zur Beurteilung der kreditpolis
tischen Auswirkung: Die jeweilige Kre-

l
ditausweitung beträgt. . . . . . . . 2.5 4.5 5.0 5i0 )

D) Die jeweilige Entnahme aus öffent-
lichen Mitteln beträgt. . . . . 2.0 2.0 3.42 3.33
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lichkeit wird es nicht fo bequem, es kommt viel-

mehr auf etwas ähnliches heraus, als ob wir nach
Ablauf einer mehrjährigen Schonzeit den größten
Teil der Beschaffungsausgaben laufend aus

Steuermitteln entnähmen (vergl. Schema 0).
Das ist hart in einer Zeit, in der dem Fiskus

infolge Abbau der Hauszinssteuer und Rückfluß
der Steuergutscheine weitere 1,5 Mrd. ausfallen
und auch noch andere Steuerabbauten zugesagt
sind· Aber es ist keine andere Wahl: Struktur-
umbau unter großen fteuerlichen Entnahmen aus

einer stärker durchbluteten Wirtschaft oder klei-

nere, prozentual gleich einschneidende Entnahme
aus einer schrumpfenden Wirtschaft, die mit der

Weiterfristung ungenutzter Arbeitskräfte belastet
bleibt.

Die Vorgriffe bedeuten auch bei finanzgesetz-
licher Garantie immerhin ein Wagnis. Im

Schema C wird fürsorglich der ungünstige Fall
des Ausbleibens einer spontanen Konjunktur zu-

grunde gelegt. In dem Schema sind weiter die

ersparten Arbeitslosenunterstützungenund die als-
bald einfetzenden steuerlichen und sonstigen Rück-
flüsse an die öffentlichen Kassen, als nur kurz-
fristig vorzustrecken, besonders kenntlich gemacht.
Diese Entlastungen sind vorsichtig angenommen.

Praktifcher Zweck des Schemas c ist, rechtzeitig
eine greifbare Vorstellung über die ungefähren
und finanzgesetzlichen Notwendigkeiten zu bilden.
Die Anhänger der Ankurbelung machen sichs viel-

fach etwas leicht; soweit sie mehr freiwirtschaftliche
Hoffnungen hegen, überlassen sie das Weitere der

»steigenden Wirtschaftskraft«, soweit sie macht-
mäßig vorgehen wollen den steigenden Rückflüssen
Aber Finanzminister und Neichsbank werden fich
ohne Zahlen über den Zuschußbedarf kaum zu-
frieden geben. Das Schema bedarf keiner ganz
genauen Zahlen; es kann einige überschüssige
Sicherheiten belassen. Viele Autoren beurteilen

die Frage der Rückflüsse in die öffentlichen Kassen
zahlenmäßig günstiger. Im besonderen erwartet

Tholens weitergehende Erleichterungen aus der

Beendigung der Reparations- und Borgwirtschaft.
Diese Erleichterung ist hier bereits in den Struk-

turverhältnissen und in dem zeitlichen Ablauf mit-

berücksichtigt· Bei fortdauernder Geldabziehung
wären die Aussichten um so Viel mehr verschlech-
tert. Auch die erwarteten Nückflüsse bei den

öffentlichenKasfen sollte man nicht voll einsetzen
—- die konjunkturbedingten Nückflußgeschwindig-
keiten find noch unsicher. Andererseits werden die

öffentlichenKassen noch durch den Zustand der

Gemeindefinanzen und — trotz des Konjunktur-
optimismus — durch Leistungsrückgang bei den

Nealfteuern bedroht.

Ein durchgreifendes Arbeitsbeschaffungspro-
gramm wird mit erheblichen Widerständen zu

rechnen haben; die Hilflosigkeit der National-

ökonomie in quantitativen oder gar konstruktiven
Fragen hat alle planmäßigen Ueberlegungen so
in Verruf gebracht, daß weite Kreise freiwirt-
schaftliches Hinsiechen des Arbeitsmarktes vor-

ziehen. Gefährlich sind Optimisten, die verspre-
chen, die nunmehr von marxistischen Hemmungen
befreite Wirtschaft werde fich ganz von selbst
hochkurbeln. Vorzuziehen sind demgegenüber
die allerdings seltenen Gegner der Arbeits-

beschaffung, die ohne Winkelzüge aussprechen,
daß sie Arbeitslosigkeit für ein unabwend-
bares Schicksal halten.
Ausmaß und Tempo des Kampfes zu bestimmen

ist Sache der Regierung Die Wirtschaftsliteratur
soll verläsfige Waffen, brauchbare Maßstäbe lie-

fern, sei es für begrenzte, sei es für radikale Maß-
nahmen. Die Zahlen der obigen Schemata be-

sagen hierzu:
Im langjährigen Durchschnitt der Umftellungs-

periode ist die Arbeitsergiebigkeit kleiner,
die auf Vollbeschäftigung oder bestimmten Be-

schäftigungsgradgerichtete finanzielle- Anstrengung
größer als die Freunde der »Ankurbelung« anzu-

nehmen pflegen und größer als die Budget- und

Bankspezialisten nach ihrer heutigen Einstellung
für diskutabel halten. Die Vollbeschäftigung setzt
etwa eben so viele Milliarden voraus, als die

Kapitalmarktsachverständigen in Hunderten von

Millionen diskutieren. Aus der Stagnation her-
aus ist eine radikale Behebung ohne Milliar-

denvorgriffe nicht mehr vorstellbar.

Bezüglich der Richtung, in der die Ar-

beitslosen anzusetzen sind, ergeben sich in den

erften Iahren Beengungen bei den einzelnen
Zweigen; Konsumverarbeitung und Landwirt-

schaft können nur so langsam aufnehmen, daß die

Gruppe der Dauergüter, insbesondere Bau, jah-
relang stärker besetzt, nach herkömmlichen Begrif-
fen übersetzt werden muß. Bezüglich des End-

ziels, Strukturenbau und Umsiedlung, dürfte
Einigkeit bestehen.
Daß die erforderlichen Milliardenbeträge aus

der Stagnation heraus weder durch Steuern

noch durch Anleihen, sondern nur durch Vorgriffe
auf späteren vollsaftigen Umlauf aufzubringen
find, ist bekannt.

Die sogenannte Sachwertdeckung genügt zur

Sicherung deshalb nicht, weil die Produktivität
der Anlagen vorläufig nicht voll ausgenutzt wird
und nicht restlos dem Bauherrn zugute kommt. Auch
darf die Auftürmung nicht konsolidierter Kredite
ein gewisses Vertrauen und Geldwert bedrohen-
des Maß nicht überschreiten. Daraus folgt die
im Schema O dargestellte Notwendigkeit, nach Ab-

lauf einer Schonfrist erhebliche Beträge zur Til-
gung oder Konsolidierung aus Steuermitteln
oder aus Sparzwang bereitzustellen. Hierzu be-
darf es eines langfriftigen Iahresplanes und
finanzgesetzlicher Sicherung in späteren Erträgen
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Die Mirtschaftlichkeit der Arbeitsbefkhaffung
Von Martin Pfannschmidt, Berlin.

Einen Monat nach der großen Mairede des

Führers Adolf Hitler über die Arbeitsbeschaffung
wurden am 1· Juni durch das »Gefetz zur

Verminderung der Arbeitslosig-
keit« bis zu einer Milliarde Arbeitsschatzanwei-
sungen für fast alle Zweige der Siedlung bewil-

ligt. Landwirtschaftliche Siedlung, vorstädtifche
Siedlung, Reparaturen in Hoch- und Tiefbau,
Straßenbau und Flußregulierungen sind berück-
sichtigt.

Den bisher ernsthaftesten Versuch, sich über
eine planmäßige Verwendung dieser Mittel

Rechenschaft zu geben, stellt eine kürzlich erschie-
nene Veröffentlichung des Reichskuratoriums für
Wirtschaftlichkeit und ihm nahestehender Fach-
kreise über »Arb eitsbeschaffung« dar.1)

In klarer Absage an eine überspannte Plan-
wirtschaft und eine »Kollektivierung der Ver-

antwortung und der V erlust e« sehen die Ver-

fasser ihre wirtschaftspolitische Aufgabe in einer

planvolleren Steuerung der Wirtschaft
auf Grund einer genauen Kennt-

nis ihres Bestandes und ihrer Dy-
namik. »Das auf Zahlen begründete Wissen
und die inituitive Erfassung unserer heutigen
Wirtschaftslage ist die Voraussetzung für das Ge-

lingen.« An beiden fehlt es allerdings zurzeit
noch völlig. Nach ungeheuren Aufwendungen des

Enquåteausschusses und nach langjähriger Tätig-
keit des Niefenapparates der Landesarbeitsver-

waltung muß offen zugegeben werden: »Eine

exakte regional und nach Branchen untergeglie-
derte Arbeit über den Istbestand in der Wirt-

schaft gibt es nicht« (!). Die vordringlichsten Le-

bensfragen der deutschen Nation sind damit bis

heute unbeantwortet geblieben. Zuzustimmen ist
daher dem Appell an die örtlichen Führerpersön-
lichkeiten, diese Kenntnislücken durch unabhängige
sachliche Forschung baldigst zu schließen,und an die

verantwortlichen zentralen Stellen, die physiolo-
gischen und verwaltungstechnischen Schwierig-
keiten zu beseitigen, die sich bisher derartigen
Forschungen in den Weg gestellt haben. — Die

empfohlene Beobachtung einiger Großstädte allein

wird hier allerdings nicht genügen. Das Problem
Groß-Berlin ist beispielsweise mit den Arbeits-

märkten der gesamten Ostgebiete verflochten. Auch
können die vorliegenden Erkenntnismängel nicht
allein mit dem Fehlen einer einheitlichen Sta-

1) Arbeitsbeschaffung, eine Gemeinschaftsarbeit,
unter Mitwirkung zahlreicher Fachleute bearbeitet
von Dr. Heinrich Dräger, Dr. Hans Lambrecht, Dr.

Fritz Reuter, Otto D. Schaefer und Werner T.

Schaurte. Verlag von Neimar Hobbing 1933.
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tistik entschuldigt werden.

Erhebungsbezirke (Verwaltungsbezirke, Landes-

arbeitsämter, Reichsbankdirektionen, Oberpost-
direktionen, Postscheckämter,Landwirtschaftskam-
mern, Industrie- und Handelskammern, Landes-

kulturämter) ist allerdings verwirrend. Ein tie-

ferer Grund für diese Versager dürfte jedoch in
einer mangelhaften Kenntnis der fchicksalhaften
Verbundenheit liegen, in der alle Teile der

Volkswirtschaft miteinander verflochten sind, und
in der insbesondere die Wirtschaften innerhalb
der einzelnen Landschaften zusammenhängen. Auch
diese Erkenntnis ist letzten Endes bluts-, gefühl-
und willensbedingt· Die gesellschaftlichen und

wirtschaftlichen Nöte der heutigen Krife werden

diese Grunderkenntnis bald zur Genüge verbrei-
tern. Erst wenn es hierüber nur noch eine öffent-
liche Meinung gibt, werden die im Vordergrund
stehenden Schwierigkeiten und andere psycholo-
gische Hemmungen beseitigt werden. Erst dann
wird der Weg zu einer durchdringenden Gesamt-
erkenntnis unseres Wirtschaftslebens und feiner
Krankheitsherde und zu einem planvollen Ein-

satz heilender Mittel der Arbeitsbefchaffung und
des Arbeitsdienftes frei sein. Der Weg zu dieser
Erkenntnis wiederum wird allerdings schwerlich
in der empfohlenen Ausdehnung von Betriebs-
kontrollen des Reichskuratoriums für Wirtschaft-
lichkeit liegen, bei der über betriebstechnischen
Fragen die fortwährenden Wandlungen der

Märkte und die Notwendigkeit eines berufsstän-
dischen Zusammenspiels der verschiedenen Teile
der Wirtschaft übersehen werden.

Bei der Würdigung der einzelnen Fach-
gebiete der Denkschrift nimmt nicht wunder,
wenn gegenüber Investierungen mit unmittelba-

rem Wirtschaftsertrag (Wirtschaftsgütern erster
Ordnung) Investierungen mit abgeleiteten oder

erst später eintretenden und daher schwerer sicht-
baren Erträgen schlechter abschneiden, obwohl sie
als Güter höherer Ordnung von gleich großer
oder größerer Bedeutung fein können und ob-

wohl gerade hier die wirtschaftsbelebende Wir-

kung durch Ueberwälzungen besonders stark sein
kann.«2) Im einzelnen werden besonders Investie-
rungen in Anlagen für Verkehr und Ver-

sorgung befürwortet. An die Spitze werden

Unterhaltung und Bau von Straßen gestellt.
Die Abhängigkeit.ihrer auf 6 Prozent (?) ver-

anfchlagten Wirtschaftlichkeit von einer planmäßi-
gen Anpassung an die örtlichen Verkehrsbedürf-
nisse und Verkehrsstärken wird jedoch nicht ge-

nügend beachtet. Die empfohlene Gründung einer

Die Fülle statiftischer

2) Vgl. Dr. Kurt Seesemann auf S. 330fi.



Kreditanstalt für Straßenbau ist beachtlich, darf
aber nicht zu einer Finanzierung durch Inter-

essenverbände führen. Bei den Arbeiten der

Neichsb ahn wird die Notwendigkeit der Be-

seitigung schienengleicher Kreuzungen besonders
betont· Die Einstellung zu den Wasserstra-
ßen ist entgegen früheren Angriffen bejahend,
ohne daß eine Dringlichkeitsskala überzeugen
konnte, die den Oderausbau erst an 5. Stelle
nennt und den anschließendenOder-March-Donau-
Kanal und den Ausbau des Kloditz-Stichkanals
überhaupt nicht erwähnt. Für die ostdeutsche
Wirtschaft und Siedlung dürften diese Projekte
neben dem Mittellandkanal an erster Stelle

stehen. Neichspost, Luftschutz und Luft-
fahrt bilden weitere Investierungsmöglichkei-
ten. Eingehend wird die Elektrowirtschaft
behandelt· Nach großen Jnvestierungen in

Kraftgewinnungsanlagen liegen hier neue Auf-
gaben in einer besseren Verbundwirtschaft der

Kraftgewinnungsanlagen und in neuen Strom-

transportanlagen in unerschlossene Gebiete, die

inzwischen durch die von Dr. Endrucks neu-

gegründete Elektrokammer als der berufsständi-
schen Vertretung der Elektrowirtschaft und durch
die Deutsche Gesellschaft für elektrische Unterneh-
mungen in Angriff genommen worden sind. Diese
Arbeiten sind volkswirtschaftlich ebenso erwünscht
wie sie sich privatwirtschaftlich weniger rentieren.

Jnvestierungen in der landwirtschaftli-
chen Siedlung, Hebung der landwirtschaft-
lichen Erträge und Entschuldung und Siedlung
werden in richtige Verbindung gebracht. Uner-

wähnt bleibt jedoch die Anpassung der Siedlung
an stark wechselnde Bodengüten, deren Notwen-

digkeit mit dem Fortschreiten der Bodenkartie-

rung von Professor H. Stremme. Danziq immer

dringlicher hervortritt. Unerwähnt bleibt auch
die Notwendigkeit einer Umstellung des land-

wirtschaftlichen Nealkredites insbesondere bei den

östlichen Landschaften, die immer noch ständischen
Bindungen unterliegen und außerdem die mit den

Hypothekenstücklungenfür bäuerliche Siedlungen
verbundenen Mehrarbeiten scheuen. Ebenso bleibt

die Möglichkeit unerörtert. den Baraufwand für
neue Siedlerstellen durch Verrentung der Boden-

werte entscheidend zu senken.

Wesentlich ist die Feststellung des Verbandes

deutscher Kulturgenossenschaften, daß Melio-

rationen auf den (schlechten)Roggenböden
unwirtschaftlich und daher grundsätzlich abzuleh-
nen sind. Wesentlich ist auch die Feststellung,
daß 5 Millionen Hektar, das sind etwa ein

Sechstel der landwirtschaftlichen Kulturfläche, um-

zUIegen sind. Nach Berechnungen des Reichs-
kuratoriums für Technik in der Landwirtschaft
wird der Ertrag dieser Flächen durch fehlende
Vereinigung um etwa 20 Prozent gesteigert. Er-

forderlich ist hierfür allerdings eine Senkung der

Kosten des Umlegungsverfahrens, die heute 200

bis 300 RM. je Hektar gegenüber 50 bis 100 NM.
Vor dem Kriege betragen. Luftbildmessung und
eine Verbindung mit der neuen Einheitsbewer-
tung geben hierzu ausreichende Möglichkeiten.
Die Fragen der Deichbauten und des Ueber-

schwemmungsschutzes werden am Beispiel des

Elbe-Havelwinkels erläutert. Sie belegen erneut
die Notwendigkeit einer einheitlichen Reichs-
wasserwirtschaft, die eine weitere Eindeichung
und Trockenlegung von »Hochwasserschwämmen«
an den mittleren Stromläufen nur in Zusam-
menhang mit der Regulierung der gesamten
Flußläufe und mit Talsperrenbauten in den
Quellgebieten lösen kann.

Am umstrittensten sind wie stets
die städtischen Siedlungsfragen. Ein

Gutachter der Haus- und Grundbesitzer hält
Hausreparaturen für besonders wirt-

schaftlich, denn die dadurch eintretende Erhöhung
der Hauswerte mache »zweite Hypotheken wieder

möglich und das sichvergrößernde Kapitalvolumen
verhindere einen Rückschlag in der eintretenden

Belebung«. Professor O. Siedler warnt dagegen
vor Fehlinvestierungen von Hausreparaturen in

Sanierungsgebieten, die in sämtlichen Innen-

städten unverzüglich planmäßig festzustellen sein
werden· Fraglich erscheinen hierbei allerdings
wiederum Wirtschaftlichkeitsberechnungen, auf die
Siedler in Anlehnung an den früheren Berliner
Stadtbaurat Martin Wagner seine Forderungen
des »Umbaues Deutschlands« stützt.Was sind die
Merkmale eines städtebaulichen Wirkungsgrades
der Berliner Innenstadt von 30—50Z? Genügen
hierfür einige Verkehrszählungen oder Berechnun-
gen der zurzeit genutzten Energiekapazitäten? Bie-

ten nicht diesen mechanischen Merkmalen gegen-
über der gesundheitliche Verfall und die Arbeits-

losigkeit der Berliner Bevölkerung lebensvollere
Merkmale? Weisen diese Merkmale nicht auch
besser auf die Mittel hin, mit denen Berlin und
andere Großstädte zu gesunden sind? Leider fehlt
auch den in der Denkschrift wiedergegebenen P l a-

nungen neuer Vorstädte im Norden
u n d O st e n B e r l i n s die notwendige Beweis-

kraft, da sie ohne Berücksichtigung der weiteren

industriellen Entwicklungsmöglichkeiten ausge-
stellt worden sind. Die Herausgeber der Denk-

schrift stoßen bei dieser Gelegenheit wieder einmal

auf die befremdliche Tatsache, daß in einer Zeit
lebhaftester Siedlungsentwicklung immer noch
keine gut durchgaerbeiteten durchführungsreifen
Planungen im Vorfeld von Berlin bestehen, bei
dem gläubigen Siedlungswillen und der äußersten
Wirtschaftsnot vieler hunderttausender Berliner
Siedler eine erschütternde Tatsache, die durch den
letzten Geschäftsbericht des Landungsplanungsver-
bandes Berlin-Mitte und durch Angaben-der jetzt
verantwortlichen städtischenStellen voll und ganz
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bestätigt wird.3) Die Aufgabe einer Steigerung
der Bodenproduktivität durch nebenberufliche
Nutzgartenfiedlungen wird auffallenderweise nicht
erwähnt. Betont wird dagegen der enge Zusam-
menhang zwischen innenstädtischerSanie-
rung und Neuansiedlung in den

A u ß e n g e b i et e n. Hervorgehoben werden

auch die Möglichkeiten einer N a t i o n a l i s i e -

rung der städtifchen Abwasfer- und

N i e f e l w i r t s cha ft durch verbesserte Beriese-
lung und Beregnungsanlagen an Stelle neuer

aufwendiger Großkläranlagen, deren Anlage vom

Tiefbauamt der Stadt Berlin immer noch weiter

erwogen wird.

Reifer als diese Großberiner Fragen sind städte-
bauliche Vorschläge aus Groß-Hamburg, die durch
die dortige Landesplanung bearbeitet worden

sind. Von den Vorschlägen des neuen Hamburger
Oberbaudirektors Dr. Ing. Köfter ist inzwischen
bereits der Sanierungsplan des Gängeviertels
bekant geworden. Aehnliche Vorschläge Dr. Ing.
Hayesens werden allerdings durch überhöhte
Grundstückpreise von NM 310 je Quadratmeter

untragbar. Derartige Preise werden nur durch
ein engeres Ineinandergreifen von Planung und

Nealkredit bei den Sanierungsplänen berichtigt
werden können. Es darf den Verfassern Dank ge-

sagt werden, daß sie durch das Herausstellen dieser
ungelösten Fragen Lücken in der Erkenntnis der

siedlungspolitischen Zusammenhänge und Fehler

in der bisherigen Investierungspolitik aufgehellt
haben. Sache der neuen Regierung wird es fein,
in sämtlichen Provinzen und Ländern die L an-

d e s pl a n u n g e n soweit voranzutreiben und

arbeitsfähig zu machen, daß endlich die Wirt-

schaftlichkeit aller Jnvestitionen in der landwirt-

schaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Siedlung
und in ihren Folgeeinrichtungen für Verkehr und

Verforgung großflächig übersehen werden kann.

Offen bleiben in der Denkfchrift wie bei allen

bisherigen Vorschlägen die F i n a n z i e r u n g s -

fragen. Die einzige feste Tatsache der finanz-
theoretifchen Erörterungen bildet letzten Endes die
alte Erkenntnis, daß Kredit Vertrauen bedeutet.

Dieses Vertrauen aber dürfte in erster Linie da-

durch geschaffen werden, daß in engster landschaft-
licher Zusammenarbeit von Landesplanungen,
Siedlungsträgern, Verwaltungs- und Berufsstän-
den die verschiedenartigen Investierungen von

Siedlung und Arbeitsbeschaffung in planmäßigem
Zusammenhang an den wirtschaftlichsten Stellen

eingesetzt werden. Aufgabe der Zentralstellen
wird es fein, im Sinne der Denkfchrift die dieser
Lösung entgegenstehenden Hemmungen zu beseiti-
gen und über die letzte große Verteilung der

öffentlichen Mittel für Arbeitsbefchaffung und

Siedlung auf Grund klarer Einsicht in die land-

schaftlichen Wirtschaftszusammenhänge und Pla-
nungsaufgaben zu entscheiden.

Förderung der Privatinitiative
bei der Finanzierung des Wohnungs- und Siedlungsbaues

Von Dr. Ferdinand Neumann, Berlin.

In Zeiten steigender Konjunktur bevorzugt das

Privatkapital die Wirtschaftsunternehmungen,
weil die Anlage des Geldes in diesen Betrieben

den beftmöglichen Ertrag bei relativ geringem
Risiko verspricht. Dagegen galt der Wohnungs-
bau in Krisenzeiten als günstige Anlagemöglich-
keit. Das Eigenartige und Erschwerende der nun-

mehr weichenden Wirtschaftskrise besteht darin,
daß infolge der fast unentwirrbaren Kreditver-

flechtung und der Fehler der marxistifchen Woh-
nungspolitik jetzt wenig anlagesuchendes Privat-
kapital für den Wohnungs- und Siedlungsbau

Z) Unverftändlich bleibt dabei eine weitere Be-

rechnung der Verfasser, nach der die »Wirtfchaftlich-
keit« derartiger städtebaulicher Aufwendungen sich auf
2 bis 3 v. H. gegenüber 3 bis 4 v. H. bei Aufwendun-
gen für landwirtfchaftliche Siedlungen und für Lan-
deskultur belaufen soll. Wie überall hängt hier ganz
besonders die Wirtschaftlichkeit des Städteorganismus
von der Wirtschaftlichkeit seiner Teile ab. Diese kann
wiederum nur durch zielbewußte städtebauliche Ge-

famtplanungen gesichert werden.

vorhanden ist. Darum ist es für den Wohnungs-
und Siedlungsbau der Zukunft eine Lebensfrage,
daß wenigstens die geringen Mittel, die frei sind,
einer zweckentsprechenden, wirtschaftlich gerecht-
fertigten Verwendung zugeführt werden.

In dieser Erkenntnis betrachten es die Heim-
stätten-Treuhandgefellfchaften als eine ihrer
Hauptaufgaben, den privaten Geldgebern durch
ihre treuhänderische Tätigkeit jede Gewähr dafür
zu geben, daß ihre Geldmittel in der Wohnungs-
wirtschaft fubstanz- und ertragsicher angelegt wer-

den können. Daneben gilt es zur Beschaffung VOU

Arbeit und Wohnraum im Sinne der siedlungs-
politifchen Grundsätze mit Hilfe der öffent-

lichen Zufchüfse einen möglichst gro-

ßen Teil Privatkapital für den Bau-
markt zu gewinnen. Darum wird der Kapi-
talmarkt aufmerksam beobachtet. Alle Kanäle des

privaten Geldlaufes find zu ergründen und zu

öffnen, um zum Nutzen der gesamten Wirtschaft
das Möglichste bei der Finanzierung des Woh-
nungs- und Siedlungsbaues zu erreichen.
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Die Geldmarktlage in den einzelnen Wirtschafts-

bezirken.

Nach den bisherigen Beobachtungen gewähren
P r i v a t l e u t e erste Hypotheken nur auf Grund

persönlichen Bertrauens (Oberschlesien, Ostpreu-
ßen) und des Bertrauens in die Zinsstabilität
(Provinz Sachsen). Private Hypotheken-
banken bevorzugen immer noch große Objekte
(Nheinprovinz). Die Pfandbriefbanken
scheiden leider wegen des Tiefstandes der Pfand-
briefkurse immer noch als Finanzquelle für den

Wohnungs- und Siedlungsbau aus. Gegen die

Beleihung von Kleinobjekten bestehen bei diesen
Instituten außerdem wegen der hohen Verwal-

tungskosten Bedenken. S t i l lh a l t e g e l d e r

wurden bisher in erster Linie für eine Umschul-
dung des Altbesitzes verwendet, gleichfalls unter

Bevorzugung großer Objekte und sollen nach
Aeußerungen von NeichsbankpräsidentSchacht nicht
mehr im Inland investiert werden. Die S p a r -

ka s s e n werden an einer produktiven Beleihungs-
tätigkeit durch die bestehenden Liquiditätsbestim-
mungen gehindert. Die öffentlichen Ber-

sicherungsgesellschaften beteiligen sich
vereinzelt bereits am K l ein siedlungswesen. Die

Neichsanstalt für Arbeitslosenvermittlung und

Arbeitslosenversicherung stellt je 800 NM für Gi-

genheime zur Verfügung. Die Landesfeuerver-
sicherung in Westfalen und die Feuersozietät in

Ostpreußen haben nennenswerte Beträge bereitge-
stellt. Dagegen bevorzugen die priv aten

Bersicherungsgesellschaften immer

noch große Objekte (Niederschlesien) und halten
an dem Grundsatz fest, nur innerhalb der Städte

zu beleihen (Rheinland). Gegenüber der Finan-
zierung des Kleinsiedlungswesens besteht bei die-

sen Instituten zwar keine grundsätzliche Abnei-

gung. Die bisherige Zurückhaltung beruht viel-

mehr in der Sorge für die Liquidität und in den

Bedenken gegenüber dem notwendigen Verwal-

tungsaufwand bei Kleinhypotheken Die Bau-

sparkassen fördern mehr den Villenbau als

die Kleinsiedlung Ausnahmen sind die West-
fälische Landesbausparkasse, die jährlich einen

namhaften Betrag dem Kleinwohnungsbau zu-

führen will, und die Beamtenbausparkasse, bei der

auch kleine Beamte für ihr bescheidenes Eigen-
heim sparen. Soweit es sichbei den Bausparkassen
um eine ohne jede öffentliche Förderung arbei-

tende Selbsthilfe handelt, muß die Entscheidung
über die Verwendung der Spar- und Darlehns-
mittel den Sparern selbst überlassen bleiben.

Wenn aber irgendeine öffentliche Unterstützung
zur Beschleunigung der Zuteilung gewährt wird,
wie der dem Reichsverbande der Bausparkassen
von der Reichsversicherungsanstaltfür Angestellte
in Aussicht gestellte Betrag von 100 Millionen,
dann dürfen die Mittel nur zu Gigenheimen und

Siedlungen verwandt werden, die nach ihrer An-
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lage und Größe den allgemeinen siedlungspoliti-
schen Nichtlinien entsprechen.

Zweite Hypotheken für den Wohnungs- und

Siedlungsbau sind auf dem privaten Kapitalmarkt
kaum zu beschaffen. Nur in vereinzelten Fällen
persönlichen Bertrauens der Beteiligten sind
kleine Beträge bereitgestellt worden. Außerdem
sind fürnebenberufliche Landfiedlun-
gen von Arbeitgebern in wohlbedachter Sorge
für die Erhaltung und wirtschaftliche Kräftigung
ihres Arbeiterstammes Mittel gegeben worden, oft
aber nur zur ersten Stelle unter Einräumung des

Vorrangs gegenüber dem Neichsdarlehen. Die

Mittel der Arbeitgeber sind aber in allen Fällen
nur gering, allerhöchstens bis zu 1000 RM je
Stelle. Im allgemeinen versuchen die Arbeitgeber
freiwerdende Kapitalien für die erhosfte Konjunk-
tur flüssig zu halten (Westfalen). Die Frage
der zweiten Hypothek bleibt daher
nach wie vor ungelöst. Wenn nicht das

Reich Neichsbaudarlehen für Eigen-
heim e und die Heimstätten-Treuhandgesellschaf-
ten aus den vorhandenen eigenen Mitteln mit-

telfristige Kleinhypotheken zur zwei-
ten Stelle bereitstellten, dann bestünde heute für
den Kleinwohnungsbau keine Möglichkeit, diese
Lücke im Finanzierungsplan ausfüllen. Die Mit-

tel für die Neichsbaudarlehen sind jedoch so ge-

ring — auch mit den jetzt zugesagten 20 Mill. NM

läßt sich nur ein kleiner Teil des Bedarfes befrie-
digen — und die Hilfe der Heimstätten tatsächlich
auch satzungsmäßig nur beschränkt,daß e i n e g e -

setzliche Regelung des Problems der

zweiten Hypothek unaufschiebbar ist.
Eigenkapital ist für den Wohnungs- und Sied-

lungsbau in allen Bezirken bis zu 20 Prozent der

Bausumme verfügbar. Mit Hilfe der Reichs-
baudarlehen für Gigenheime können sogar
30 Prozent Eigenkapital im Sinne der Be-

stimmungen für die Gewährung dieser Reichs-
baudarlehen für die Bauwirtschaft gewonnen
werden. Bei den nebenberuflichen Land-

fiedlungen muß das Gigenkapital der anzu-

siedelnden Arbeiter allerdings ersetzt werden

durch Mithilfe beim Bau und Zuschüsseder betei-

ligten Arbeitgeber. Im allgemeinen kann man

aber gerade wegen der noch vorhandenen Eigen-
kapitalien feststellen, daß die P riv a t i n i t i a -

tive im Wohnungs- und Siedlungs-
wesen sich wieder zu regen beginnt.
Es ist Ausgabe der öffentlichen Wohnungspolitik,
diese Kräfte zu sammeln, mit der notwendigen
Hilfe bei der zusätzlichenFinanzierung zu entfal-
ten und vermöge der so gewonnenen Machtmittel
in die rechten Bahnen zu lenken.

Mittel zur Behebung der Finanzierungsschwie-
rigkeiten
müssen mit größter Schnelligkeit geschaffen wer-

den. Auf dem Gebiete der erftstelligen



Beleihung en werden fich in erster Linie die

Maßnahmen fördernd auswirken, die infolge der

Neuordnung des Bankwesens zu erwarten sind.
Der Beauftragte für Wirtschaftsfragen, Wilhelm
Keppler, betonte in der Eröffnungsfitzung des
nationalen Banken-Untersuchungsausschusses, daß
mit größter Beschleunigung daran gearbeitet wer-

den müsse, um das Bankwesen wieder so zu ge-
stalten, daß es seine volkswirtschaftlichen Arbeiten

erfüllen kann. Die Verteilung der Arbeiten zwi-
schen den einzelnen Arten der Institute wird da-
bei eingehend geprüft und neu geordnet werden.
Die Sparkassen sollen wiederum sicherste und zu-

verlässigste Institute werden. Keppler hob aus-

drücklich als Hauptaufgabe der Spar-
kassen die Beleihung der Eigenheim-
b a u t en hervor: »Der Nationalsozialismus sieht
die beste Anlage für den Spargroschen darin, daß
der Arbeiter wieder in den Besitz eines eigenen
Heimes kommt, nm so wieder mit dem Boden

seiner Heimat zu verwachsen. Auch hier ist die

Gewährung der Realkredite eine Aufgabe, die der

Sparkasse zufallen soll.« Im übrigen kann der
Markt für die erste Hypothek durch eine plan-
mäßige Aufklärung und behördliche Einwirkung
auf die Geldgeber gebessert werden. Dem häufi-
gen Einwand, daß Kleinhypotheken zu hohe Ver-

waltungskosten verursachen, kann durch Einschal-
tung der provinziellen Heimstätten oder anderer

geeigneter Institute als Treuhandftellen be-

gegnet werden. Diese Gesellschaften überneh-
men ein Gesamtkontingent und verteilen es

auf die einzelnen Objekte. Sie können auch das

Zinsinkasso ohne großen Aufwand durchführen,
weil sie bei den meisten Bauvorhaben, für die

solche Kleinhypotheken benötigt werden, schon aus

irgendeinem anderen Grunde tätig sind und dar-

um die Verwaltung übernommen haben.

Die Beschaffung der zweitstelligen
H y p o t h e k e n wird nur durch zusätzlicheSiche-
rungsmittel oder durch Zuschüssedes Reiches oder

der Länder geregelt werden können. Die Reichs-
bürgschaft ist dabei die wesentlichste Möglichkeit.
Die Gewährung der Bürgschaft muß ohne nen-

nenswerten Verwaltungsaufwand und auf schnel-
lem Wege ermöglicht werden. Die Voraussetzun-
gen werden durch ein befonderes Gesetz zu schaffen
sein.««-)Die Gründung eines besonderen Instituts
für den zweitstelligen Hypothekenkredit wird sich
dabei empfehlen.

Die notwendige Ergänzung dieser Organisation
zur Finanzierung des Wohnungs- und Kleinsied-
lungsbaues bilden die Heimstätten-Treuhand-
gesellschaften, die als Treuhänder für die Bau-

herren das Fremdkapital beschaffen und für die

Geldgeber die Durchführung des Bauvorhabens
und Sicherung der Hypotheken übernehmen. In-
dem sie diese Aufgabe erfüllen und notfalls aus

eigenen Mitteln oder unter Mitwirkung der deut-

schen Bau- und Bodenbank die Zwischenfinanzie-
rung übernehmen, fördern sie die Privatinitiative
im Wohnungs- und Kleinsiedlungswesen, ohne
deren tätigen Anteil eine Gesundung der Bau-

wirtschaft nicht möglich ist, und tragen damit auch
wirksam zur Arbeitsbeschaffung bei.

Arbeitsbefchaffung und Siedlung in Niederschlefien
Von Privatdozent Dr. N. Hellwig, Breslau, Geschäftsführer der Schlesischen Heimstätte

Neben der agrarpolitisch und nationalpolitisch
bedingten Notwendigkeit einer verstärkten bäuer-

lichen Siedlung (Schaffung von Neubauern) steht
in Schlesien die ebenso dringende und nach der

Zahl der dafür in Frage kommenden Menschen
noch größere Aufgabe, einem möglichst großen
Teil unserer Erwerbslosen und Kurzarbeiter durch
Ansetzung auf kleineren oder größeren Siedler-

ftellen wirtschaftlich zu stärken und wenigstens zum
Teil vom Arbeitsmarkt unabhängig zu machen.
Bestimmte Industriezweige Schlesiens leiden un-

ter einer strukturellen Absatzschrumpfung, welche
zum Teil durch eine Folge der neuen Grenzziehung
und der Herausbildung neuer Nationalftaaten im

Südosteuropa, zum Teil eine Folge der in diesen
Wirtschaftszweigen vor sich gegangenen Bedarfs-
verlagerung ist. Diese Verhältnisse zwingen dazu,
damit zu rechnen, daß von der großen Zahl der
in Schlesien vorhandenen Erwerbslosen und Kurz-
arbeiter viele auf absehbare Zeit hinaus nicht
wieder oder wenigstens nicht mehr wieder voll in
Arbeit kommen können. Diesen Menschen muß
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durch die Ansetzung auf kleinen oder größeren
Siedlerftellen die Möglichkeit gegeben werden,
ihren Verdienstausfall durch den Ertrag der Ar-

beit auf der eigenen Scholle zu ersetzen, um fie von

der öffentlichen Unterstützung unabhängiger zu

machen und in ganzen Industriezweigen die wirt-

schaftlichen Voraussetzungen für einen Uebergang
zur Kurzarbeit und-damit zu einer stärkeren Ar-

beitsstreckung zu schaffen. Die Siedlungsaufgaben
in Schlesien liegen auf folgenden Gebieten:

Die bäuerliche Siedlung (Schaffung von Neu-

bauern) muß aus nationalpolitischen Gründen

vornehmlich in dem Gebiet rechts der Oder
betrieben werden, und zwar in einem weit über
das bisherige Maß hinausgehenden Umfang,
wenn überhaupt ein nennenswerter Siedlungs-
effekt erzielt werden soll. Als Personenkreis für
diefe bäuerliche Siedlung kommen in erster Linie

k) Vgl. für Hamburg: Gesetz über die Errich-
tung einer Hamburgischen Baubank vom 2. August
1933 (Siedl. u. Wirtsch. H. 8 S. 319 f.).
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die nachgeborenen Bauernsöhne und die Land-

arbeiter in Frage. In beschränktemUmfang muß
daneben aber auch die Umsiedlung von zuletzt in

gewerblichen Berufen tätig gewesenen Menschen
inden landwirtschaftlichen Hauptberuf betrieben

werden, um die aus arbeitsmarktpolitifchen Grün-

den dringend erforderliche Aussiedlung aus be-

stimmten unter der strukturellen Wirtschaftskrise
leidenden Bezirken zu ermöglichen.

Um die bäuerliche Siedlung dem soeben ge-

kennzeichneten Personenkreis in Schlesien dienst-
bar zu machen, darf sie sich allerdings nicht auf
das Gebiet rechts der Oder beschränken, zumal
auch in dem Gebiet links der Oder Bezirke mit

vorherrschendem Grundbesitz und außerordent-
lichem Landhunger der bäuerlichen Bevölkerung
vorhanden sind und weil nach der Herkunft und

Gignung der Siedlungsbewerber nicht alle zur

Bewirtfchaftung der leichten, absatzfernen Böden
in dem Grenzgebiet rechts der Oder geeignet sind.
Andererseits darf in dem Grenzgebiet rechts der

Oder auch die nebenberufliche Siedlung und Klein-

siedlung für ererbslose und Kurzarbeiter nicht
vernachlässigt werden. Gs gibt auch rechts der

Oder Städte und Gemeinden mit stark gewerb-
lichem Ginfchlag und starker gewerblicher Bevölke-

rung, welchen ebenfalls durch Siedlungsmaßnah-
men geholfen werden muß.

Die Industriearbeiterfiedlung, welche in Schle-
sien vornehmlich Kleinsiedlung in den Größen-
ordnungen von der Stadtrandsiedlung bis zur

Halbbauernftelle sein muß, kommt unter arbeits-

marktpolitifchen Gesichtspunkten vornehmlich für
folgende Gebiete in Betracht:

Das Wirtschaftsgebiet Groß-Bres-
lau mit Vorherrschen von Maschinenindustrie,
Textilindustrie und Konfektion sowie Handels-
und Berkehrsbetrieben wird einem Teil feiner
ererbslosen auf absehbare Zeit hinaus nicht
mehr die Möglichkeit zur vollen Beschäftigung
geben können. Hier ist vornehmlich die Kurz-
arbeitersiedlung in der Form der Stadtrandsied-
lung und der gärtnerifchen Kleinsiedlung am

Platze. In diesen Siedlungsformen muß auch der

Hauptteil des noch zu deckenden Wohnungsbedarfs
geleitet werden.

Das Strehlener Steinbruchgebiet,
welches aus Gründen der Bedarfsverlegung an

einer strukturellen Absatzschrumpfung leidet, er-

fordert die Ansetzung einer größeren Zahl von

Arbeitern auf nebenberuflichen Siedlerstellen,
welche über die Größe einer Stadtrandfiedlung
hinausgehen Dasselbe trifft für das Stein-

industriegebiet von Zobten und

S t r i e g a u zu.

In dem Textilgebiet von Reichen-
bach, Langenbielau und Peterswal-
dau ist das Bedürfnis nach Kleinsiedlerstellen

in allen Formen von der Stadtrandsiedlung bis

zur halbländlichen Siedlung sehr groß.
In den Tälern von Wüstegiersdorf

und Wüstewaltersdorf wird versucht wer-

den müssen, die dort ansässigen Textilarbeiter fo-
wohl durch Anliegersiedlung wie durch Schaffung
neuer, nicht zu klein ausgelegter nebenberuflicher
Siedlersteklen leistungsfähiger und krisenfester zu

machen.
In dem Neuroder Steinkohlen-

gebiet ist, auch wenn die Wenzeslausgrube
wieder in vollem Umfange in Gang kommt, wegen
der durch die Verkehrsverhältnifse bedingten
Absatzschwierigkeiten der Steinkohlengrube kaum

die Möglichkeit gegeben, allen dort anfässigen
Menschen auf die Dauer wieder volle und loh-
nende Arbeit zu geben, zumal einige andere Be-

triebe, z. B. des graphifchen Gewerbes und der

Textilindustrie, die früher eine größere Zahl von

Menschen beschäftigt haben, inzwischen dauernd

stillgelegt worden find. Es muß versucht werden,
aus dem Neuroder Gebiet über den bisherigen
Umfang hinaus noch eine größere Zahl von Ar-

beitern auszusiedeln, und zwar, da die Umsied-
lung in andere aufnahmefähige gewerbliche Ge-

biete nicht möglich ist, vornehmlich durch Umfied-
lung in den bäuerlichen Hauptberuf Daneben

aber muß die Lage der im Neuroder Gebiet an-

fäsfigen Arbeiter verbessert werden durch Anlieger-
fiedlung für diejenigen, welche schon eine kleine

Stelle oder ein Eigenheim mit Gartenland be-

sitzen und durch Schaffung neuer Kleinsiedlerftellen
mit nicht zu geringer Landzulage in den Orten,
wo noch ein tatsächlicherWohnungsbedarf vor-

handen ist. Die nebenberufliche Siedlung ist im

Neuroder Gebiet wie auch in der Grafschaft Glatz
und im Waldenburger Gebiet insbesondere auch
deshalb notwendig, weil wegen der Abfatzlage
und der schwierigen Produktionsverhältniffe die

Löhne in diesen Bezirken zwangsläufig fehr nied-

rig sein und bleiben werden, fodaß die in diesen
Bezirken ansässigen Arbeiter eine Verbesserung
ihrer Gxistenzgrundlage durch eine ländliche oder

gärtnerische Kleinwirtschaft dringend benötigen.

In der Grafschaft Glatz, welche durch die

Mannigfaltigkeit der gewerblichen Betätigungs-
möglichkeiten auch in Zukunft die Ernährung
einer größeren Zahl von Arbeitern ermöglichen
wird (Holzindustrie, Textilindustrie, Glasindustrie
und Fremdenindustrie), ift ebenfalls eine neben-

berufliche Siedlung mit nicht zu kleinen Stellen

erforderlich.
Im Waldenburger Steinkohlen-

revier, das in gewissem Umfang unter densel-
ben Schwierigkeiten wie das Neuroder Revier lei-

det, kann die Industriearbeitersiedlung noch in
allen Formen mit Nutzen betrieben werden. Nur

muß der Mietwohnungsbau möglichstganz zurück-
gedrängt werden. Außerdem muß versucht wer-
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den, auch aus dem Waldenburger Revier eine

möglichst große Zahl von Menschen auszusiedeln,
wofür ebenfalls nur die Umsiedlung in den land-

wirtschaftlichen Hauptberuf in anderen Gebieten
in Frage kommt.

Das Landeshuter Textilgebiet bietet

Möglichkeiten für die nebenberufliche Siedlung
von Industriearbeitern in großem Umfang.

In der Stadt Freiburg, welche besonders
stark unter der Standortslagerung ihrer bisheri-
gen Industriebetriebe leidet, muß der Arbeiter-

bevölkerung dadurch geholfen werden, daß ihr
Siedlerstellen zur Verfügung gestellt werden,
welche sie nur noch in ganz geringem Umfang
von der Lohnarbeit abhängig machen.

In dem Gebiet von S chm i e d e b e r g, welches
eine gesunde Mischung von mancherlei gewerb-
lichen Betrieben aufweist, wird die Industriearbei-
tersiedlung in allen Formen von der Stadtrand-

siedlung bis zur halbbäuerlichen Siedlung betrie-
ben werden müssen. In anderen Orten

des Hirschberger Bezirkes, z. B. in Pe-
tersdorf wird versucht werden müssen, einen Teil
der Arbeiter durch Aussiedlung in andere

Bezirke und in andere Berufe zu bringen.
Die Industriegebiete um Greiffen-

bergyLauban und Hoyerswerda geben
mancherlei Möglichkeiten für die Wiederbeschäfti-
gung der bisherigen Erwerbslosew wenn auch in
der Form der Kurzarbeit, sodaß hier die Klein-

siedlung in großem Umfang durchgeführt werden
kann.

Die Wirtschaftsgebiete von Görlitz,
Grünberg und Neusalz sind wichtige Ge-
biete für die Industriearbeitersiedlung in allen

Formen.
Das niederschlesische Eisenindu-

st r i e g e b i et (Sprottau, Mallmitz, Primkenau,
Kotzenau und die dazwischen liegenden ländlichen
Gemeinden) verlangt wegen der strukturellen Ab-

satzschrumpfung und Betriebseinfchränkung und
der Art der Bevölkerung hauptsächlicheine halb-
ländliche Siedlungsform.

Neben den hier aufgezählten Orten und Bezir-
ken wird die Arbeiterkleinsiedlung in mehr oder

weniger großem Umfange aber auch bei fast allen
anderen schlesischen Klein- und Mittelstädten
durchgeführtwerden müssen.

Als Siedlungsformen für die neben-

berufliche Siedlung kommen in Be-
t r a ch t :

Die Stadtrandsiedlung mit einer

Landzulage von 100()—2000 qm. Sie macht
den Arbeiter vom Arbeitsmarkt nur in geringem
Umfang unabhängig· Sie ermöglicht ihm vor-

nehmlich die Erzeugung des eigenen Bedarfs an

Gemüse, Kartoffeln und Obst sowie die Haltung
von Geflügel und Kleinvieh Diese Stellen kön-

nen aber auch von Familien bewirtschaftet wer-

den, deren Familienoberhaupt volle Beschäftigung
als Lohnarbeiter hat.

Die Kleinsiedlung mit vorwiegend
gärtnerischer Nutzung in der Größe
v o n 1—2 M o r g e n. Sie ermöglicht dem Sied-

ler neben der Erzeugung von Gemüse, Kartoffeln
und Obst für den Hausbedarf auch die Erzeugung
des Futters für Schwein, Ziege, Geflügel und

Kleinvieh und damit die Beschaffung eines grö-
ßeren Teils seines sonst durch Lohnarbeit zu ver-

dienenden Lebensunterhaltes. Diese Stellenform
kommt vornehmlich für Arbeiter in Frage, die auf
die Dauer damit rechnen können, wenigstens den

größeren Teil des Iahres Lohnarbeit zu finden.
Die halbländliche Siedlung, d. h.

Stellen mit vorwiegend landwirt-

schaftlicher Nutzung in den Größen-
ordnungen von etwa 8—12 Morgen.
Diese Stellen können reine Selbstversorgerstellen
sein, welche den Inhaber nur noch insoweit auf
Lohnarbeit angewiesen sein lassen, als es zum Ver-

dienst der für die Stelle selbst aufzubringenden
Zinsen oder Renten und zur Beschaffung von

Kleidung und sonstigen Gegenständen des persön-
lichen oder Haushaltbedarfs erforderlich ist. Im

übrigen aber kann und soll der Siedler auf dieser
Stelle außer Kartoffeln, Gemüse und Obst auch
das Brotgetreide sowie Milch, Butter und Fleisch,
sowie das Futter für das Vieh erzeugen. Der

Anbau, wenn auch nur in beschränktem Umfang,
von Brotgetreide, Futter und Kartoffeln bedingt
sowohl zur Bestellung wie auch zur Düngerpro-
duktion die Kuhhaltung. Der Inhaber einer sol-
chen Stelle kann Gelegenheitsarbeiter sein, Saison-
arbeiter oder auch Kurzarbeiter. Im Gegensatz
zu oft geäußerten irrigen Anschauungen muß be-
tont werden, daß die Bewirtschaftung einer Stelle
von 8—12 Morgen dem Stelleninhaber durchaus
noch die Möglichkeit läßt, der Lohnarbeit nachzu-
gehen, wenn auch nicht mehr als Vollarbeiter

während des ganzen Jahres. Daher ist gerade
das Ziel dieser Siedlung, den Stelleninhaber als

Konkurrenten um die Arbeitsplätze von Vollarbei-
tern möglichst auszuschalten.

Die beiden wichtigsten Fragen für die Durch-
führung dieser Siedlungsaufgaben sind einmal
die Landbeschaffung und zweitens die Finanzie-
rung.

Die Landbeschaffung stößt in Schlesien
fastüberallauferheblicheSchwierig-
keiten, wenn ein großzügiges Siedlungspro-
gramm durchgeführt werden soll. Auf dem Ge-
biet der bäuerlichen Siedlung muß das Jahr 1933
bereits als verlorenes Iahr gelten, nachdem durch
die Sicherungsmaßnahmen für die Landwirtschaft
vorläufig praktisch verhindert ist, daß Güter in-

folge wirtschaftlichen Zusammenbruches der Be-

triebsinhaber auf den Markt kommen und nach-
dem durch die Hoffnung auf eine Besserung der
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Lage der Landwirtschaft und eine Preissteigerung
des landwirtschaftlichen Bodens das freiwillige
Landangebot fehr stark zurückgegangen ist. Auch
werden für die wenigen freihändig angebotenen
Objekte Preise gefordert, die für die landwirt-

fchaftliche Siedlung im allgemeinen nicht tragbar
sind. Es muß deshalb auch von dieser Stelle aus

erneut und mit aller Dringlichkeit die Forderung
erhoben werden, mit allergrößter Beschleunigung
dafür zu sorgen, daß die nicht entfchuldungsfähi-
gen Betriebe aus dem Sicherungs- und Voll-

ftreckungsfchutz herausgenommen und daß die

Sicherungs- und Vollstreckungsmaßnahmensoweit
gelockert werden, daß wieder ein normaler Güter-

verkehr sichanbahnen kann. Eine planmäßigeSied-

lungsaktion ist weder auf dem Gebiet der bäuer-

lichen Siedlung noch auf dem Gebiet der Industrie-
arbeiterfiedlung möglich,ohne einen z e i t g e m ä -

ßen Ausbau des Enteignungsrechts,
welches die Möglichkeit bietet, die im Sinne einer

großzügigen Siedlungsplanung benötigten Land-

flächen notfalls zwangsweife zu tragbaren Bedin-

gungen zu erlangen. Es muß weiterhin verlangt
werden, daß der Staat nunmehr endlich daran

geht, die der Abgabe von Domänenland

entgegenstehenden Schwierigkeiten zu überwinden,

zumal gerade in Schlesien eine größere Zahl von

siedlungsfähigen Domänen vorhanden sind, so-
wohl für die bäuerliche Siedlung wie auch für die

Kurzarbeitersiedlung
Für die nebenberufliche Siedlung von Industrie-

arbeitern kommen an zahlreichen Stellen auch
Ländereien aus dem Besitz der Kom-

mun en in Betracht. Zahlreiche Kommunen in

Schlesien verfügen über Stadtgüter, welche für die

Zwecke der nebenberuflichen Siedlung, gegebenen-
falls in Verbindung mit landwirtschaftlicher Sied-

lung durchaus geeignet sind. Die Gemeinden müs-
sen aber vom Staat eindringlich auf die Notwen-

digkeit hingewiesen werden, diese Ländereien für
Siedlungszwecke zur Verfügung zu stellen. So-

wohl für die Bereitstellung von

Staatsdomänen wie auch die Bereit-

stellung von Gemeindeland werden

jedoch gefetzliche Bestimmungen er-

forderlich fein, um die vorzeitige
Lösung der laufenden Pachtver-
träge zu ermöglichen, für den Fall,
daß die Ländereien zu Siedlungs-
zwecken in Anspruch genommen wer-

d e n so l l e n.

Die Finanzierung der nebenberuflichen Sied-

lung wird nach Lage der Verhältnisse erfolgen
können und müssen einmal durch die Mittel

der vorftädtifchen Kleinfiedlung für

Erwerbslose und Kurzarbeiter und zweitens durch
die Mittel der landwirtschaftlichen
S i e d I U U g. Für die Inanspruchnahme der Mit-

tel der vorftädtischenKleinfiedlung bestehen im-

mer dann Schwierigkeiten, wenn die auszulegen-
den Stellen die Größe einer Stadtrandsiedlung
übersteigen. Sie können bei Kurzarbeiterftellen
ergänzt werden durch kleine erststellige
H y p o t h e k e n, jedoch fehlen bisher die Möglich-
keiten, diefe erststelligen Hypotheken in größerem
Umfange zu beschaffen. Es müssen deshalb ins-

besondere die Sparkasfensowie dieprovin-
ziellen Versicherungsinstitute für
diese Aufgabe gewonnen und auch vom Staat ein-

dringlich auf die Notwendigkeit hingewiesen wer-

den, Kleinhypotheken zu erträglichen Bedingungen
für diese Siedlungsaufgaben bereitzustellen. Für
halbländliche Siedlungen von mehr als 8 Mor-

gen kann die Finanzierung und die verfahrens-
mäßige Durchführung in der Regel in der vor-

ftädtischen Kleinsiedlung für Erwerbslofe und

Kurzarbeiter nicht mehr erfolgen, weil die Finan-
zierung unter Inanspruchnahme von Hypotheken
des freien Kapitalmarktes für derartige Stellen

zumeist eine zu hohe Belastung ergibt und weil

bei der Verfahrensdurchführung so viele land-

wirtschaftliche, siedlungstechnifche und öffentlich-
rechtliche Fragen auftauchen, daß hierfür in der

Regel das Verfahren der landwirtschaftlichen
Siedlung gemäß Reichssiedlungsgesetz das gege-
bene ist.

Wegen des engen Zufammenhanges dieser Sied-

lungsaufgaben mit denen der bäuerlichen Sied-

lung wird ein organischer Zusammen-
hang auch zwischen den beiden staat-
lichen Siedlungsträgern (Schlesische
Heimstätte und Schlefifche Landgefellschaft) herbei-
zuführen fein. Diese enge Zusammenarbeit ist
schon bei der Landbeschaffung notwendig. Viele

Objekte, die für eine bäuerliche Siedlung nicht in

Frage kommen, find für die Zwecke der neben-

beruflichen Siedlung geeignet. Die Schlesische
Landgefellschaft muß auf diesem Gebiet der Schle-
sischen Heimstätte durch Benutzung der ihr gesetz-
lich gegebenen Möglichkeiten (durch Ausübung des

Vorkaufsrechts) behilflich sein, das erforderliche
Siedlungsland zu beschaffen. Andererseits sind
manche Objekte für die nebenberufliche Siedlung
zu groß und müssen in einer gemischten Siedlungs-
form zum Teil mit Kleinsiedlerstellen und zum
Teil mit bäuerlichen Stellen besiedelt werden.

Auch hierzu ist eine enge Zusammenarbeit erfor-
derlich. Auf anderen Objekten wird die Schlesische
Landgesellschaft im Interesse der Ermäßigung der

Preise der bäuerlichen Siedlung mehr oder weni-

ger große Flächen für Kleinsiedlungszwecke im

Barverkaufswege abgeben wollen.

Im Interesse der Entwicklung ei-
ner großzügigen und organischen
Siedlungspolitik für den gesamten
schlesischen Raum ift aber schließlich
noch die Einrichtung einer für die

Gefamtplanung zuständigen Stelle
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erforderlich, die ähnlich wie in Oft-
preußen als Landesplanungsstelle
beim Oberpräfidium in Breslau ein-

z u r i ch te n w ä r e. Eine derartige Landespla-
nungsftelle kann als Sammelftelle für alle Pla-
nungs- und Arbeitsbefchaffungsprojekte innerhalb
des fchlefifchen Naumes dienen und diefe Projekte
in einem organischen Zusammenhang miteinander

bringen. Sie kann das Nebeneinanderarbeiten
der verschiedenen Behörden und Körperfchaften
verhindern und die verschiedenen Planungen und

Projekte organisch in den Gefamtplan für den

Aufbau der schlesischenWirtschaft einordnen. Hier-
zu ist notwendig, daß alle Körperfchaften und Be-

hörden, welche mit ihren Planungen und Projek-
ten den Grund und Boden unferes Landes be-

legen, ihre Planungen nur im Einvernehmen mit

der Landesplanungsftelle vornehmen, damit Dop-

pelplanungen auf demselben Boden verhindert
werden und damit Projekte einer Stelle, die mit
den Maßnahmen anderer Stellen wirtschaftlich
nicht zu vereinbaren find, richtig gegeneinander
abgestimmt werden. Schließlich soll die

Landesplanungsftelle von fich aus

neue Arbeitsbeschaffungsmöglich-
keiten auffuchen und ihre Verwirk-

lichungdurchfetzen. Siefollweiter-
hin durch Sammlung aller karto-

graphifchen, statistischen und sonsti-
gen wissenschaftlichen Unterlagen
die Grundlage schaffen für die Auf-
stellung eines Gesamtplanes zum
Ausbau der fchlefifchen Verkehrs-
verhältniffe, der Industrieförde-
rung,derWasferwirtschaft,derSied-
lung und Bevölkerungsverteilung

Arbeitsbeskhaffung und Siedlung in Oberfchlefien
Von Dipl.-Jng. Arke, Oppeln.

Den nachfolgenden Ausführungen über Ar-

beitsbefchaffung und Siedlung in Oberfchlesien
liegt der Gefchäftsbericht 1932X33 zugrunde. Der

Bericht gibt ein aufschlußreichesBild der Not-

lage Oberschlefiens, seiner verkehrsgeographi-
schen Lage, seiner inneren Struktur und der

Schäden der Grenziehung und der Aufstandszeit.
Auch der oberfchlesifchen Landesplanung sind
daher die Aufgaben gestellt, durch geeignete
Maßnahmen die Struktur des Landes grundsätz-

lich zu verändern.
— Gin großer Teil des Be-

richtes beschäftigt sich mit den für Oberfchlefien
so überaus wichtigen Wafferstraßenfragen. Nach
Beendigung der Untersuchungen über den frucht-
billigften Anschluß des oberfchlesischen Indu-

ftriebezirks an den Großschiffahrtsweg hat sich
die Geschäftsführung des Landesplanugsvereins
hier für den Bau des Oberfchlesischen Kanals

aUSgespWcheUs Die Schriftceitung

-

Die Wafferftraßenfragen spielen bei jeder auf
weite Sicht vorgenommenen Planung Oberfchle-
siens die ausschlaggebende Rolle, denn nur die

Verbesserung der verkehrsgeographifchen Lage
Oberfchlefiens kann dem Lande Aussichten für die

Zukunft geben. Notwendig ift jedoch auch eine

Besserung der inneren Struktur, und
die spezielle Aufgabe des Landesplanungsvereins
besteht hierbei in methodifchen Untersuchungen
über die Möglichkeiten einer solchen Struktur-

wandlung.
Der Bau neuer Eifenbahnverbin-

dungen ist für Oberschlesien eine Notwendig-

keit, 40B der gesamten Provinzfläche sind weiter
als 5 Kilometer vom nächsten Bahnhof entfernt.
Von den beiden durch das Ofthilfegefetz zu

finanzierenden Bahnen ist der Bau der eingleisi-
gen Nebenbahn Kandrzin—Gr.Strehlitz
in Angriff genommen. Gegen das Projekt der

zweigleisigen Hauptbahn Hin d e n b u r g —

Beuthen (S-Kurve) hat der oberfchlefifche
Bergbau wegen Behinderung des Abbaues im

Zuge der geplanten Bahn Einspruch erhoben.
Die vom Landesplanungsverein vorgenomme-

nen Unterfuchungen zu den Eifenbahnprojekten
Natibor—Gleiwitz und Peiskret-
fcham—Keltsch sind abgeschlossen worden.

Der Bau einer zweigleisigen
Hauptbahn Natibor———Gleiwitz foll die

durch die Grenzziehung von 1922 verloren gegan-
gene direkte Bahnverbindung zwischen der Stadt
Ratibor und dem Natiborer Hinterlande mit dem

oberfchlefischenJnduftriebezirk ersetzen. Der Bau

diefer Bahn ist für den prort der oberfchlefi-
schen Montanindustrie über Natibor——Oderberg
nach der Tfchechoslowakeh Oefterreich,
Ungarn und den Balkan-Ländern

von besonderer Wichtigkeit Natibor und große
Teile der Landkreise Natibor, Leobfchütz und

Cofel werden von der neuen Bahn Nutzen
ziehen, da die landwirtschaftliche Produktion
dieser Gebiete im Jnduftriebezirk abgefetzt
wird; günstige

«

Auswirkungen, insbesondere
für die Gemüsewirtfchaft in Natibor und Bauer-

witz find zu erwarten. Die großen Wald-

flächen um Kieferstädtel und Nauden und die

landwirtschaftlich genutzten Gebiete werden von

der Bahn wirtschaftlich erschlossen; die Wald-

gebiete find auch die gegebenen Grholungsplätze
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der Industriebevölkerung Schon jetzt verdienen

zahlreiche in den Bahngebieten wohnende Ar-

b e i t e r ihren Unterhalt in der Industrie. Durch
den Bahnbau wird neues Gelände für die vor-

städtischeKleinsiedlung geeignet werden. An der

Baustelle werden ca. 950 000 Tagewerke entstehen.

Der Bau einer eingleisigen Neben-

bahn Peiskretscham—Keltsch wurde

schon im Jahre 1923 von der Kreisverwaltung
Gleiwitz und einem Teil der oberschlesischenMon-

tan-Industrie anstelle der später verwirklichten
Bahnverbindung Mikultschütz—Brynnek gefordert.
Die im Verkehrsraum liegenden Güter sind in den

Jahren 1923 bis 1933 restlos im Wege der land-

wirtschaftlichen Siedlung aufgeteilt worden,
338 Siedlerstellen sind entstanden. Das gesamte
landwirtschaftlich hochstehende Gebiet tendiert in

seiner Verkehrsrichtung eindeutig in die Richtung
des Jndustriebezirks, fast die gesamte landwirt-

schaftliche Produktion wird dorthin abgesetzt. Das

im nördlichen Teil liegende reiche Kalkvorkom-

men darf nach Bau der Bahn auf Erschließung
rechnen. Ein ungewöhnlich starker Personenver-
kehr findet schon jetzt zwischen diesem Gebiet und

dem Industriegebiet statt, denn zahlreiche in der

Industrie tätigen A rb eiter haben hier ihren
Wohnsitz. Auch diefe Bahn wird dazu beitragen,
für die vorstädtische Kleinsiedlun g geeig-
netes Gelände auszuweisen. — Die oberschlesische
Eisenindustrie legt besonderen Wert auf Erbauung
dieser Bahn, da sie eine starke Frachtermäßigung
für den inneren Werksverkehr zwischen den Wer-

ken Malapane und Zawadzki mit Gleiwitz
herbeiführen wird. Es sind ca. 350 000 Tage-
werke an der Baustelle zu erwarten.

· Die Entwürfe für Durchgangsstraßen
des Landesplanungsvereins wurden in engem
Einvernehmen mit der Provinzialverwaltung be-
arbeitet. Abänderungsvorschläge des Landespla-
nungsvereins zu der Linienführung der

vom Neichsverkehrsminifterium in

Oberschlesien festgesetzten 6 Fern-
v e r k e h r s st r aß e n wurden seitens der Provin-
zialverwaltung und der beteiligten Kreisverwal-

tungen gutgeheißen. Die in den Bebauungs- und

Fluchtlinienplänen der einzelnen Gemeinden vor-

genommene Planung für U m g e h u n g s st r a -

ße n geschahim Einvernehmen mit dem Verein.

Es bestehen Pläne für den Neubau bzw. Umbau

von O d e r b r ü cke n bei Nikolin, Oppeln, Konty,
Krappitz, Eosel, Birawa und Natibor. In Op-
P e In ist eine neue Brücke im Bau, die den Fern-
verkehr von Breslau nach Oberschlesien aufnehmen
foll. Der Brückenbau bei N i k o l i n e, Kreis Op-
PeIU, ist im Arbeitsbeschaffungsprogramm bean-

tragt und auch bewilligt worden.

Dauernde Aufmerksamkeit wendet der Landes-

planungsverein der Umsiedlung in Ober-
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schlesien zu. Die systematische Durchführung
der ländlichen Siedlung sollte ihre Grund-

lage in einem ,,Provinzialsiedlungsplan« erhäl-
ten, der eindeutig die Standort und die einzelnen
Siedlungsarten von vornherein festzulegen hat.
Hierfür konnten zunächstwichtige Vorarbeiten ge-

leistet werden. So wurde eine »K a rte d e r

Bodenbeschaffenheit«1:300000 angefer-
tigt; die Arbeiten an der ,,Grundbesitzkarte
von Oberschlesien«1:25000 gelangten im

wesentlichen zum Abschluß. Letztere Karte um-

faßt insgesamt 103 Meßtifchblätter, auf denen der

gesamte im Amtlichen Güteradreßbuch verzeich-
nete Grundbesitz kartlich gekennzeichnet ist. Die

Grundbesitzkarte ist ein ausgezeichnetes Hilfsmittel
nicht nur für die Landesplanung, sondern auch für
die Behörden und die Siedlungsträger. Dem Lan-

desplanungsverein wurden seitens des Oberprä-
sidiums und der Siedlungsgesellschaften fast sämt-
liche beabsichtigten Siedlungsvorhaben zur Stel-

lungnahme eingereicht; eine eingehende Prüfung
war insbesondere bei dem 13 verschiedene Güter
mit insgesamt 12 000 Morgen umfassenden Sied-

lungsvorhaben aus dem FürstL Hohenlohe’schen
Besitz erforderlich. Beanstandungen und Vorschläge
des Vereins fanden fast immer eine allgemein be-

friedigende Erledigung ; in einem Falle konnte so-
gar erreicht werden, daß von der Besiedlung Ab-

stand genommen wurde, da sonst die Durchführung
eines wichtigen Verkehrsprojektes behindert wor-

den wäre. Es war beabsichtigt, zur Ansiedlung
der vom Staubeckenbau Turawa betroffenen Land-
wirte schon im Jahre 1932 ein Siedlungsgut be-
reit zu stellen; leider ließ sich diese Absicht nicht
verwirklichen, da die Inangriffnahme von Turawa
immer wieder zurückgestelltwurde.

Die vorstädtische Kleinsiedlung wird

seitens der Neichsregierung verstärkt gefördert.
Da diese Kleinsiedler später wieder arbeiten

sollen, entsteht ein Pendelwandererver-
kehr zwischen Wohnstätte und Arbeitsstätte: die

Berücksichtigung dieser Verkehrsverhältnisse ist
maßgebend für die zweckmäßige Auswahl der
neuen Siedlungsgebiete.

Nach dem Erlaß des Preußischen Ministeriums
für Volkswohlfahrt vom 10. Mai 1932 sollen
nur solche Gebiete für Siedlungs-
zweckeinFragekommen,diesichplan-
mäßig den Flächenaufteilungsplä-
nen der Gemeinden, Kreise und Lan-

desplanungsstellen e in f ü g e n. Jn Ausführung
dieses Erlasses wurden die von den oberschlesi-
schen Gemeinden angegebenen Kleinsiedlungs-
gebiete geprüft. Zum Teil mußten er-

hebliche Bedenken geltend gemacht
werden.

Die Aufstellung von Flächenauf-
te i l u n g s p l ä n e n für oberschlesischeWirt-
schaftsbezirke hat die zukünftigemöglicheStruktur-



wandlung der Gebiete zu berücksichtigen. Sie sind
daher abhängig von der Entwicklung, die die gro-

ßen oberschlesischen Wirtschafts- und Verkehrs-
fragen nehmen. Wird die Verkehrsferne der Pro-
vinz nicht gebessert, sind auch die Aussichten auf
die Weiterentwicklung der Wirtschaftsbezirke ge-

ring. Erst n a ch Entscheidung der Frage, ob eine

Schwebebahn oder ein Kanal als frachtbilliger
Anschluß des Jndustriebezirks an die Oder gebaut
werden soll, kann die endgültige Planung in der

Flächenaufteilung sowohl für den Industriebezirk
als auch für das Odertal beginnen. Kommt z. B.

der Kanalhafen nach Gleiwitz, so wird das ganze
V e r k e h r s s y st e m innerhalb des Industriebe-
zirks entscheidend hiervon beeinflußt.

Die Stellen der vorstädtischen Kleinsiedlung im

Jndustriebezirk wurden allgemein am

Rande der Städte innerhalb der Stadtkreisgren-
zen angelegt; der Landkreis Beuthen verwandte

hierzu das Gut Stollarzowitz. Zum Teil konnte

innerhalb der Städte B e u t h e n und Hin d e n -

burg auf Bergbaugelände gebaut werden; ent-

sprechende Verträge sind von den Städten unter

Erklärung des Bergschadensverzichts mit

den einzelnen Bergbauverwaltungen abgeschlossen
worden. Der Bergbau hat jedoch gegen die Be-

siedlung des Gutes Stollarzowitz, das der einzige
Besitz der öffentlichen Hand ift, Einspruch erhoben,
und es ist zu erkennen, daß diese Beanstandungen
eine völlig neue Lage für die zukünftige Sied-

lungspolitik im Jnduftriebezirk schaffen werden.

Zur Sicherung des Siedlungswerkes muß neues

Land erworben werden, das nunmehr weiter ent-

fernt von den Arbeitsstätten liegen wird. Dies

hat auch Rückwirkungen auf die schwebenden Ver-

kehrsprojekte: die vorgesehenen Straßen und

Straßenbahnen müssen z. T. hieraufhin neu über-

prüft werden.

Das Wirtschaftsgebiet des M i t t l e r e n

O d e r t a le s (Krappitz—Deschowitz-Eofel) ist
von der Verwirklichung der einzelnen Verkehrs-
projekte abhängig. Der Bau einer Schwebebahn
würde zweifellos eine erhebliche industrielle Ent-

wicklung mit sich bringen, aber selbst nach Bau

eines Kanals ist anzunehmen, daß bestimmte, nicht
auf den Bezug von Kohle angewiesene, Industrie-
werke sich niederlassen dürften. Die Absichten der

Firma B a t a, im Anschluß an ihre geplanten 38

Fabrikgebäude in Ottmuth eine Stadt von etwa

40 000 Menschen zu errichten, sind durch den plötz-
lich erfolgten Tod von Bata zunächst zurückgeftellt
worden. Es wurden nur einige Wohnhäuser er-

baut. Der Landesplanungsverein hatte s. Zt. in

einer den Zentralbehörden im Jahre 1931 vorge-

legten Denkschrift vorgeschlagen, die Arbeiterschaft
von Ottmuth in Form der vorstädtischen Klein-

siedlung anzusiedeln und den erforderlichen Land-

bedarf schon jetzt sicher zu stellen.
Der Vorentwurf zum Flächenaufteilungsplan

für das O b ere Odertal ist weiter bearbeitet
worden. Für die Gemeinden, die von den Pro-
jekten des Oder-Donau-Kanals, des Staubeckens

Ratiborhammer, der Hauptbahn Ratibor—Glei-

witz und der Rechten Oderufer-Straße berührt
werden (Markowitz, Babitz, Buchenau, Ratibor-

hammer, Oderwalde), ist die baldige Aufstellung
von Bebauungsplänen erforderlich.

Um die notwendige Verbindung zwischen Pla-
nung und Arbeitsbeschaffung herzustellen, nahm der

Landesplanungsverein seit Anfang 1932 die Aus-
stellung eines Arbeitsbeschassungsprogramms für
die Provinz Oberskhlesien in Angriff. Die

Grundzüge und die einzelnen Forderungen
wurden mit allen interessierten Stellen be-

sprochen. Dem Vorstand wurde in dessen
Sitzung vom 19. Oktober 1932 ein Programm-
Entwurf vorgelegt, der nach eingehender Be-

ratung grundsätzlich gutgeheißen wurde. Als
der Plan von Dr. Gereke auf Arbeitsbeschaffung
größten Stils bestimmte Form annahm, konnte be-

reits ein oberschlesisches Arbeitsbeschasfungspro-
gramm vorgewiesen werden· Der Herr Oberpräsi-
dent übergab im Januar 1933 dem Arbeitsbeschaf-
fungskommissar eine D e n k s ch r i ft des Landes-

planungsvereins, in der beigefügte kartliche Dar-

stellungen auf die besondere arbeitsmarktpolitische
Seite der oberschlesischen Arbeitsbeschaffung hin-
wiesen.

In dieses Programm wurden nur solche Ar-

beitsbeschaffungswünsche aufgenommen, die ge-

eignet waren, durch ihre Ausführung die strick-
tu r e l l e L ag e Oberschlesiens nach außen und

nach innen grundsätzlich zu verbessern. An die

Spitze wurden die Forderungen auf Ausbau der

Oder, Bau von Staubecken, Bau des frachtbilligen
Anschlusses (Kanal) und die Oderverlegung bei
Ratibor gestellt. Es folgten die als bauwürdig
voruntersuchten Eisenbahnprojekte, die Durch-
gangsstraßen, Straßenbahnen und Brückenbauten;
verstärkte Mittel wurden verlangt für die wasser-
wirtschaftlichen Bauten (Hochwasserschutzbauten,
Meliorationen, Kanalisationen und Wasseroersor-
gungen), Bauten für die ländliche Siedlung und

vorstädtische Siedlung, Forstarbeiten und Schul-
bauten, letztere als nationalpolitisch wertvolle

Maßnahmen. Da die Voraussetzung für
Arbeitsbeschaffungsprojekte bau-

reife Pläne sind, wurden weiterhin
Mittel für Vorarbeiten und für die

Beschaffung des notwendigen Kar-
tenmaterials beantragt.

Aus dem Anfang 1933 von der Regierung Op-
peln unter Mitwirkung des Landesplanungsver-
eins zusammengestellten sog. Sofortprogramm
ist für Oberschlesien ein Betrag Von rd· 5Z Mil-
lionen Mark bewilligt worden.

Von den im Arbeitsbeschasfungsprogramm des

Landesplanungsvereins aufgezählten G roß-
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b a u te n ist allerdings lediglich das Oderbrücken-

projekt bei Nikoline bewilligt worden. Eine Kon-

tingentierung der Arbeitsbeschaffungsmittel nach
dem Verhältnis der Bevölkerungszahl oder der

Erwerbslosenzahl ist für Oberschlesien kein ge-

rechter Maßstab. Oberschlesiens Zukunft ist infolge
der Schäden der Erenzziehung uno des Aufstandes
und in Anbetracht der beginnenden Wettbewerbs-

verschiebung in Deutschland schwer bedroht: es

muß verlangt werden, daß die von Oberschlesien
gemachten Vorschläge zur Abwendung dieser Ge-

fahren ganz besonders berücksichtigtwerden. Ober-

schlesien kann für sein Arbeitsbeschaffungspro-
gramm geltend machen, daß die darin vorgeschla-
genen Maßnahmen in wahrstem Sinne »v o l k s -

wirtschaftlich wertvoll« sind: ihre Durch-
führung sichert die zukünftige Existenz des ober-

schlesischen Volkes und schafft daher Arbeit und

Brot für immer!

Wirtschaft und Behörden haben jetzt bestimmte
Vorschläge unterbreitet, wie die Not so f o rt ab-

zuwenden ist. Die Erklärung Oberschlesiens zu
einem Notstandsgebiet soll es der Reichs-
bahn ermöglichen, verbilligte Tarife für

Oberschlesien ohne Berufung ande-

rer Neviere zu erstellen; zur Behebung
der Notlage der Oderschiffahrt wird gefordert,
daß eine neu erfundene Vorrichtung zur Ueber-

führung von beladenen Stiffen über untiefe Stel-

len beschleunigt erprobt wird. Alle solche Not-

standsmaßnahmen sind gewiß unbedingt notwen-

dig; es besteht aber Klarheit darüber, daß die

endgültige Sicherung der Zukunft Oberschlesiens
nur in der Verirklichung der Planungen liegen
kann.

Die neue Regierung erkennt die

Ursachen der oberschlesischen Not·

DieOberschlesiersindgewiß,daßdie

Neichsregierung im Zuge ihr er ak-
tiven Ostraumpolitik gerade der

oberschlesischen Provinz zu Hilfe
kommen wird. Besondere Anzeichen lassen
erkennen, daß die Forderungen auf Verbesse-
rung des Wasserweges jetzt tatkräftige Unter-

stützung an berufenen Stellen finden. Jetzt
kann der Verein auch an seine eigentliche Arbeit,
an die Besserung der inneren Struktur Ober-

schlesiens und an die Aufstellung von Flächenauf-
teilungsplänen herangehen. Eine Fülle von Pro-
jekten liegt vor: Angleichung der Bebauungs-
pläne, verkehrspolitische Wertung der Eisenbahn-
projekte, Entwürfe neuer Straßen und Straßen-
bahnen im Industriebezirk, Entwurf des ober-

schlesischen Teils der Neichsautobahn Beuthen—
Hamburg, Inangriffnahme der landwirtschaft-
lichen Landesplanung und der Bodenkartierung
in Zusammenhang mit der gesamten Umsiedlung,
Auswertung der Volkszählung usw. Von beson-
derer Bedeutung aber wird die Bearbeitung aller

jener Fragen durch die Landesplanung sein, die

sich aus dem Bau des Oberschlefischen Kanals

für die Strukturwandlungen Oberschlesiens er-

geben werden.

Am 9. September 1933 ist zur großen Freude
aller Oberschlesier endlich die Entscheidung in

Berlin über den Oberschlesischen Kanal

gefallen. Den entschiedenen Bemühungen von

Oberpräsident Brückner ist es gelungen, die erste
Baurate in Höhe von 3 Millionen Mark schon für
das Jahr 1933 durchzusetzen. Damit ist eine Jahr-
zehnte alte Forderung Oberschlesiens erfüllt wor-

den. Die oberschlesischeWirtschaft, an deren Ge-

deihen die gesamte Bevölkerung lebenswichtig in-

teressiert ist, wird durch diesen Kanalbau aus der

unheilvollen Lage ihrer Marktferne erlöst. Diese
Tat bringt neuen Lebensmut in das Grenzland
Oberschlesien!

Arbeitsbeskhaffung und Siedlung in Oefterreikh
Nachstehend teilen wir die Einführung zu der

neuesten Veröffentlichung über den Aufbau des

österreichischenSiedlungswerkes mit. Sie zeigt,

daß in Oesterreich die gleichen Siedlungs-

aufgaben bestehen wie im Reich und mit den

gleichen Mitteln gelöst werden sollen. Eine

eingehendere Würdigung der Veröffentlichung

Nr. 14 des Oesterreichischen Kuratoriums für

Wirtschaftlichkeit behalten wir uns vor.

Die Schristleitimg

Der Beschluß der österreichischenBundesregie-
rung- in den Jahren 1933 und 1934 60 Millio-

UEU S für Arbeitsbeschaffung bereitzustellen, trifft
mit dem Erscheinen des Hauptberichtes des

Oesterreichischen Kuratoriums für
Wirtschaftlichkeit über den »Aufbau
des österreichischen Siedlungswer-
k e s« zusammen, dem ersten offiziellen umfassen-
den Werk über dieses für Oesterreich lebenswich-
tige Problem. Siedeln tut not, die Ver-

wendung der öffentlichen Mittel für Arbeitsbe-

fchaffung zum Aufbau von Siedlungen gewähr-
leistet nicht nur eine möglichst produktive Anlage
der öffentlichen Mittel und sichert nicht nur Indu-

strie, Handel und Gewerbe neue Arbeitsgebiete,
sondern sie ist derzeit das einzige Mittel,
um der großen Masse der aus dem Produktions-
prozeß meist dauernd ausgeschalteten Ar-
beitslosen zu einer neuen Lebens-
grundlage zu verhelfen.
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, Jn Erkenntnis der großen wirtschaftlichen Be-

deutung, die der Siedlungsbewegung für den wirt-

schaftlichen Aufbau zukommt und von dem Be-

streben geleitet, die in Oesterreich bereits bestehen-
den zahlreichen, aber uneinheitlichen und zersplit-
terten Aktionen auf dem Gebiet der Siedlung zu-

sammenzufassen und gleichzurichten, hat das

Oesterreichische Kuratorium für Wirtschaftlichkeit
schon gegen Ende des Jahres 1931 die Vorarbeiten

für den systematischen Aufbau des Siedlungswer-
kes in die Wege geleitet. Am 6. Mai 1932 traten

Vertreter der Handelskammern, der landwirt-

schaftlichen Hauptkörperschaften, der Arbeiter-

kammern, der Jngenieurkammern, der Technischen
Hochschule und der Hochschule für Bodenkultur,
der Zentralstellen des Bundes und der Gemeinde
Wien sowie eine namhafte Zahl von Persönlich-
keiten aus dem österreichischenWirtschaftsleben
zur gemeinschaftlichen Behandlung der Siedlungs-
frage zusammen, um G r u n d s ä tz e aufzustellen,
die geeignet wären, die österreichischen S i ed -

lungsbestrebungen frühzeitig in die

richtigen Bahnen zu lenken, Fehl-
griffe, falsche Tendenzen nach Mög-
lichkeit ausschließen zu helfen und

solcher Art den Erfolg der ganzen
Aktion wirksam vorzubereiten. Der

erste Teil der Arbeiten wurde durch Untersuchun-
gen über die Durchführungsmöglichkeiten eines

Siedlungswerkes in Oesterreich abgeschlossen. Der

Bericht über das Ergebnis dieser Arbeiten wurde
in der im Verlag Julius Springer, Wien,
1933 erschienenen OKW-Veröffent-
lichungen Nr.14 »Der Aufbau des

öftereichischen Siedlungswerkes« her-
ausgegeben.

Durch diese Arbeit ist es möglich geworden, die

gegenwärtig im Mittelpunkt des Interesses stehen-
den, für unser Land und Volk in Wahrheit wich-
tigen Fragen jener Klärung zuzuführen, die als

erste Voraussetzung einer verläßlichen Planung
und geordneten Durchführung anzusehen ist und
eine Wiederholung des in den letzten Jahren
mehrfach geschehenen Falles verhindern soll, daß
wertvolle und erfolgversprechende Aktionen durch
Anfangsfehler gestört, diskrediert und in ihrer
Vollendung aufgehalten werden·

Für Oesterreich kommen fünf Siedlungstypen
in Betracht: als die ersten drei Typen der garten-
wirtschaftlichen Siedlung die N e b e n e r w e r b s-

siedlung mit Kleingarten mit einem

Grundausmaß von 600 bis 1200 Quadratmeter,
die zur Erleichterung des Lebensunterhaltes die

wichtigsten Lebensmittel des täglichen Bedarfes
beschaffen soll, die gartenwirtschaftliche
NebenerwerbssiedlungmiteinemGrund-
ausmaß von 1500 bis 2500 Quadratmeter, die
der Siedlerfamilie den Großteil des Bedarfes an

Nahrungsmitteln schaffen soll und die g a r t e n -

wirtschaftliche Erwerbssiedlung mit

einer Durchschnittsfläche von 10 000 Quadrat-

meter; ferner als die zwei Typen der landwirt-

schaftlichen Siedlung die l a n d w i r t s cha f t -

liche Nebenerwerbssiedlung, die bei

einem Grundausmaß von 1 Hektar einer Familie
von vier Mitgliedern den Großteil des Bedarfes
an Lebensmitteln zu geben imstande ist, und die

kleinbäuerliche Siedlung im Ausmaß
von 3 bis 10 Hektar.

Die erwähnten drei Nebenerwerbssiedlungen
sollen es dem Lohnempfänger ermöglichen, durch
seiner Hände Arbeit auf eigenem Grund jenes
zusätzliche Maß an Lebensmitteln zu gewinnen,
welches notwendig ist, um bei vermindertem oder

ausfallendem Lohnbezug den Lebensunterhalt der

Familie nicht unerträglich herabsetzen zu müssen;
die Erwerbssiedlung soll dem Besitzer den

vollen Unterhalt seiner Familie bei entsprechender
Mitarbeit gewähren, wobei zu betonen ist, daß
das Hauptgebiet der Siedlerproduktion zur Ver-

meidung einer Konkurrenzierung der Landwirt-

schaft sich auf Gemüsebau, Kleintierhaltung, Hüh-
nerzucht und Eierproduktion zu erstrecken hat.

Bei dem Aufbau des österreichischenSiedlungs-
werkes handelt es sich nicht um eine Behebung
des augenblicklichen Notstandes, sondern um ein

grundlegendes großes Werk auf weite Sicht, das

geeignet erscheint, den Neuaufbau der Wirtschaft
und Gesellschaftsordnung in gesunde Bahnen zu
leiten. Eingehende Untersuchungen haben er-

geben, daß von den wohl 100 000 als dauernd

arbeitslos zu bezeichnenden Mitbürgern 60 000

die Eignung aufweisen dürften, als Siedler am

Rand der Städte erfolgreich zu arbeiten; dies

würde vorausfichtlich 20 000 bis 30 000 Siedler-

stellen erfordern. Die schwierige Aufbringung
der notwendigen Mittel gestattet die plötzliche
Lösung dieser Aufgabe wohl nicht, aber es

wird bei Heranziehung eines Teiles der vom

Bund für Zwecke der Arbeitsbeschaffung zur

Verfügung gestellten Mittel (es wird sich hier
um etwa 10 Millionen S handeln) bei

weitestgehender sonstiger Unterstützung der öffent-
lichen Körperschaften und bei weitgehendstem Ein-

satz des freiwilligen Arbeitsdienstes unter Be-

achtung der vondenDelegiertenderwirt-
schaftlichen Hauptkörpevschaften,
der Hochschulenund ersten Fachleuten
ausgearbeiteten Nichtlinien zweifellos
möglich fein, in einer Frist v o n 8 b i s 10 Ja h -

r e n einem Großteil, d. i. 60 000 b i s 100 000 E r -

werbslosen und aus dem Produk-
tionsprozeß gänzlich ausgeschalte-
ten Ausgesteuerten eine neue Lebensbasis
zu verschaffen. Es bedarf keines weiteren Be-

weises, daß diese Maßnahme mehr als alle
anderen Arbeitsbeschaffungspläne
g e e i g n et i st , der würgenden Arbeitslosigkeit
tatsächlichmit Erfolg entgegenzutreten
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Bauwirtskhaftlikher Teil
Was der Architekt vom eisernen Ofen wissen muß
(Wärmewirtschaftliche Nachrichten 6. Ihg. 8. Heft.)

Auszug aus dem Merkblatt, aufg»e-
stellt von der Arbeitsgemeinschaft fur

Brennstoffersparnis e. V. Berlin.
(Sonderdrucke durch die Geschäftsstelle Berlin W 9,

Leipziger Straße 2.)

In einzelnen Teilen des deutschen Neichsgebie-
tes bestehen verwurzelte Vorurteile gegen eiserne
Oefen, während in anderen, z. B. in Westdeutsch-
land, ihre Anwendung überwiegt, ja sogar die

Oefen transportabel ausgebildet noch bei vielen

Mietern zum Mobiliar und Umzugsgut gehören
und nicht zum festeingebauten Hausinventar. Es

liegt daher im allgemeinen Interesse, wenn die

Arbeitsgemeinschaft für Brennstoffersparnis ein

Merkblatt herausbrachte, aus dem alle wesent-
lichen Gesichtspunkte, die bei der Wahl eines eiser-
nen Ofens entscheidend sind, klar hervorgehen.

Vorausgeschickt werden Hinweise für die Pla-
nung von Wohnhäusern, bei denen ein guter Ar-

chitekt sich bereits die wärmetechnischenVorbe-

dingungen und wirtschaftlichen Folgen seiner
Raumanordnungen

«

genau überlegt haben muß.
Näheres bringen die »Nichtlinien zur För-
derung der Wärmewirtschaft beim
W o h n u n g s b a u«. (Aufgestellt im Auftrage
des Ministeriums für Volkswohlfahrt durch die
A.G. für Brennstoffersparnis e. V. Wärmewirt-

schaftlichen Nachrichten Ihg. 29, Juliheft S· 89).

Wirkungsweise und Arten der eisernen Oefen.
Die Wärmespeicherung liegt beim eiseren Ofen

—- im Gegensatzzum Kachelofen — im Brennstoff.
Durch genaue Einregelung der Zufuhr der Ver-

brennungsluft soll jeweils vom Brennstoff nur so
viel zur Verbrennung gebracht werden, wie zur
Erwärmung des Zimmers benötigt wird. Da sich
nur ein in allen Teilen dichter Ofen zuverlässig
regeln läßt, so sind Qualitätsöfen trotz des etwas

höheren Preises stets vorzuziehen, will man sich
des Vorteils der Negelfähigkeit nicht begeben.

Man unterscheidet:
1. Sogenannte »Jrische« Oefen mit Schamotte-

ausgemauertem Füllschachtund Flachrost, für
Zeit- und Dauerheizung geeignet (Abb. 1).

2. Sogenannte »Amerikaner«-Oefen mit guß-
eisernem Füllschacht,Korbrost, mit oder ohne
Sturz- und Sockelzug Typischer Dauerbrand-

ofen (Abb. 2).
3. Sonderber für Koks, Braunkohlenbriketts,

Torf und Holz in verschiedenen Bauarten,
teils für Dauer-, teils für Zeitheizung

4s Irifche Kochkachel- und Regulieröfen, meist
mit einer, seltener mit zwei Kochkacheln zum

gelegentlichen Kochen oder Warmhalten von

Speisen (Abb. 3).
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5. Großraumöfen zur Beheizung von Hallen,
Kirchen, Werkstätten, Sälen usw. sowohl in

runder wie Vierkantform, teilweise mit Heiz-
aufsätzen oder besonderem Zugsystem.

6. Große Land-, Koch- und Wirtschaftsöfen für
Kohlen-, Torf- und Holzbrand geeignet. In
Sondermodellen zum Ginbauen in die Scheide-
wand zwischen Zimmer und Küche (Koch-
abteilung) oder Hausflur bestimmt.

7. Dauerbrand-Ginsätze »irischen« und »amerika-
nischen« Systems (siehe Absatz 1 und 2), be-

stimmt für
a) Kachelöfen, Kachelofenmehrzimmerheizung,
b) Metallkamine.

Die Wirkungsgrade der Oesen.
(d. h. die Ausnutzung der in dem Brennstoff ent-

haltenen Wärme) stellen sich auf Grund wissen-
schaftlicher heiztechnischer Untersuchungen je nach
der Güte der Ausführung, der Wahl der für den

Raum geeigneten Ofengröße (niemals den Ofen
zu klein wählen!), dem Zustand des Ofens und

seiner Behandlung im Gebrauch, in der Hauptsache
aber nach seiner Dichtigkeit und Negelfähigkeit
wie folgt:

1. Bei leichten Oefen zur vorübergehenden Gr-

wärmung und Brenndauer von gewöhnlich
nur wenigen Stunden bestimmt, meist mit

rundem Blechmantel oder aus leichter Guß-
eisenkonstruktion, etwa 70 v. H. Wirkungs-
grad.

2. Bei mittelschweren gußeisernen Vierkantöfen
und schweren Typ-Rundöfen zur Beheizung
von Wohn- und Schlafräumen mit Dauer-

brand bis zu einigen Tagen, ebenso bei

schweren Qualitätsöfen irischen, amerikani-

schen oder ähnlichen Systems für nicht backen-

de Kohlen, Braunkohlen-Briketts und Koks,
zur Dauerheizung von Wohnräumen, Büros,
Läden, Gastftätten, Hallen usw. bestimmt,
nicht unter 70 v. H. Wirkungsgrad.

3..Bei Amerikaneröfen für Anthrazitkohle nicht
unter 80 v. H. Wirkungsgrad.

Die Heizleistung eiserner Oesen.
Hierfür sind auf Grund neuester wissenschaft-

licher Grmittlungen durch die Vereinigung Deut-

scher Eisenofenfabrikanten (Vedeo) in Kassel ein-

heitliche von Behörden anerkannte Grundsätze aus-

gegeben (s. Vedeo-Hefte 15 und 16: »Technische
Nichtlinien für eiserne Dauerbrandöfenws

Als Wärmeabgabe der Oefen sind 4000 kcallm2

je Stunde festgelegt mit Ausnahme der Ameri-

kaneröfen für Anthrazitkohle, deren Heizleistung
auf 3000 kcallm2 je Stunde anzusetzen ist· Hier-

’«’-')Heft 15: Teil 1, die Konstruktion und Ausfüh-
rung eiserner Dauerbrandöfen, Heft 17: Teil II, Heiz-
leistungsangaben und Größenauswahl eiserner Dauer-
brandöfen.
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durch ist bei bekanntem Wärmebedarf eines Rau-

mes leicht die erforderliche Ofenheizfläche in m2 zu

errechnen; sie ist in Tabellen des obengenannten
Vedeo-Heftes 16 abzulesen.

Die so ermittelte Heizfläche gilt aber nur für

durchschnittliche Abkühlungsverhältnisse und Ein-

sachfenster des sogenannten »Grundraumes«. Alle

hiervon abweichenden Einzelheiten werden durch
prozentuale Zu- oder Abschläge, letztere nur bei

Vorhandensein von Doppelfenstern, auf die Heiz-
fläche des Grundraumes berücksichtigt

Bei Ausschreibungen (Verdingungen) sowie bei

größeren Ansragen ist daher möglichst nicht die

ums-Zahl der einzelnen Räume, sondern die ver-

langte Osenheizsläche in m2 anzugeben.
Wie durch Versuche nachgewiesen worden ist,

wird das Nauchrohr bei irischen Oefen aus heiz-
technischen, gesundheitlichen und allgemeinen
Gründen der Sicherheit zweckmäßig so gewählt,
daß die zusätzlicheHeizfläche, vom Ofenstutzen bis

zum Eintritt in den Schornstein gerechnet, die

Hälfte der Heizfläche des zugehörigen Ofens be-

trägt. Ueberschläglichgerechnet sollte bei kleineren

Oefen bis 1 m«—’Heizfläche das Nauchrohr die

Länge von 1 m, bei mittleren von 1—1,5 m«-’Heiz-
fläche die Länge von 1,5 m und bei großen Oefen
über 1,5 m«-’ Heizfläche die Länge von 2 m ein-

schließlichder Kniestückebei üblichen Verhältnissen
nicht übersteigen.

Die Wahl des eisernen Ofens
hat zu erfolgen:

1. Nach dem Zweck, je nachdem der Ofen be-

stimmt ist für
a) Dauerheizung: Amerikaner-, gute irische

und gewisfe Spezialöfen für Koks, Braun-

kohlen-Briketts usw.
b) 3eitheizung: Irische, Kochkachelöfen,Wirt-

schaftsöfen usw.
c) Sonderzwecke.

trat-IMMENK-

A K W
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2. Nach den vorhandenen Brennstoffen:
Es sind geeignet
für: Anthrazitkohlen: Amerikanischer Dauer-

brandöfen

für: Steinkohlen s
Anthrazit-Giformbriketts
Koks
Kleinkoks

BraunfohlensBriketts

l

k irische Oefen
l

für: Holz ]Torf (
Braunkohlen-Briketts jiKleinkoks

3. Nach der Größe:

Entsprechend den durch die Vereinigung Deut-

scher Eifenofenfabrikanten einheitlich aufge-

Sonder-

ausführungen

stellten Grundsätzen (s. Vedeoheft 16: »Tech-

nische Nichtlinien für eiserne Dauerbrand-

öfen, Teil 11, Heizleistungsangaben und Grö-

ßenauswahl«). -

Zu klein gewählte Oefen weisen überwiegend
ungünstigen Wirkungsgrad und geringere
Haltbarkeit auf.

4. Nach der Qualität:

Besonders bei größeren Heizansprüchen emp-

fiehlt es sich dringend, die in Abschnitt C »Die
Wirkungsgrade« gebrachte Abstufung der

Ausführungsarten zu beachten. Gute Quali-

tätsöfen dürfen in der Gesamtkonstruktion
nicht« zu leicht gehalten sein, müssen dicht
schließende, z. B. abgeschliffene Türen auf-
weisen und sicher regelbar sein.

Neg.-Vaum. a. D. Weber

Umschau
Sechs Monate nationalsozialistiskhe Wirtschaftsvolitik

Ziele — Grundlagen — Mittel — Erfolge.

Die wirtschaftspolitischen Maßnahmen und Er-

eignisse des ersten Halbjahres nationalsozialisti-

scher Wirtschaftsführung sind so zahlreich und viel-

gestaltig, daß wir hier in einem Rückblick an den

Ginzelmaßnahmen die tragenden Gedanken der

nationalsozialistischen Bewegung herausstellen
wollen·

I.

Wirtschaftsgesinnung
und Wirtschaftsprogramm

Sittlikhe Grundlage der Wirtschaft.
Der Vorwurf der Programmlosigkeit war wohl

der unüberlegteste oder tendenziöseste, mit dem
die Gegner des Nationalsozialismus operierten.
Sie forderten nach landläufiger Parteiideologie
ein »Programm« auf eine Wirtschaftsgruppe — ein

Segment des Volkskreises —, nicht auf das Volks-

ganze zugeschnitten. Sie erkannten nicht oder
wollten nicht erkennen, daß es sich nicht um eine

Partei, sondern um eine Bewegung gegen das

Parteisyftem überhaupt handelte; daß nicht ein

Wiederaufbau auf brüchigen Fundamenten, son-
dern ein Neubau von Grund auf, mit neuen Ideen

aus altbewährtem Material in Angriff genommen
wurde. Sie begriffen nicht, daß das Grundfunda-
ment der nationalsozialistischen Wirtschaftsord-
nung sittlicher Natur war. Das heißt, vor einem

Wirtschaftsprogramm mußte eine Wirtschafts-
gesinnung stehen ; vor wirtschaftspolitischer Praxis
mußte eine Umformung des sittlichen Charakters
des Volkes vor sich gehen, die allein die Durch-
führung eines wirtschaftspolitischen Programms
sichern konnte.

Diese sittliche Grundlage der Wirtschaft und

Wirtschaftsführung war eine Neuschöpfung aus

urgermanischem, ursprünglichem Gmpfinden, neu-

belebt aus der altpreußisch-kantischen sittlichen
Weltanschauung. Ihr stehen voran

als oberste Grundsätze:

»Gemeinnutz geht vor Eigennutz und

»Iedem das Seine«.

Der Nuin der Nation, den der Verfolg ent-

gegengesetzter Weltanschauungen, der liberalisti-
schen (»Freies Spiel der Kräfte« = Raubbau)
und der marxistischen (»Gigentum ist Diebstahl« =

Zerstörung!) heraufgeführt hatte, ließ den wesen-
haft gebliebenen Geist unseres Volkes das Lebens-

notwendige und Artgemäße der obigen Grundsätze
dem Volke neu offenbaren.

Von diesen sittlichen Grundsätzen
aus entwickelte der Nationalsozia-
lismus seine wirtschaftspolitischen
Ziele. Von diesen Grundsätzen her
allein können sie gedeutet und be-

griffen werden. Auf das Gemeinwohl und

die Nationalehre ist der Eid des nationalsozia-
listiskhen Staatsbürgers geschworen, n u r in d e r

Pflege des Gemeinsinnes und bei

unversehrterNationalehrekannder
Einzelne gedeihen.

Bewertung der Arbeit.

Diese Grundsätze führen zu einer sittlich en

Neuwertung des Begriffes der Arbeit:
Wenn ich aus freiem Willen, pflichtbewußt,im
Interesse des Gemeinwohls »schaffe«, an dem
ich selber teilhabe. und nicht in erster Linie, rück-
sichtslos gegen alle, zu meiner eigenen Bereiche-
rung ,,raffe«, so kann meine Arbeit nicht
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als Fron, sondern sie muß als Ehre ge-
wertet werden. In dieser Arbeit eines für alle,
aller für einen, gibt es folglich keinen Klassen-
kampf. Aus diefer Erkenntnis ergibt sich Tod-

feindschaft gegen den liberalistisch-kapitaliftischen
und den sozialistisch-marxistischen Geist. Die Ueber-

windung dieser Geisteshaltung und ihrer Einrich-
tungen mußte die Voraussetzung einer Neuordnung
und Neublüte der Wirtschaft aus den Grundsätzen
der nationalsozialiftischen Wirtschaftsordnung sein.
Weiter ergibt sich aus dieser Erkenntnis die be-

vorzugte Stellung des Staates, als des selbs -

gewählten Führers und Wächters über diefe Wirt-

schaftsgesinnung und des Garanten für ihre Durch-
führung.

Wirtschaftspolitische Ziele.

Aus diefen Grundfätzen ergeben fich schließlich
auch die konkreten wirtschaftspoliti-
schen Ziele der Staatsführung, die

man als Programm bezeichnen mag. W i ed e r -

holt hat der Führer die Unabänder-

lichkeit dieser Grundsätze und Ziele
b etont. Angesichts dieser Tatsachen dürfte es

nicht müßig sein, die Tragweite und

Schlagkraft dieser elementaren

wirtschaftspolitischen Grundsätze an

den sechs Monaten nationalsozialiftischer Wirt-

schaftsführung zu ermessen und vor Augen zu

führen. Vergegenwärtigen wir uns zuvor die

wirtschaftspolitischen Ziele, die fich
aus der n a t i o n a l sozialistischen Weltanfchauung
herleiten.

Das allgemeine Wohl ist oberstes
G e s etz· Aus diesem Gesetz ergeben sich die wirt-

schafts- und finanzpolitifchen Grundsätze:

»Die Aufgabe der Volkswirtschaft
ist die Bedarfsdeckung und nicht eine möglichst
hohe Rentabilität für das Leihkapital«. Bedarfs-
deckung bedeutet die Befriedigung der lebensnot-

wendigen Bedürfnisse der Gesamtheit des Volkes

zu erschwinglichen Preisen. Rentabilität bedeutet

Gütererzeugung im Hinblick auf bloßen Gewinn.
Der Rentabilitätswahn führte zur Häufung eines

Riesenreichtums in Händen Einzelner; die Zu-
sammenziehung des Geldes, des Tausch- und Be-
triebsmittels der Wirtschaft, in Vanken. Seine

Verleihung gegen hohen Zins führte zur Knech-
tung der Wirtschaft durch das Zinskapital in
einem Ausmaß. daß selbst der Staat zum bloßen
Zinseintreiber des Weltkapitals geworden ist.

LetztesZielnationalsozialistifcher
Wirtschaftspolitik ist alfo: »Brechung der

Zinsknechtschast«und Wiedererlangung der Geld-
und Münzhoheit des Staates. Etappen auf
diefem Feldzug sind: Zerschlagen der Riesen-
betriebe, Konzerne, Syndikate und Trusts, Ber-

nichtung des Wucher- und Schiebertums, Ver-

staatlichung der Reichsbank A.-G. und der Noten-

banken, Finanzierung aller großen öffentlichen
Aufgaben durch Ausgabe zinsloser Staatskassen-
gutscheine oder auf bargeldlosem Wege, Einfüh-
rung der Arbeitsdienstpflicht, Befreiung des Kon-

sums von der Last der indirekten Steuern, der

Produktion von einengenden Steuern, Befreiung
des Staats- und des Volksvermögens von der

zinspflichtigen Verschuldung gegenüber dem

Großleihkapital, Einführung einer stabilen Wäh-
rung auf gedeckter Grundlage.

RichtunggebendfürvorbereitendeMaß-
nahmen sind die möglichen Folgen des wirt-

schaftspolitischen Grundsatzes von der Brechung
der Zinsknechtfchaft; gegen militärifchen und wirt-

fchaftlichen Krieg muß unser Wirtschaftsraum
durch größtmögliche Unabhängigkeit vom Welt-

markt gesichert werden.

Art und Tempo der Durchführung.

Das alles ist »Programm« übergenug.
Die Taktik und Dynamik der Verwirk-

lichung sind darin nicht enthalten.
Die Strategie wird nicht im voraus insgesamt,
fondern nur für die ersten Angriffe des Wirt-

schaftskrieges und von da aus weiterbestimmt.
Mit Rücksicht darauf, und um die großen Zu-
sammenhänge im Auge zu behalten, um aus ihnen
Kraft und Nahrung zur Mitarbeit an den großen
Zielen zu schöpfen, soll das erste Halbjahr natio-

nalfozialistischer wirtschaftspolitischer Praxis auf
die Uebereinstimmung mit den allgemeinen natio-

nalfozialistifchen Wirtschaftsgrundsätzen verglichen
werden.

11.

Die organisatorische Vorarbeit.

Der Weg zur Macht.

Die EroberungderMachtwar die erste
riesengroße Vorarbeit, die vor der Durch-
führung des nationalfozialistischen Wirtschafts-
programms zu leisten war. Wir durften Zeuge
diefes gewaltigen Vorganges sein, der dank Be-

rechnung, Ausdauer und Konzentration aller gei-
stigen und materiellen Kräfte mit einem über-

wältigenden Siege endete.

Der Kampf ging in drei Etappen vor sich. Die

erste weitaus längste erfaßte nach und nach die

Hälfte des deutschen Volkes und machte sie reif
für den zweiten Abschnitt, das praktische Werk,
das mit der Berufung des Führers als Kanzler
und mit der Beteiligung an dem Kabinett der
nationalen Front begann. Jn seinem Aufruf
gab der Führer die programmatischen
Ziele kund:

,,Binnen vier Jahren muß der deutsche Bauer
der Verelendung entrissen fein. Binnen vier

Jahren muß die Arbeitslosigkeit endgültig über-
wunden sein. Gleichlaufend damit ergeben sichdie

Voraussetzungen für das Aufblühen der übrigen
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Wirtschaft« Für die Offenbarung der Wege zu

diesen Zielen, die im ganzen die wirtschaftspoli-
tische Unabhängigkeit Deutschlands anstreben, also
für das Programm im einzelnen, war die Stunde

noch nicht gekommen. Sie vorzubereiten, mußte
zunächst alle Kraft angefpannt werden. Der Er-

folg blieb denn auch nicht aus: Mit dem beispiel-
Iosen Wahlsieg am 4. März hatte fich die Regie-
rung die Sicherung des Ermächtigungs-
gesetz es geschaffen, das der Reichstag am

23. März annahm.
Die erste überragende Tat war die Gleichschal-

tung des Willens im Reich, Ländern und Gemein-

den. Kein Gegeneinander und kein Nebenein-

ander soll die Aufbauarbeit in Zukunft stören.
Reichs-, Staats- und Selbstverwaltung werden

nach dem Führergedanken und der Führerver-
antwortlichkeit umgebildet. Die Wirtschaft wird

befreit vom Verhängnis der Mehrheitsbeschlüsse,
die das Verantwortungsbewußtsein des Einzelnen
herabgemindert haben. Die E i n s e tz u n g d e r

Reichsstatthalter gibt die Gewähr, daß
Reich und Länder auf dem Wege zum gemein-
samen Ziel eng zusammenarbeiten. Landschaftliche
Eigenarten bleiben unberührt und können sichauch
weiterhin fördernd auswirken. Die Verwaltungs-
reform in den einzelnen Ländern wird sofort mit

dem Ziele der Vereinfachung in Angriff ge-
nommen. Die Einrichtung des Preußischen Staats-

rats und des Provinzialrats sind nur Beispiele.
Die Selbstverwaltung wird unter Wahrung des

notwendigen Eigenlebens mit der Statsverwal-

tung enger verbunden, damit eine einheitliche
Durchführung des nationalsozialistischen Wollens

gewährleistet ist.
Die politische Macht wird nach der Selbstauf-
lösung der deutschnationalen Front und dem Rück-

tritt des deutschnationalen Wirtschaftsministers
H u g e n b e r g , der Berufung der Nationalsozia-
listen Darin-» Feder und Schmitt völlig
und endgültig in die Hand nationalsozialistischer
Führung gelegt. Damit ist die Einheitlichkeit
des obersten Willens gegeben. Mit vollster
Verantwortlichkeit, von totalerDa-

seinsfürsorge aus, konnte das große wirt-

schaftspolitifcheWerk beginnen. Freie Bahn war

geschaffen für organische Aufbauarbeit
vom Fundamente aus.

Vernichtung der politischen Gegner.

Die Vorarbeiten psychologisch-po-
litischer und technisch-organisato-
rifcher Art waren inzwischen fort-
g e f e tzt worden. An einem Aufbauplan für
das ganze Volk muß auch das ganze Volk mit-

arbeiten. Deshalb wurden die obstruktiven Kräfte
Vernikhtet Die Kommunistische Partei wurde ver-

boten, am 13. 6.« die SozialdemokratischePartei
aufgelöst- die sozialdemokratischen Gewerkschaften

wurden in die Deutsche Arbeitsfront eingegliedert.
Das Zentrum und die deutfchnationale Volks-

partei kamen dem Schicksal der anderen Parteien
durch Selbstauflösung zuvor.

Der neue Staat ist ,,total«, allumfassend.
Darum unternimmt es der Nationalsozialismus,
das Volk zur neuen politischen, wesenhaft deut-

schen Wirtschaftsgesinnung zu erziehen. Ein Pro-
zeß, der noch andauert und einen Großteil der

Willenskräfte des neuen Staates hartnäckig in An-

spruch nimmt.

Das von Grund aus neue Aufbauwerk kann
nur Schritt für Schritt in Angriff genommen
werden, aber es schreitet fort und wächst mit

Riesenschnelligkeit, in dem Maße wie es gelingt,
auch die letzten widerftrebenden Kräfte zu Ver-
trauen und Mitarbeit zu erziehen.

In dieser Erkenntnis wird der Führer mit

Selbstbewußtsein und Beherrschung auf dem

Wege zum Wiederaufbau der Wirtschaft auch diese
hinhaltenden Kräfte berücksichtigen,wie er sich auf
dem Wege zur Macht durch keine Maßnahmen
der Gegner beirren ließ. Damals hat sogar die

Regierung fortgesetzt mit nationalfozialistifchem
Gedankengut gearbeitet. Diesen seinen Gegnern
konnte der Führer unverwirrt und unerschüttert
in seinem Zielstreben in großartiger Ironie zu-

rufen: »Denken Sie daran, daß ich beharrlich bin,
ich habe starke Nerven.«

Vorbereitung des berufsständischenAufbaues-.
Die Kulturpolitik stellt sich in den Dienst der

großen sittlichen Reinigung des gesamten Volkes

für die wirtschaftliche Aufbauarbeit (Kultus-
minister Ruft am 7. 2. 33). Aus Gesinnungskul-
tur und Frontgeist, einer »Synthese von Blut und

Ehre, Geistigkeit und Schwertwille« (Schlösser)
war der Wille zur Tat geboren und sollte die
Tat selber wachsen. Wenn in diesen Monaten
das Volk psychologisch und politisch weiter zu dem

großen Aufbauwerke erzogen wurde, so wurde

gleichzeitig mit Emsigkeit und Energie d as or-

ganische Gerüst für dieses Werk aufgebaut.
In erfter Linie wurde ein tauglicher Beamten-

stab organisiert. Preußen wie das Reich follte
»wieder Hort der Sauberkeit, Sparsamkeit und

hingebenden Pflichterfüllung werden« (Göring,
Erlaß an die Beamten der preußischen inneren

Verwaltung vom 7. 2. 33). Der Wiederherstellung
des Berufsbeamtentums folgte (7. 4. 33) unter

nationalsozialistischer Führung die Einigung des

Bauernstandes (Darr6), die Vereinheitlichung des

Arbeitsdienstes (Hierl) und endlich die Bildung
der deutschen Arbeitsfront in der nationalsozia-
liftischen Betriebszellenorganifation (Dr. Ley).
Dies sind die Vorarbeiten zum berufsständifchen
Aufbau des deutschen Volkes, zu dessen restloser
Durchführung unsere Zeit noch nicht berufen ist.
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Der Uebergang zur nationalsozialistischen

Wirtschaftsführung

Als Frucht der Mühen um eine neue Wirt-

schaftsgesinnung offenbarte sich am 1. Mai, am

Tage der nationalen Arbeit, eine einmütige Be-

geisterung und Zustimmung zur Mitarbeit am

Werke der Erhaltung des Volkes und des neuen

Reiches. Angesichts diefer überwältigenden Kraft
und Ehrlichkeit der neuen Gesinnung, der idealen

Grundlage für den wirtschaftliche Neubau, konnte

und durfte der Führer die Pläne der neuen Ne-

gierung deutlicher umreißen, mit der eine orga-

nische Wirtschaftsführung beginnen sollte:

Maßnahmen zur Gesundung der

Landwirtschaft als der Grundlage der Ge-

samtwirtschaft vor allem d u r ch E n t s ch u l -

dung und gesunde Preisgestaltung.
Belebung der Bauwirtschaft als des

besonders arbeitsintensiven Wirtschaftszweiges in

erster Linie durch den Autostraßenbau.

Alle praktischen wirtschaftspolitischen Maßnah-
men v o r Uebernahme der absoluten Gewalt (Er-
mächtigungsgesetz), v o r der Prägung eines deut-

lichen offenbaren Gesamtwillens der Nation zur

Mitarbeit (1. Mai) hatten entweder Notstands-
charakter wie die Verordnung des Neichspräfiden-
ten über den landwirtschaftlichen Vollstreckungs-
schutz vom 14. 2., wie die Erhöhung der Fleisch-
und Schmalzzölle am 20· 2. zur Sicherung des

Binnenmarktes der Landwirtschaft, Schutz der

landwirtschaftlichen Edelerzeugnisse vom 2. 3., wie

der Abbau ungerechtfertigt hoher Spitzengehälter,
die Senkung der Krankenscheingebiihr, die Bewilli-

gung von Barzuschüssen für Einstellung von land-

wirtschaftlichen Arbeitern zur Frühjahrsbestel-
lung; oder sie waren z. T. aus taktischen Grün-
den, mit Zurückhaltung der nationalsozialistischen
Kabinettsmitglieder getroffen worden wie ins-

besondere das Fettgesetz Hugenbergs

111.

Wirtschaftspolitische Daten und Taten.

Indes war eine Fülle gesetzgebe-
rischer Maßnahmen vorbereitet. Jetzt,
nachdem die Zeit erfüllt, ihre Durchführung ge-
währleistet war, wurden sie Schlag auf Schlag der

Oeffentlichkeit übergeben.
Am 14. 5. wurde das preußifcheG esetz üb e r

d a s Erbhosrecht als alte germanische Nechtsform
veröffentlicht Es sollte im engsten Einver-

nehmen mit den nationalsozialistischen Wirtschafts-
grundsätzen die Mobilisierung des unbeweglichen
Volksvermögens durch kapitalistische Ueberfrem-
dung verhindern und damit die erste Bedingung
für die Selbstversorgung des deutschen Volkes aus

eigenem Grund und Boden schaffen, zugleich auch
im Sinne eines gerechten Ausgleichs in der Ver-
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teilung des landwirtschaftlichen Besitzes, in dem

es Ankäufe verhindert.
Am 12. 5. folgten Maßnahmen zum

Schutze des Einzelhandels, z. B. die Sperre für
Errichtung neuer Geschäfte und die Um gest al-

tung der Konsumvereine im Sinne des

nationalsozialistischen Wirtschaftsprogrammes.
Am 16. 5. die Steuerbesreiung siir neue Kraft-

sahrzeuge, um die Autoindustrie in gemeinnütze-
gem Interesse zu fördern. Gleichzeitig wurde

einer ungesunden Preiserhöhung vorgebeugt, die

infolge dieser Maßnahmen noch vor der Kauf-
kraftsteigerung eintreten konnte.

Endlich folgte am 1. 6., um allediese Maß-
n a h m. e n organisch zu verbinden und im Jn -

teresse der Bedarfsdeckung die Kauf-
kraft zu mehren, der grandiose

Generalangriss aus die Arbeitslosigkeit.

Das Arbeitsbeschaffungsprogramm des Staats-

sekretärs N e i nh a r dt wurde durch das Gesetz
in die Praxis überführt. Ein Programm, vor

dessen einheitlicher Form und großzügigem Aus-

maß kleingläubige Kritik endlich verstummte.
Am 24. 6. wurde das Projekt der Reichs-auto-

bahnen beschlossen, das von ungeheuerer Aus-

wirkung auf dem Arbeitsmarkt und die Treib-

stoffindustrie sein wird. Die F i n a n z i e r u n g

durch das Reich wird wie derzeit die Neichsbahn
für das Bismarckreich für das Reich Adolf Hitlers
das hervorragendste Beispiel einer

nationalsozialistischen Tat dar-

st e l l e n.

Am 15· 7. gewährt das Kabinett im Gedanken
der Selbstversorgung und der Arbeitsmarktpolitik
Steuerermäßigung für Jnftand-
setzungen und Steuerfreiheit für
Unternehmungen volkswirtschaftlich ge-

meinnützigen Charakters: ein erster
Ansatz vor Durchgreifen der Umgestaltung des

Steuerwesens.
Zur Arbeitsbeschassung wurden e i n e M i l -

liarde RM bereitgestellt für Straß enb au

und Meliorationen, Instandsetzung
von Gebäuden, Förderung der Sied-

lung, Ehestandsdarlehen und andere

Arbeitswerke im öfentlichen Interesse, die gemäß
den nationalen wirtschaftspolitischen Grundsätzen
ohne Beschneidung der privaten Unternehmerini-
tiative, vielmehr um sie zu beleben, zur Förderung
des Gemeinwohls vorgenommen werden konnten.
Schließlich wird auch das längst fällige l a n d -

wirtschaftliche Entschuldungsgesetz
verabschiedet

Die Finanzierung wird im Sinne nationalsozia-
listischer Grundsätze unter Vermeidung überhöhter
Zinsen durchgeführt Mäßiger Unternehmer-
gewinn, Verhütung ungerechtfertigter Preissteige-



—

rungen, Verwendung deutscher Baustoffe, und, wo

rationell möglich, menschlicher statt maschineller
Arbeitskraft —- sind weitere Nichtlinien sozia-
listischer Durchführung dieser großen öffentlichen
Aufgaben.

Endlich wird, um das Statsvermögen noch vor

der Deckung durch neugeschaffene Wirtschaftswerte
nicht zu überlasten, mit großem Elan eine fr e i -

willige Arbeitsspende propagiert.

Zur Förderung der Geschlossenheit
des Wirtschaftsraumes werden Maß-

nahmen zum Wiederausbau der ostpreußischen
Wirtschaft durch bevorzugte Ueberweisung öffent-
licher und privater Aufträge in Angriff ge-

nommen.

Wie sicher und eingehend die Vorarbeiten für
die Durchführung des nationalsozialistischen Wirt-

schaftsprogramms getroffen waren, beweist her-
vorragend die Verabschiedung von dreißig weite-

ren Gesetzen am 15. Juli, die durchweg schon aus

den Bezeichnungen den C h a r a k t e r der oben

dargetanen nationalsozialen wirt-

schaftspolitischen Grundsätze heraus-
lesen lassen. Ihr Inhalt ist im einzelnen hier
kommentiert worden: Um S i ch e r u n g d e r

G e m e i n n ü tz i g k e it öffentlicher Unterneh-
mungen, um Einschränkung der Waren-

hausgroßbetriebe, um Steuer- und

Zinserleichterung geht es in erster Linie.

Alle diese gesetzgeberischen Maßnahmen, die

Schlag auf Schlag einander folgten, soviel nur

der Wirtschaftskörper geordnet bewältigen konnte,
offenbaren ihre Uebereinstimmung mit den

wirtschaftspolitischen Grundsätzen der NSDAP.
Die Vereinbarung des Neichswirtschaftsmini-
sters und des Neichsernährungsministers vom

17. Juli über eine einheitliche Wirtschafts- und

Sozialpolitik liegen in gleicher Richtung.

1v.

Sichtbare Erfolge.

Vier Jahre, die Dauer eines Reichstags, hat
sich der Führer nur bewilligt, nach denen er über

den Erfolg seiner Wirtschaftsführung Rechenschaft
ablegen will.

Indes schon heute bangen wir nicht darum,
da sichErfolge bereits allenthalben anzeigen. Das

wachsende Vertrauen der Privatwirtschaft zur

nationalsozialistischen Führung wirkt sich unab-

hängig von der öffentlichen Arbeitsbeschaffung
in einem echten Konjunkturaufstieg aus. Dies

lafsen die Berichte der Industrie- und Handels-
kammern klar erkennen."«’-«)

Unverkennbar zeigen sich die Erfolge vor allem

in der Verminderung der Arbeitslosigkeit, die das

ö) Vgl. Siedl. u. Wirtsch·Heft 8, S. 309ff.
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Barometer für den Auf- und Niedergang der

Wirtschaft ist. Als der Führer die Macht über-

nahm, waren 6013 612 gegenüber 6041910 Ar-

beitslose im Vorjahre gemeldet. Im weiteren

Zeitverlauf zählte das Statistische Neichsamt:

1933 1932

28. 2. 6 000 958 6 128 429

31. 3. 5 598 855 6 034 100

30. 4. 5 331 252 5 739 070

31. 5. 5 038 640 5 582 620

30. 6. 4 856 942 5 475 778

31. 7. 4 463 841 5 392 248

In den ersten sechs Monaten der nationalsozia-
listischen Negierungsarbeit ist die Arbeitslosigkeit
daher um rd. 1,7 Millionen verringert worden.

Die Arbeitslosenziffer ist jetzt rd. 1 Million ge-

ringer als in der gleichen Zeit des Vorjahres.
Wenn man die von der Statistik nicht erfaßten
Arbeitslosen, die heute beschäftigt sind, mitrechnet,
so erscheint das Ergebnis in einem noch günstige-
ren Lichte. Die Teilerfolge in den landwirtschaft-
lichen Gebieten sind eine Bestätigung dieser er-

folgreichen Entwicklung Für alle Zeit wird das

Telegramm des Oberpräsidenten und Gauleiters
K o ch an den Reichskanzler und Führer des Deut-

schen Volkes über die Befreiung Ostpreu-
ßens von der Arbeitslosigkeit vom

15. 8. allen unvergessen sein.

In erster Linie sind diese Erfolge
auf die völlige Einheit der prak-
tischen Maßnahmen mit den natio-

nalsozialistischen wirtschaftspoli-
tischen Grundsätzen zurückzuführen
Dem deutschen Volke und der Welt

sind diese Grundsätze zuletzt in den

Nürnberger Kundgebungen offen-
bartworden. DerParteitag1933,vor
allemdiedreigewaltigenNedendes
Führers und ihre Aufnahme durch
die öffentliche MeinunginDeutsch-
land und im Auslande sind der Be-
weis für die Machtund den Willen
der nationalsozialistischen Staats-

fiihrungund des Vertrauens desge-
führten Volkes, aus eigener Kraft
den deutschen Geist und die deutsche
Wirtschaft zur Gesundung zu füh-
ren.

Mögen auch unbestimmbare Kon-

stellationen Aufenthalt und Um-

wege nötig machen und eine wech-
selnde Strategie des Führers be-

stimmen: unverrückbar bleibt das Ziel: die

Befreiung der deutschen Wirtschaft. F e l s e n f est
bleibtder Wille von Volkund Füh-
rer, dieses Ziel siegreich zu er-

reichen.
Dr. Ferdinand Neumann



Besprechungen
Die Weltkrise und die Neuordnung Europas —

Tribute, Abriistung, Donauraum. Von Max

Sering mit einem Anhang über die Höhe
der deutschen Leistungen von Friedrich
S ch l ö m e r. Carl Heymanns Verlag, Ber-

lin. 1932. 68 Seiten. Preis NM 3,—.

Als alter Vorkämpfer gegen den Unfriedens-
vertrag von Versailles und seine verheerenden
Folgen umreißt Max Sering die wirtschafts-
politische Lage vor der Weltwirtfchaftskonferenz
in einem großgesehenen Gegenwartsbild stärkster
Dramatik. 90 Milliarden Kriegsleistungen und
65 Milliarden Tribute haben Deutschland zum

Weißbluten gebracht. Von diesen Tributen wur-

den das amerikanische Leihkapital und die fran-

zösischen Goldhortungen gespeist, deren Fehlin-
veftierungen — Von Seiten Amerikas in über-

schnell entwickelten überseeischen Industrien. Von

Seiten Frankreichs in kurzfristigen politischen
Störungskrediten in Zwischeneuropa — den

Grund zu der allgemeinen Weltwirtfchaftskrise
gelegt haben. Die aus der deutschen Tributmasse
von den angelsächsischenStaaten allzu bereitwillig
zurückgewährten Kredite — von 1924 bis Novem-

ber 1931 in Deutschland 25,9 Milliarden —- flossen
hier in das rohstoff- und kapitalärmste Industrie-
land der Welt und trafen in den angrenzenden
Zwergstaaten Zwischeneuropas auf eine vollends

zerstörte Kaufkraft von 120 Millionen Menschen.

Um seinem kargen Boden hochwertige Verede-

lungs- und Verfeinerungserzeuanisse abzugewiw
nen. braucht Deutschland viel Arbeit und einen

hochwertigen Produktionsapparat. Dieser aber

ist teuer und unterliegt dem Gesetz vom abneh-
menden Aufwandsertrag. Das ausländische hoch-
verzinste Leihkapital befruchtete nur die groß-

betrieblichen Grundstoff- und Produktionsmittel-
industrien, deren Aktien an den Auslandsbörsen

gehandelt werden. nicht aber die klein- und mittel-

betrieblichen Verfeinerungsindustrien, die früher

auf dem Weltmarkt am wettbewerbsfähigsten
waren. Die letzteren sind daher entaeaen weit-

verbreiteten Annahmen in keiner Weise ratio-

nalisiert. Hierin liegt die Wurzel der starken
Arbeitslosigkeit im Freiftaat Sachsen. Hierin auch
der Grund, daß sich die Rationalisierung der

Grundstoff- und Produktionsmittelindustrien nicht
rentieren konnte, da die mit ihnen bezugsverbun-
denen Verfeinerungsindustrien staanierten. Eben-
so wurde durch den Kapitalmanael die notwendige
Nationalisierung der Landwirtschaft durch Ent-

wäfferung feuchter Gelände hinaehalten. Für
Deutschland und für das übrige Europa gibt es

daher nur eine Forderung: S chluß m it alle n

Tributen und politischen Lasten.
SchlußmitderfranzösischenFinanz-
politik,dieMitteleuropanurtiefer
in das Elend stoßen kann. Anstelle
dessen wird treten einesittliche Er-

neuerung des politischen Gemein-

schaftslebens und eine politische
Neuordnung der europäifchen und

weltwirtschaftlichen Beziehungen,
die einemjeden Volkseinen eigenen
Lebensraum gönnt und im Wohl-
stand der übrigen Völker die beste
GewährfürdaseigeneWohlergehen
und für die eigene Sicherheit sieht.

Pf-

Peter Quante: Die Flucht aus der Landwirtschaft.
Verlag Vowinckel (1933). 380 S. RM 6,80
kartoniert.

Der Wert von Büchern läßt sich nicht allein nach
der wissenschaftlichen Leistung beurteilen, die sie
verkörpern, fondern auch nach ihrer geistigen
Grundhaltung zu der Zeit, in der sie erscheinen.
In diesem Sinn Verlangt die Auseinandersetzung
mit einer Neuerscheinung eine Einordnung in das

Zeitgeschehen, dem auch der Verfasser von seinem
Standpunkt aus hat dienen wollen.

Unter diesem Gesichtspunkt der Zeitbedingtheit
ist es nicht ganz Ieicht, über das soeben im Ver-

lag Vowinckel erschienene Buch von Peter Quante,
»Die Flucht aus der Landwirtschaft« ein Wort zu
sagen, das der bedeutenden Arbeitsleistung des
Verfassers gerecht wird und doch zugleich die Funk-
tion seines Werkes im Gesamtzusammenhang mit
dem Zeitgefchehen richtig würdigt. Quante hat
in dieser Arbeit seine bereits im Jahre 1928 in

Schmoller’s Iahrbuch veröffentlichten Untersuchun-
gen über die Ursache Und den Umfang der Land-

flucht weiter ausgebaut. Er führt hier noch ein-
mal seine gewiß treffende und sachlich gutiundierte
Analnse jener Theorien durch, die von Männern
wie Franz Oppenheimer und zum Teil auch von

Max Sering. von den neunziger Jahren des vori-

gen Jahrhunderts an vertreten worden sind. Nach
diesen Lehren sollte die Landflucht, ganz allgemein
formuliert, eine Auswirkung der Grundbesitzver-
teilung im deutschen Osten darstellen. Auf diesen
Auffassungen hat dann die bis weit in die Nach-
kriegszeit hinein weit verbreitete und auch heute
noch nicht ganz ausgestorbene Meinung aufgebaut,
daß es lediglich die Aufgabe der Siedlung sei,
durch eine Zerschlagung des Großgrundhesitzesdie
Quelle der Landflucht zU Verstopfem in dem man

den Landhunger der Landarbeiter und nachgebore-
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nen Bauernsöhne befriedigte. Diese nur fehr be-

dingt richtige Parole zu bekämpfen, hat freilich
auch heute noch einen gewissen Sinn. Auch ist es

an und für sich wichtig zu wissen, in welchem Um-

fang und in welchen Formen sich die Abwande-

rung vom Lande in der Zeit bis zum Ausbruch
des Weltkrieges vollzogen hat. (Die späteren
Jahre sind in dem Buch von Quante leider nicht
mit bearbeitet worden!) Gleichwohl ist der Ge-

famteindruck der Quante’schen Veröffentlichung
nicht ganz befriedigend, weil hier gegen Fronten
gekämpft wird. die doch heute glücklicherweise
schon stark abbröckeln. Von der neuen Auffassung
der Siedlung aber, die den Interessengegensatz
zwischen Großgrundbesitz und Bauerntum nicht
mehr unter jenen liberalistischen Perspektiven der

früheren Zeit sehen kann, ist bei Quante leider

zu wenig zu spüren. Im Gegenteil, es werden in

dem Schlußabschnittdes Buches, der eine grund-
sätzlicheErklärung für die Erscheinung der Ent-

völkerung des Landes zu geben versucht, neben
einer Reihe treffender Einzelbemerkungen Auf-
fassungen über den Sinn und die Bedeutung der

Siedlung geäußert. die in der heutigen Zeit eines

ganz neuen Siedlungswillens unseres Volkes

kaum noch verständlich sind. Warnungen wie die,
den zahlenmäßigen Effekt der bäuerlichen Sied-

lung nicht zu hoch zu veranschlagen. haben nur

dann einen Sinn, wenn sie aus einer Gesamt-
auffassung heraus ausgesprochen werden, die deut-

lich erkennen läßt, daß die Bauernsiedlung ja nur

das Kernstück eines umfassenden Siedlungswerkes
darstellen soll, dem die Aufgaben der Industrie-

verlagerung, der nebenberuflichen Siedlung ebenso
eingeordnet sein müssen, wie eine grundsätzliche
Umstellung unserer gesamten Wirtschaftspolitik
auf den Binnenmarkt.

Wir können ohne weiteres glauben. daß

Quante, der ja auch in seiner praktischen Arbeit

für die bäuerliche Siedlung wirkt, den Siedlungs-

gedanken unbedingt bejaht. Trotzdem fürchten
wir, daß seine Stellungnahme von Gegnern der

Siedlung für ihre Zwecke ausgenutzt wird und

glauben auch nicht, daß die wahren Freunde der

Siedlung sich mit der geistigen Grundlage des

Verfassers einverstanden erklären. So bleibt als

wirkliche Bereicherung dem Leser die Kenntnis

jener heute schon geschichtlich gewordenen Daten

der Landflucht. während unsere drängendsten Zeit-

fragen durch das Buch Quantes nicht gefördert
werden. V—

Die ländliche Siedlung in Bayern 1919—1931.

76. Sonderheft der »Berichte über Landwirt-

schaft«des Reichsministeriums für Ernährung
und Landwirtschaft von Dr. Julius Frost.

Die kleine, 42 Seiten starke Schrift ist eine Ver-

öffentlichung des deutschen Forschungsinstituts für
Agrar- und Siedlungswesen, Abteilung München.

Im ersten Abschnitt über die »Besiedelungs-
dichte« entnehmen wir den überaus lehrreichen
statistischen Angaben, daß Bayern mit einer Be-

siedelungsdichte von 97 Menschen auf 1 Quadrat-
kilometer unter dem 133 betragenden Reichsdurchå
schnitt liegt, daß die landwirtschaftlich Erwerbs-

tätigen 43,8Z ausmachen, daß von der Gesamt-
fläche der bayerischen Landwirtschaftsbetriebe nur

Z landwirtschaftlich genutzt sind, daß M des land-

wirtschaftlich genutzten Bodens in den klein- und

mittelbäuerlichen Betrieben liegen und daß Bay-
ern noch zu den waldreichsten Gebieten des Reiches
zählt.

Der zweite Abschnitt behandelt die »Organi-
sation der Siedlung in Bayern« und der folgende
die »Beschaffung des Siedlungsbodens«. 1920 bis
1924 wurden der Siedlung 2212,9 Hektar zu-

geführt, und zwar nicht durch Enteignung, sondern
freihändig oder durch Zwangsversteigerungen.

Aus dem vierten Abschnitt über »die Entwick-

lung der Bodenpreise« ersehen wir, daß 1924 der

Preis für das Hektar noch 2653,——RM betrug
und 1931 auf 1414,— RM herabsank.

Der fünfte Abschnitt behandelt die »landwirt-
schaftliche Siedlung«. Wie erfahren, daß von der

bayerischen Landessiedlung 1919——1931 1550 Neu-

siedlungen mit 4220 Familienangehörigen ge-

schaffen wurden, daß die Wirtschaftsgröße der

selbständigen Ackernahrung in Bayern schon bei
5 Hektar liegt, daß Wohnhaus, Stall und Scheune
stets unter einem Dach liegen und daß an die
Stelle des Pferdes fast in allen Fällen die Kuh
tritt; Schweine werden wenig gehalten. Der
Boden wird in der Hauptsache als Wiese und
Weide genutzt und die Baukosten sind auch in

Bayern in den letzten Jahren erheblich gesenkt.
Ein Gehöft mit 7 Hektar Acker und Wiese und
3 Hektar Wald, dessen Bodenwert 7000,——RM

beträgt, erhält neue Gebäude für 7000,— RM.
sodaß der Stellenpreis insgesamt 14 000,— RM

beträgt. Im Schlußwort dieses Abschnittes hören
wir von der kulturellen Hebung der Siedlungs-
gebiete durch neue Landstraßen, von der Siedler-

schulung, vom Rückgang der Viehpreise und er-

fahren, daß eine Wirtschaft von 10 Hektar Nutz-
land im Jahre 1929 4300,— RM Einnahmen
hatte und 1932 nur 2400,— RM brachte.

Der sechste und letzte Abschnitt behandelt die

»Nebenerwerbssiedlung«.

Wir können die klare und iibersichtliche Schrift
mit ihrem reichen Inhalt bestens empfehlen.

Dr.-Ing. Me.
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Gesetze, Verordnungen und Erlasfe
Wohnungswefen

Neikhsbaudarlehen für Eigenheime.

Erlaß des Neichsarbeitsministers vom 21. August
1933 —- 1V 6302-33 Wo. —— an die Negierungen

der Länder.

»Auf Grund von § 1 des Gesetzes zur Verminderung
der Arbeitslosigkeit vom 1. Iuni 1933 wird ein Be-

trag von 20 Millionen NM zur Förderung des Eigen-
heimbaues in Arbeitsschatzanweisungen bereitgestellt
werden (11. Bauabschnitt). Nähere Mitteilungen
über die Verteilung dieser Mittel, über die Be-

stimmungen, die bei der Vergebung zugrunde zu legen
sind, sowie über das Verfahren behalte ich mir vor.

Grundsätzlich wird an den bisherigen Bestimmungen
über die Gewährung der Neichsbaudarlehen für Ei-

genheime (1. Bauabschnitt) festgehalten werden. Hin-
sichtlich des Verfahrens werden sich Abweichungen von

dem bisherigen Verfahren indessen zwangsläufig dar-
aus ergeben, daß die bereitgestellten Arbeitsschatz-
anweisungen für die Auszahlung der bewilligten
Neichsbaudarlehen jeweils wechselmäßig vorfinanziert
werden müssen. Die Art des Wechselweges steht noch
nicht fest; jedoch werden durch die Vorfinanzierung als

solche den Ländern und Gemeinden keine zusätzlichen
Kosten entstehen.

Ich habe keine Bedenken dagegen, daß im Hinblick
auf die in Aussicht stehenden neuen Mittel von den

Bewilligungsstellen weiterhin Anträge auf Hergabe
von Neichsbaudarlehen entgegengenommen und bis

zur Entscheidungsreife geprüft werden. Von der Er-

teilung von Bewilligungsbescheiden bitte ich jedoch
bis zum Erlaß der neuen Bestimmungen abzusehen.

Da die Jahreszeit schon weit vorgerückt ist, werden
viele der Baulustigen, die auf Zuteilung des Reichs-
baudarlehens aus den neuen Mitteln hoffen, alsbald
mit dem Bau beginnen wollen. Im Interesse der

Arbeitsbeschaffung ist ein beschleunigter Baubeginn
dringend geboten. Daher soll aus dem Umstand, daß
Bauten nach Einreichung des Antrages jedoch vor der

Bewilligung des Neichsbaudarlehens begonnen worden

find, kein Grund für eine Ablehnung des Gesuches auf
Bewilligung eines Neichsbaudarlehens hergeleitet
werden. Ich bitte jedoch in geeigneter Form die

Baulustigen darauf hinzuweisen, daß die Inangriff-
nahme des Baues vor Erteilung des Bewilligungs-
bescheides auf ihr Nisiko geschieht. und daß daraus

kein Anspruch auf Zuteilung des Neichsbaudarlehens
hergeleitet werden kann.

Den Zeitpunkt. bis zu dem der Bau der mit Mitteln
des 1. Bauabschnittes geförderten Eigenheime spä-
testens begonnen sein muß, setze ich auf den 30. Sep-
tember ds I. fest. Für den II. Bauabschnitt behalte

ich mir die Festsetzung eines entsprechenden Zeit-
punktes vor.«

Neichszuschüfsefür die Instandsetzung von Wohn-
gebäuden und landwirtschaftlichen Wirtschafts-

gebänden.
Der Herr Neichsarbeitsminister hat unter dem

10. August 1933 —- IV Nr. 5565!33 Wo. — be-

stimmt:
»Vom Reich sind Mittel zur Gewährung von Reichs-
zuschüssen für Instandsetzungs- und Umbauarbeiten

bereitgestellt worden, um damit Arbeit für das Bau-

gewerbe, insbesondere für das Bauhandwerk, zu schaf-
fen. Um insoweit eine möglichst starke Auswirkung
zu erzielen. muß ich besonderen Wert auf die Be-

kämpfung der Schwarzarbeit legen und habe daher

die Berücksichtigung von Negiearbeiten ausgeschlossen.
Dein Ziel der Maßnahme würde es widersprechen,
wenn ein Grundstückseigentümer oder seine An-

gehörigen für die Dauer des Umbaues oder der

Instandsetzung von dem Handwerker als Hilfsarbeiter
eingestellt würden. Hierdurch würde die Beschäfti-
gungsmoglichkeit arbeitsloser Bauarbeiter usw. ver-

ringert werden. Ein solches Vorgehen wäre eine
Umgebung der Bestimmungen zur Bekämpfung der
Schwarzarbeit. Ich bitte sicherzustellen, daß in solchen
Fällen die entsprechenden Beträge der eingereichten
Rechnungen nicht berücksichtigtwerden.
Für die Berechnung der Höhe des Zuschusses kön-

nen nur die dem Grundstückseigentümertasächlich ent-
standenen Kosten in Betracht kommen, die durch Rech-
nungen des Handwerkers usw. nachgewiesen werden

müssen (Nr. 2 der Best. vom 15. Iuli 1933). Die

Berücksichtigungeiner Kostenersparnis, die der Grund-
stückseigentümer dadurch erzielt, daß er seine Ange-
hörigen oder sein Personal mitarbeiten läßt oder daß
er das erforderliche Material aus seinem eigenen —

z-. B· landwirtschaftlichen —— Betrieb liefert, würde
dem mit der Hergabe von Neichszuschüssenverfolgten
Zweck widersprechen.

Der Herr Nechsminister der Finanzen hat den vor-

stehenden Ausführungen zugestimmt.«

Errichtung von Not- und Behelfswohnungen im

Rahmen des Arbeitsbeschaffungsprogramms.

Erlaß des Neichsarbeitsministers vom 28. August
1933 — lv 5846,-33 Wo. —- an die Negierungen

der Länder.
1. Auf Grund des § 1 des Gesetzes zur Verminde-

rung der Arbeitslosigkeit vom 1. Iuni 1933 (Neichs-
gesetzblatt I S. 323) werden Arbeitsschatzanweisungen
bis zum Gesamtbetrage von 12 Millionen NM bereit-
gestellt, um die Errichtung von Not- und Behelfs-
wohnungen zur Unterbringung wohnungsloser Fa-
milien zu ermöglichen. Auf der Grundlage dieser
Arbeitsschatzanweifungen gewährt die Deutsche Bau-

und Bodenbank A.-G. Gemeinden und Gemeindever-
banden gegen Wechsel zu dem bezeichneten Zweck Dar-

lehen. Nähere Mitteilung über die wechselmäßige
Vorfinanzierung der Arbeitsschatzanweisungen behalte
ich mir vor, bemerke indessen schon jetzt, daß Ländern
und Gemeinden durch die Vorfinanzierung keine zu-
sätzlichen Kosten entstehen werden.

2. Die Darlehen werden zinsfrei gewährt; sie sind
in den ersten 10 Kalenderjahren, die auf das Iahr
der Darlehnsgewährung folgen, in gleichen Teilbe-
trägen zu tilgen.

3. Die Darlehen werden nur Gemeinden gewährt,
in denen infolge besonderer Wohnungsknappheit die

Errichtung von Not- und Behelfswohnungen unbe-

dingt erforderlich ist, um eine voraussichtlich nicht nur

vorübergehende Obdachlosigkeit von Familien zu ver-

hüten. Für die Beurteilung der besonderen Woh-
nungsknappheit kommt vor allem die Zahl solcher
Wohnungssuchender in Betracht, zu deren Unterbrin-
gung die Gemeinde auf Grund des· allgemeinen Po-
lizei- und Verwaltungsrechts verpflichtet ist. Es muß
sich ferner um Gemeinden handeln. fdie nicht in der

Lage sind, aus eigenen Mitteln für die Unterbringung
dieser Personen zu sorgen.

»

Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist im Einzel-
falle durch Einreichung entsprechender Unterlagen
nachzuweisen.

·

4. Die Gemeinden können die Darlehen entweder

zum Bau gemeindeeigener Wohnungen verwenden
oder an gemeinnützige Wohnungsunternehmen weiter-
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geben, deren Anteile sich zum überwiegenden Teile
im Besitz der Gemeinde befinden. Im übrigen ist
eine Weitergabe der Darlehen unzulässig.

5. Die Darlehen dürfen nur für Bauten bewilligt
werden, die unter Vermeidung jedes irgend entbehr-
lichen Aufwands errichtet werden und die nach ihrer
ganzen Anlage den Charakter als Behelfswohnungen
nicht verleugnen. Die Bauten müssen jedoch aus

dauerhaftem Material erstellt werden und den gesund-
heitlichen Anforderungen entsprechen. Demgemäß
dxjrkenkqfemenmaßigeBaracken und ähnliche Unter-

kunfte nichtgefördert werden. Jede Wohnung soll
tunlichst in sich abgeschlossen sein und den zur behelfs-
mäßigenUnterbringung einer Familie erforderlichen
Mindestraum enthalten. Anzustreben sind Grundrisse,
die es gestatten, daß die Wohnungen später durch Zu-
sammenlegen, Umbau oder Ausbau so gestaltet wer-

den konnen, daß sie den an normale Wohnungen zU
stellenden Anforderungen entsprechen.

In den Vordergrund zu rücken ist der Bau einfach-
ster Flachbauten mit Gartenzulage, etwa nach Art ver-

besserter Wohnlauben. Dadurch wird die obdachlose
Familie schlechten Einflüssen entzogen uiid wieder in

gesunde Verbindung mit dem Boden gebracht- ZU-
gleich wird ihr durch die Betätigungsmöglichkeiten bei
der Erstellung der Bauten und später im Garten ein
neuer Lebensinhalt geboten.

Im übrigen ist den Gemeinden in der Art, wie die

Not- und Behelfswohnungen erstellt werden, tunlichst
freie»Hand zu lassen, da die Verhältnisse zu vielge-
staltig sind, als daß eine allgemein gültige, zentrale
Regelung möglich wäre. Insbesondere bleibt·es den
Gemeinden auch überlassen, mit Hilfe der Reichsdar-
lehen durch Aus- und Umbau vorhandener Gebaude
den notwendigen Wohnraum zu schaffen. Voraus-
setzung muß dabei aber immer sein, daß der Gemeinde

auf längere Zeit — mindestens 10 Iahre —- die Ver-

fügungsgewalt über die neuen Wohnräume zusteht.
6. Da es sich bei der Unterbringung obdachloser Fa-

milien um eine Aufgabe der Gemeinden handelt, muß
gefordert werden, daß die Gemeinden mindestens die

Hälfte der Gesamtherstellungskosten der Not- und Be-

helfswohnungen —- ohne Gelände- und Aufschließungs-
kosten — aus eigenen Mitteln aufbringen. Auf den

Anteil der Gemeinden kann die Selbsthilfe der unter-
zubringenden Personen, die in möglichst großem Um-
fang herangezogen werden sollte, die Stellung von

Baustoffen usw. angerechnet werden. Der Höchstbe-
trag der Reichsdarlehen beträgt je Wohnungseinheit
1000 NM.

7. Anträge der Gemeinden auf Bewilligung der
Reichsdarlehen sind an die obersten Landesbehörden
oder an die von diesen bestimmten Stellen zu richten.
Diesen lie t die

Prülfung
und endgültige Entscheidung

über »die nträge o . Ich bitte, vorzugsweise solche
Antrage zu berücksichtigen,bei denen es sich um die

Unterbriiigung von Familien mit Kindern oder von

Familien handelt, die ihre Obdachlosigkeit nicht selbst
verschuldet haben. Beglaubigte Abschrift der Bewilli-
gungsbescheide übersenden die obersten Landesbehor-
den oder die von diesen bestimmten Stellen der Deut-
schen Bau- und Bodenbank A. G. Diese setzt sich mit
der Gemeinde in Verbindung, veranlaßt sie zur«Ein-
reichung der nötigen Fapiere

und führt die Vorfinan-
zierung durch· Die arlehen werden von der Bank
je zur Hälfte bei Baubeginn und nach der Fertigstel-
lung ausgezahlt. » , »

Die bestimmungsgemaßeFertigstellung ist der Deut-

schen Bau- und Bodenbank A. G. durch die oberste
Landesbehörde oder die von dieser bestimmte Stelle

zu bescheinigen.
» ,

Uziidie Prüfung der Anträge und die Entscheidung
daruber zu erleichtern, empfiehlt es sich,»daßdie Ge-
meinden die Arbeiten, für die sie eine Forderung be-

antragen, in einem Sammelantrag zusammenfassen
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und diesem eine Liste der einzelnen Bauvorhaben mit

kurzer Begründung und Koftenanschlägen beifügen.
Grundsätzlich werden nur Kredite von 10 000 RM

und darüber bewilligt. Mehrere Eiezelmaßnahmen,
von denen jede für sich unter diesem Betrag liegt, kön-
nen jedoch zu einem Antrag zusammengefaßt werden.
Ferner kann ein übergeordneter Gemeindeverband
fKreis) als Darlehnsnehmer und Träger für Dar-
lehen austreten, die von kreisangehörigen Gemeinden

beantragt werden.
8. Eine kontingentmäßige Aufteilung des verfüg-

baren Betrages auf die Länder ist aus einer Reihe
von Gründen nicht möglich. Ich muß mir vielmehr
vorbehalten, die geringen, zur Verfügung stehenden
Beträge in erster Linie den Ländern zuzuweisen, bei
denen ein besonders dringender Bedarf besteht» Um

indessen den obersten Landesbehörden einen Anhalts-
punkt zu geben, bis zu welchem Höchstbetrage sie zu-
nächst Anträge bewilligen können, habe ich 8 Millio-
nen RM nach dem Bevölkerungsschlüssel verteilt. Da-
nach entfällt auf . . . . . . . zunächst ein Betrag von

. . . . . . . . RM. Sowie dieser Betrag erschöpft ist,
bitte ich, weitere Mittel bei mir anzufordern. ch
behalte mir vor, von mir aus über diejenigen Be-
träge zu verfügen, die von den obersten Landesbehör-
den nicht bis zum 31 Oktober d. I. vergeben sind·

9. Allgemein bemerke ich noch folgendes:
Die befchleunigte Durchführung aller zum Arbeits-

beschaffungsprogramm gehörenden Maßnahmen ist
von größter, ja entscheidender Bedeutung; deshalb
müssen alle verantwortlichen Stellen unter Einsatz
aller Kräfte darauf hinwirken, die Arbeiten unver-

züglich in Gang zu bringen. Ich bitte deshalb, den
Gemeinden und Gemeindeverbänden, die als Träger
der Arbeiten in Frage kommen, möglichst uingehend
von diesem Rundschreiben Kenntnis zu geben und sie
aufzufordern, ihre Anträge sofort vorzubereiten und

Vorzulegen. Andererseits muß unbedingt verlangt
werden, daß die vorgeschlagenen Projekte nach jeder
Hinsicht ausführungsreif sind.

«

Um die Durchführung der Maßnahmen zu erleich-
tern und die entstehenden Kosten möglichst zu ver-

rin«g·ern,halte ich eine Anordnung des Inhalts für un-

erläßlich, daß auf die Erhebung jeglicher staatlicher
Stempelabgaben und Gebühren bei der Planung, Ge-

nehmigung oder Ausführung der Arbeiten, insbeson-

deredauch bei der Finanzierung der Kredite verzichtet
wir .

Auf die Beachtung der §§ 2 und 3 der Verordnung
zur Durchführung der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
auf Grund des Gesetzes zur Verminderung der Ar-
beitslosigkeit (AB-DVO.) vom 28. Iuni 1933) (Reichs-
gesetzbl I S. 425), die sinngemäß auch auf die Errich-
tung von Rot- und Behelfswohnungen Anwendung fin-
den, weise ich besonders hin.

Dem Rechnungshof des Deutschen Reichs und mir
behalte ich das Recht vor, die Verwendung der Dar-
lehen nach Verständigung des Landes durch Beauf-
tragte nachprüfen zu lassen. Ebenso behalte ich mir
das Recht vor, weitere Durchführungsvorschriften zu
erlassen.

Von den von Ihnen erlassenen Ausführungsvor-
schriften bitte ich mir je 3 Abdrucke zuzuleiten.

In Vertretung: Dr. K r oh n.

Neikhszuschüssefür Instandsetzungen.

Erlaß des Reichsarbeitsminifter vom 15. August
1933 — TlV 6050J33 Wo. —— an die Regierungen

der Länder.

Auf Anregung des Herrn Reichsministers der Luft-
fahrt bin ich im Hinblick auf die Bedeutung der
Luftschutzmaßnahmen im Einvernehmen mit dem
Herrn Reichsminister der Finanzen damit einverstan-



den, daß Arbeiten zum Ausbau von Schutzräumen für
Zwecke des Luftschutzes als »größere Instandsetzungs-
arbeiten« im Sinne der Ziffer 12 der Bestimmungen
vom 15. Juli 1933 angesehen werden.

Im Auftrag: Rettig.

Neichszuschüssefür Jnstandsetzungen und

Umbauten.

Erlaß des Neichsarbeitsministers vom 19. August
1933 — 1V 6101J33 Wo. — an die Negierungen

der Länder.
Im Einvernehmen mit dem Herrn Neichsminister

der Finanzen bin ich damit einverstanden, daß der

Zeitpunkt für den Beginn der Arbeiten von den für
die Bewilligung der Zuschüssezuständigen Stellen spä-
testens bis zum 1. November d. I., der Endtermin bis

zum 1. Mai 1934 hinausgeschoben wird· Ich weise
bei dieser Gelegenheit nochmals darauf hin, daß bei
der Vergebung der Zuschüsse in erster Linie die An-
träge zu berücksichtigensind, bei denen sofort oder in

kürzester Frist mit den Arbeiten begonnen werden
kann. In dem Vorbescheid ist eine bestimmte Frist
für den Beginn der Arbeit festzusetzen, die Frist darf
nicht zu lang bemessen werden.

Im Auftrag: Rettig.

Vorstädtifche Kleinsiedtung
IV. Aktion der vorstädtiskhenKleinsiedlung.

Erlaß des Pr. Min. f. Wi. u. A. vom 9. August
1933 «— ZA. II 1003 c-"8. 8· L. —— über die

Verteilung der NeichsmitteL
Bei der Verteilung der Siedlerstellen sind die von

dem Herrn Neichsarbeitsminister in dem Nundschrei-
ben vom 7. Juli 1933 — IV. Nr· 15 — 371 Ks. —

(mitgeteilt durch den eingangs erwähnten Nunderlaß
vom 20. v. Mts.) gegebenen Gesichtspunkte (I—II-I)
zu beachten.

Im einzelnen bestimme ich folgendes:
1. Eine schlüsselmäßige Verteilung darf nicht ersol-

gen. Nach wie vor dürfen vorstädtische Kleinsied-
lungen nur da angelegt werden, wo die Aussicht
besteht, daß die Siedler bei Besserung des Arbeits-
marktes wieder Arbeit finden.

2. Städten mit mehr als 100 000 Einwohnern dürfen
Mittel zur Errichtung vorstädtischer Kleinsied-
lungen für Erwerbslose nicht zugeteilt werden.
Die Errichtung von Kurzarbeitersiedlungen (vgl.
Ziffer 4 dieses Erlasses) am Rande der Groß-
städte kann in beschränktemUmfange vorgesehen
werden.

Gegen die Ansetzung von Einzelsiedlern, ins-

besondere von vollbeschäftigten Siedlern mit kin-
derreicher Familie (ng. Ziffer IV 2 des Schrei-
bens des Herrn Reichsarbeitsministers vom

7. Iuli 1933) am Rande der Großstädte bestehen
keine Bedenken.

3. Die von dem Herrn Neichsarbeitsminister ange-
regte Aussiedlung Siedlungslustiger aus Bezirken
mit größerer, voraussichtlich an dauernder struk-
tureller Arbeitslosigkeit in aufnahmefähige Be-
zirke muß unter allen Umständen versucht werden.

Für die Aussiedlung werden besonders solche Per-
sonen in Frage kommen, die in der Nachkriegs-
zeit aus Mittel- und Kleinstädten oder vom Lande
in die Großstädte und in die dicht besiedelten In-
dustriebezirke gezogen sind und jetzt in ihre frühe-
ren Heimatgemeinden zurückkehrenwollen.

Ich ersuche für Umsiedler einen angemessenen
Betrag zurückzustellen,der gleichzeitig als ein ge-
wisser Ausgleich für die Ausschaltung oder ge-
ringe Berücksichtigungder Großstädte gelten kann.
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Die Bestimmungen über das Verfahren bei
der Umsiedlung folgen demnächst. Ich ersuche je-
doch, schon jetzt in geeigneter Weise bekannt zu
geben, daß in beschränktemUmfange im Wege der
vorstädtischen Kleinsiedlung für den genannten
Personenkreis eine Umsiedlung aus den Groß-
städten und Industriegebieten möglich ist, und daß
Bewerbungen um eine Siedlerstelle an den Ge-

meindevorstand Oberbürgermeister, Bürgermei-
ster) der Wohnsitzgemeinde zu entrichten sind. Die
Bewerber müssen den in Ziffer A II 1 Abs. 2 der

Anlage zu den Nichtlinien vorgeschriebenen Er-
fordernissen genügen.

4. Siedlungsvorhaben für Kurzarbeiter wirtschaft-
licher Betriebe sollen nach wie vor besonders ge-
fördert werden (vgl. Ziffer I, 5 des NdErL vom

16. März 1933 — ZA II 1003-20. 2. L —). Ich
ersuche, mit geeigneten Betrieben, insbesondere
in Mittel- und Kleinstädten, umgehend Fühlung
zu nehmen und dabei darauf hinzuwirken, daß sich
die Betriebe mit Gelände-, Baustoff- oder Kapi-
talhergabe an edr Durchführung der Siedlungen
beteiligen.

o. Siedlungsvorhaben, bei denen wegen besonderer
Schwierigkeiten mit baldigem Baubeginn nicht zu
rechnen ist, sind zurückzustellen·

. ·

6. Die Beträge für Zusatzdarlehen an kinderreiche
Familien (A I 5 Abs. 2 der NichtlinienJ sind wie

bisher besonders anzufordern (vgl. Ziffer I letzter
Satz des NdErL vom 16. März 1933 — ZA II

1003-20. 2. —).
7. Der Vorschlag für die Verteilung der Siedler-

stellen ist nach den mit dem genannten Rd.Erl.
vom 16. März 1933 übersandten Muster in drei-
facher Ausfertigung spätestens innerhalb einer

Woche mir zur Zustimmung einzureichen.

Ergänzende Bestimmungen zu den Nichtlinien
und der Anlage.

Die Bestimmungen unter Ziffer IV und V des

Rundschreibens des Herrn Neichsarbeitsministers vom

7. Juli 1933 — IV Nr. 15 — 371X33 Ks. —

sind»zu
beachten. Ergänzend weise ich noch auf folgendes hin:

1. Zu I A2a der Richtlinien:
Siedlerstellen, deren Größe 1000 qm wesent-

lich unter chreiten, sind selbst bei besonders guter
Bodenbes affenheit nur zuzulassen, wenn zwin-
gende Gründe zur Unterschreitung von 1000 qm

vorliegen, und wenn genügend Pachtland in un-

mittelbarer Nähe zur Verfügung steht.
2. Zu 1 A 5 der Nichtlinien:

Der Höchstsatz des Reichsdarlehns
beträgt, wie bisher, 2250 NM je Sied-

lerstelle· Eine Erhöhung bis zu 2500 NM
in Ausnahmefällen ist bei mir mit eingehender
Begründung und unter Vorlage sämtlicher An-

tragsunterlagen zu beantragen. Erhöhungsank
träge sind schon von Ihnen abzulehnen, wenn bei

Anlegung eines strengen Maßstabes nicht alle Er-

sparnismöglichkeiten erschöpft sind, insbesondere
dann, wenn die Naumgrößen die zulässigen Min-
destmaße wesentlich überschreiten. Grundriß-
typen, die im Erdgeschoß neben der Wohnkuche
und dem Elternschlafzimmer noch »einen Kinder-
schlarfraum vorsehen, sind nur fur kinderreiche
Familien mit 5 und mehr Kindern vertretbar,
während bei anderen Familien ein Grundrißtyp
völlig ausreicht, bei dem die beiden Schlafkam-
mern für die Kinder im ausgebauten Dachgeschoß
angeordnet sind.

3. Zu A II 3a der Anlage zu den Nichtlinien:
Wird entsprechend der Anregung des Herrn

Neichsarbeitsministers der Stall getrennt vom

Siedlungshaus angelegt, so empfiehlt es sich, den



Wirtschaftsraum ebenfalls getrennt vom Sied-

lungshaus, und zwar neben dem Stall anzulegen.
Die Anlage des Wirtschaftsraumes als Vorraum

zur Wohnung hat sich nicht überall bewährt.

Heimstätten als Verfahrensträger der

vorftädtifchen Kleinsiedlung.
Der Herr Neichsarbeitsminifter hat in dem an

den Preuß. Min. f. Wi. u. A. gerichteten E r l aß
V o m 18. A u g u st 1933 — IV Nr. 11——369J"33Ks.
-—— folgendes verfügt:

Im Einvernehmen mit dem Herrn Neichsminister
der Finanzen find nunmehr auf Grund der Ziff. 1

B a 1 Abf. 3 der Nichtlinien für die vorstädtifche
Kleinsiedlung vom 20. Februar 1933 auch die preußi-
schen provinziellen Heimstätten (Treuhandftellen für
das Wohnungs- und Kleinsiedlungswefen) für ihren
jeweiligen Geschäftsbereichals Träger der vorstädti-
schen Kleinsiedlung zugelassen. Dabei fetzt der Herr
Reichsarbeitsminister voraus, daß den Heimstätten
nur in einem solchen Umfange Kleinsiedlungen
zugeteilt werden, daß die Heimstätten mit dem

ihnen zur Verfügung ftehenden Personal ufw. den

ihnen aus der Trägerschaft erwachsenden Aufgaben
gerecht werden können, und ferner, daß durch die Trä-

gerschaft der Heimstätten eine Verteuerung der Sied-
lung nicht eintritt,· daß also die Betreuungsgebühren
die Beträge keinesfalls überschreiten,die im Hinblick
auf die notwendige äußerste Begrenzung der Bau-

koften in Ansatz gebracht werden dürfen.

Im Anschluß an diesen Erlaß des Neichsarbeits-
ministers hat der Preußische Minister für Wirt-

fchaft und Arbeit an die Negierungspräsidenten
den Erlaß vom 25. August 1933 —- ZA.11

1003 c-«18.8·1«.—— über die Verfahrens-
träger für die vorstädtische Klein-

fiedlung gerichtet. Dieser Erlaß lautet:

»Au Grund eines Antrages des Reichsverbandes
der ohnungsfürsorgegesellfchaften hat der Herr
Reichsarbeitsminister mit mir die Auffassung vertre-

ten, daß es der Durchführung der vorftädtifchen Klein-

siedlung förderlich sein kann, wenn die provinziellen
Heimstätten als Träger der Siedlung neben den bis-

herigen Trägern, insbesondere den Gemeinden, zuge-
lassen werden. Dabei hat er ich indes vorbehalten,
auch noch andere geeignete ohnungs- oder Sied-

lungsunternehmungen als Träger zuzulassen, insbe-

sondere solche, die, wie z. B. die Treuhandstellen für
Bergmannswohnstätten, ebenfalls als Organe der

staatlichen Wohnungspolitik anerkannt sind. Ent-

sprechende Anträge würden mir vorzulegen sein. Im

Einvernehmen mit dem Herrn Neichsminifter der Fi-
nanzen hat der Herr Reichsarbeitsminifter nunmehr
auf Grund der Ziffer -I Ba 1 Abs. 3 der Nichtlinien
für die vorstädtifche Kleinfiedlung vom 20. Februar
1933 die preußischen rovinziellen Heimstätten (Treu-
handstellen für das ohnungs- und Kleinsiedlungs-
wesen) für ihren jeweiligen Geschäftsbereich als Trä-

ger der vorftädtischenKleinsiedlungen zugelassen. In

welchen Fällen die provinziellen Heimstätten mit der

Trägerschaft für vorstädtischeKleinsiedlungen zu be-

trauen sind, überlasse ich Ihrem pflichtmäßigen Er-

Messem Eine Uebertragung wird insbesondere dann
M Frage kommen, wenn bei der Durchführung der ge-

Pltmten Siedlungsvorhaben andernfalls irgendwie
Schwierigkeiten zu erwarten sind. Abgesehen hiervon
dUxfte eine Inanspruchnahme der Heimstätten als

Frager namentlich bei Errichtung sogenannter Einzel-
siedlxmgen sowie bei der Durchführung von Kurz-
atPeItererdengen weckmä ig und wertvoll sein. Da-
bei nehme Ich als FelbstvethändIichan, daß die Heim-
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ftätten in allen Fällen, in denen sie mit der Träger-
fchaft betraut werden, auf ein gedeihliches Zusammen-
wirken mit den Gemeinden, die naturgemäß immer an

der Durchführung von Siedlungsvorhaben interessiert
bleiben, Gewicht legen werden.«

Die Ausführungsverordnung zum bäuerlichen
Erbhofrecht vom 24. August 1933.

Der Preußifche Justizminister Kerrl hat in der

Preußischen Gesetzsammlung die Ausführungsverord-
nung und die Verfahrensordnung zum Bäuerlichen
Erbhofrecht verkündet.

Die Ausführungsverordnung zerfällt in zwei Haupt-
teile. Der erste enthält Bestimmungen allgemeiner
Art, insbesondere über die Bildung eines Erbhof-
rates beim Iustizminifterium, das Erbhofbuch und
das Buch der alten Erbhofe Der Erbhofrat hat
die Aufgabe, dem Justizminister bei der Durchfüh-
rung des neuen Erbhofrechtes beratend zur Seite zu
stehen. Er besteht aus dem Neichsbauernführer und

zwei von ihm bestimmten Bauern, dem Vorsitzenden
der preußischen landwirtschaftlichen Hauptberufsver-
tretungen, dem Vorsitzenden des Erbhofgerichts und

zwei von ihm bestimmten Anerbengerichtsvorsitzenden
und aus einem von dem Minister für Wissenschaft,
Kunst und Volksbildung bestimmten Vertreter der

Wissenschaft. Das Erbhofbuch soll dem Zwecke
dienen, alle Urkunden, die den Erbhof betreffen, zu

sammeln. Es wird vom Anerbengerichte auf Antrag
ausgestellt. Wenn ein Hof schon seit über 300 Jah-
ren in der Hand derkselbenBauernfamilie ift, so kann
er in das beim Erb ofgericht in Eelle geführte Buch
der fog. alten Erbhöfe eingetragen werden, worüber

dem Bauern eine vom Präsidenten des Erbhof-
gerichts unterfchriebene Urkunde ausgestellt wird. Der

zweite Teil der Ausführungsverordnung enthält fol-
gende Einzelvorfchriften erläuternden und ergänzen-
den Inhalts:

u § 3:
Der Erbhof muß mindestens zur Ernährung und Er-

haltung einer bäuerlichen Familie ausreichen (Acker-
nahrung). Er darf nicht so groß sein, daß seine Be-
wirtschaftung nicht mehr von einer Hofstelle aus ohne
Vorwerke erfolgen kann.

a) Als Ackernahrung find auch Marschlände-
reien, Viehweiden und sonstige land- oder forstwirt-
fchaftlich genutzte Flächen anzusehen.

b) Ift zweifelhaft, von welcher Größe an

ein Besitz nach den örtlichen Boden-, Betriebs- und

Abfatzverhältnisfen zur Ernährung und Erhaltung
einer bäuerlichen Familie ausreicht, so kann eine

gutachtliche Aeußerung der Landwirt-

schaftskammer eingeholt werden, sofern diese
nicht schon für alle Fälle der in Frage kommenden
Art allgemein Rislgltlinienherausgegeben hat.

c) Höfe, deren

Jungständig durch Verpachtung
erfolgt (sogenannte achthöfe) find von der Ein-

tragung in die Erbhöferolle ausgeschlossen.
Zu § 5: (Verfügung unter Lebenden).

a) Die Verfügungsbeschränkung nach § 5 gilt für
Grundstücke,die in das gerichtliche Verzeichnis (§ 49)
aufgenommen sind, vom Tage des Aushanges dieses
Verzeichnisfes an der Gerichtstafel an. Der Tag ist
aktenkundigzu machen und dem Grundbuchamte recht-
zeitig mitzuteilen ; dem Grundbuchamt istzugleich eine

Abschrift des Verzeichnisses zu über enden. Diese
Verfugungsbefchränkung endet, wenn die Aufnahme
des Hofes in die Erbhöferolle endgültig abgelehnt ift.
»

b) Zu den nach § 5 Abs. 1 genehmigungsfreien Ver-
auszerungen zu Siedlungszwecken von Reich oder Staat
gehören auch die Veränderungen aus einem Erbhofe
von mehr als 100 Hektar landwirtschaftlicher Nutz-
flache an ein vom Staate als gemeinnützig aner-
kanntes Siedlungsunternehmen. Voraussetzung ist,



daß die Siedlungsbehörde bescheinigt, daß das Land

innerhalb angemessener Frist der Besiedlung zugeführt
werden soll.

c) Die Genehmigung ist auch dann nicht erforderlich,
wenn der Landrat bescheinigt, daß es sich um eine

zlbvderlätußerung
von Oedland zu Kultivierungszwecken

an e .

d) Der Uebergabevertrag, durch den der
Bauer den Erbhof einem Anerbenberechtigten über-

gitb, wird in der Regel begründeten Bedenken nicht
unterliegen. Jst jedoch zu besorgen, daß der Ueber-

gabevertrag den Erbhof uber seine Kräfte hinaus be-

lastet, so ist in eine nähere Prüfung des Sachverhalts
einzutreten.
Zu §§ 17 ff. (Versorgung der weichenden Erben).

a) Das Recht auf Unterhalt, Berufsausbildung und

Heimatzuflucht auf Grund der §§ 17ff. besteht nur

in den Fällen, in denen der Erbfall nach dem 1. Juni
1933 eingetreten und in denen die Erbregelung auf

5G4rund)
des Bäuerlichen Erbhofrechts erfolgt ist (§§ 1,

,
57 .

b) Zu den Mitteln des Hofes gehören auch etwa

vorhandene überzählige Zubehörstücke.
c) Wo eine Ausstattung nach dem Gesetze zu geben

ist, umfaßt sie das, was zur Erlangung einer selbs-
ständigen Lebensstellung für den Abkömmling not-

wendig ist. Bei Töchtern gehört hierzu die Aussteuer.
Bei Söhnen kann insbesondere die Gewährung der
Mittel zum Erwerb einer Siedlerstelle in Frage kom-

men, notfalls unter maßvoller Belastung des Hofes.
Die Siedlung kann auch vom Hofe aus erfolgen ; diese
Form ist insbesondere in den Gegenden zweckmäßig,
wo an kleinen und mittleren Höfen Mangel besteht
oder wenn der Hof noch Oedland hat.
Zu § 48 Abs. 1:

a) Jeder Gemeindevorsteher hat bis zum 1. August
1933 dem Landrat ein vollständiges Verzeichnis der
in seinem Gemeindebezirk gelegenen nach den §§ 1
bis 3 des Gesetzes eintragungsfähigen Besitzungen ein-
zureichen. Fehlanzeige ist erforderlich.
Zu § 48 Abs. 2 und 3:

Der L and r at und in Stadtkreisen der B ü r ge r -

m e i st e r übersendet nach näherer Vorschrift des § 48

Abf. 2 und 3 bis zum 1. September 1933 die Ge-

meindeverzeichnisse dem zuständigen Anerbengerichte.
Dieses hat bis zum 1. Oktober 1933 dem Landgerichts-

präsidenten zu berichten, ob die Verzeichnisseaus den
zum Bezirk des Anerbengerichts gehörenden Gemein-
den vollständig vorliegen oder ob und welche Ver-
zeichnisse noch fehlen.

Der Landgerichtspräsident gibt, soweit Verzeichnisse
fehlen, dem Regierungspräsidenten Nachricht,der dar-

auf das Erforderliche veranlaßt. Im übrigen hat der

Landgerichtspräsident bis zum 15. Oktober 193«3dem

Oberlandesgerichtspräsidenten und dieser hat bis zum
1. November 1933 dem Justizminister unter Benutzung
des noch zur Ausgabe gelangenden Vordrucks über den
Stand der Angelegenheit zu berichten. Ein Zweit-
stück des Berichtes ist dem Präsidenten des Erbhof-
gerichts zu übersenden.
Zu § 49:

.

a) Nach Eingang des Gemeindeverzeichnisses beim

Anerbengericht hat dessen Vorsitzender über die Auf-
nahme der in dem Gemeindeverzeichnisse stehenden

Höfe
in das gerichtliche Verzeichnis Entscheidung zu

tre en.

Will der Vorsitzende einen in dem Gemeindever-

zeichnisse stehenden Hof in das gerichtliche Verzeichnis
nicht aufnehmen, so hat er die vollständigen Gründe
für diese Entschließung zu den Akten zu vermerken.

Beruht die Aufnahme des Hofes in »dasGemeindever-
zeichnis auf einem Antrage des Eigentümers,so ist
diesem unter Beachtung des § 22 ein begründeter
Beschluß zuzustellen. Gegen die Ablehnung steht dem

Antragsteller das Recht zum Einspruch beim Anerben-

gericht binnen einem Monat seit Zustellung zu; er

ist auf dieses Recht bei Zustellung des Beschlusses be-

sonders hinzuweisen.
Der Schriftführer des Anerbengerichts führt eine

Liste, in die die Fälle aufzunehmen sind, in denen ein
im Gemeindeverzeichnis stehender Hof in das gericht-
lche Vrzeichnis nicht aufgenommen wurde.

Aus der Verfahrensordnung zum Bäuerlcken
Erb-

hofrecht ist von Interesse, daß vor dem Erb ofgericht
und den Anerbengerichten die für Angelegenheiten der

freiwilligen Gerichtsbarkeit geltenden Vorschriften
sinngemäß Anwendung finden, und daß beim Erbhof-
gericht in Celle nur solche Anwälte zugelassen wer-

den, die dargetan haben, daß sie mit den Erbgewohn-
heiten der bäuerlichen Bevölkerung besonders vertraut

sind und Verständnis für die Notwendigkeit der un-

geteilten Bererbung der Bauernhöfe haben.

Nachrichten des Bau-, Wohnungs- nnd Siedlnngswefens
Bau- und Wohnungswirtschaft
Die braune Baumesse in Leipzig.

Am 28. August begrüßte im Vortragssaal der

Baumesse Regierungsbaurat Stegemann als
neuer Direktor des Leipziger Messeamtes und

Leiter der Literarischen Abteilung die zahlreichen
Vertreter von Wirtschaft und Verwaltung. Er

hob hervor, daß seit jeher im Gegensatz zu der

Zerrissenheit und Lähmung der übrigen Wirt-

schaftsgruppen die Bauwirtschaft auf der Leip-
ziger Messe geschlossen vertreten gewesen sei. Wie

bisher alle Regierungen ihr technisches Pro-
gramm auf der Baumesse vertreten hätten, seien
auch auf der ersten Baumesse nach dem Umschwung
das Reichsarbeitsministerium, das Reichswirt-
schaftsministerium und der Straßenbau vertreten.

Staatssekretär Feder hob die Aufgaben des
Staates in der Führung von Technik und Wirt-

schaft hervor. Eine staatliche Wirtschaftsführung

sei heute nötiger als je zuvor. Jn der Technik
stellt der Bau der Autostraßen und Wasserstraßen
größere Aufgaben, die erst mit den neuen Macht-
mitteln des nationalsozialistischen Staates gelöst
werden können. Dazu kommen die großen Auf-
gaben der landwirtschaftlichen und nichtlandwirt-
schaftlichen Siedlungen, insbesondere im deutschen
Osten, die Wiederherstellung des Althausbesitzes
und die Verbreiterung der deutschen Rohstoff-
basis. Die Gesamtheit dieser Aufgaben schafft
auch einen neuen Markt für die Bauwirtschaft,
den nach der Landwirtschaft zweitgrößtenStand
im Deutschen Reich.

Staatssekretär Krohn legte anschließenddie

besondere Bedeutung des Bauwesens bei Ueber-

windung der Krise dar. Von den 2 Milliarden,
die bisher insgesamt aus Haushaltmitteln des

Reiches zur Verfügung gestellt wurden, würden
der Bauwirtschaft etwa 1850 Millionen zugeflossen
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sein· Erforderlich seien die Erleichterung der

Wirtschaft von den öffentlichen Lasten und Maß-
nahmen zur Jngangsetzung des Kreditapparates,
um zu verhindern, daß die Wirtschaftsbelebung
sich nicht wieder totlaufe.

Reichskommissar für den deutschen Straßenbau
Dr. Todt umriß zum Schluß das Straßenbau-
programm der Reichsregierung: Im Mai über-

raschte der Führer durch sein großzügiges Stra-

ßenbauprogramm. Unsere Straßen sollen noch
nach Generationen Zeugnis ablegen Von dem Geist
unserer Zeit. Der Straßenbau soll Brot für
200 000 bis 300 000 Menschen schaffen. Das bis-

herige Straßennetz würde trotzdem in keiner

Weise vernachlässigt werden, denn ein Verkehr,
der sich heute auf etwa 200 000 km Straßennetz ab-

spielt, könne zunächstnicht von 5000 bis 7000 km

aufgenommen werden. Die bisherigen Straßen
würden Zubringer und das gesamte Straßennetz
einheitlich geleitet.

Am 29. August berichteten an gleicher Stelle

Ministerialrat Prof. Dr. Schmidt über die öffent-
lichen Maßnahmen zur Förderung des Wohnungs-
und Siedlungsbaues 1933, Dr. Hotz zur Frage
eines »angemessenenPreises« in der Bauwirtschaft
und Dr. ing. Kammler über die Hebung der Wirt-

schaftlichkeit im Wohnungs- und Siedlungsbau
durch Bauforschung.

Bericht des Instituts für Konjunktursorschung.

Die Entwicklung am Baumarkte in

der diesjährigen Bausaison ist gekennzeichnet durch
eine verhältnismäßig günstige Be-

schäftigungslage im Hochbau. Diese zu

Beginn der Saison kaum erwartete Tatsache er-

klärt sich, wie der eingehenden Untersuchung im

neuesten Vierteljahresbericht des Instituts für
Konjunkturforschung zu entnehmen ist, daraus,
daß mit dem Beginn der Bausaison neben der Jn-

standsetzungs- und Umbauaktion des Reichs die

Maßnahmen zur Förderung der Ei-

genheimbautensowiezurErrichtung
weiterer Randsiedlungen einsetzen.
Seit Beginn der Saison ist die Beschäftigung der

Bauarbeiter Monat für Monat stärker gestiegen
als im Vorjahre. Anfang August waren

wieder fast ebensoviel Bauarbeiter
b e s chäftigt w i e 1931, also erheblich mehr
als 1932. Auch hat sich der Zugang an fertig-
gestellten Wohnungen in der Zeit von April bis

Juli 1933 um 57 v. H. (erstes Vierteljahr 11 v.

H.) über den Vorjahrsstand hinaus gehoben.
Hieran waren auch die fertiggestellten Neuwoh-
nungen beteiligt. die, erstmalig seit 1930, den
Stand des Vorjahrs (um 14 v. H.) überschritten
Die Umbautätigkeit hat weiter zu-
genommen. Beinahe die Hälfte aller

Wohnungen, die in den Monaten April bis Juli
1933 in den Groß- und Mittelstädten fertiggestellt
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worden sind, stammen aus W o h n u n g s u m -

b a ute n. Geplant und begonnen wurden aller-

dings neue Wohnungsbauten während der letzten
Monate nur wenig mehr als 1932. — Der Um-

fang derWohnungsbautätigkeit wird

weitgehend Von den im Arbeitsbe-

schaffungsprogramm vorgesehenen
Maßnahmen der öffentlichen Hand
bestimmt bleiben. In den nächsten Mo-
naten werden nicht nur die bereits laufenden
Aktionen sich noch weiter auswirken; im Rahmen
des neuen Beschaffungsprogramms vom Juni 1933

sind außerdem für die Fortsetzung der Randsied-
lung sowie für weitere Umbau- und Instand-
setzungsarbeiten zusammen 200 Mill. RM zur

Verfügung gestellt worden; 20 Mill. RM sind
davon zur Förderung des Eigenheimbaues be-

stimmt. Ferner plant das Reich eine großzügige
Jnstandsetzungsaktion für öffent-
liche Gebäude, die nicht nur die Beschäfti-
gung des Bauhandwerks, das vorwiegend für die

Durchführung dieser Arbeiten in Frage kommt,
heben wird, sondern möglicherweise auch die der

Bauarbeiterschaft. Weiterhin sollen die Bau-

sp a r k a s s e n durch eine Kredithilfe des Reichs
in die Lage versetzt werden, in naher Zukunft
100 Millionen RM an die Bausparer aus-

zuschütten,so daß es möglich wäre, noch in diesem
Jahr den Bau von etwa 10 000 Eigenheimen zu

beginnen. Jn diesem Zusammenhang ist schließ-
lich zu erwähnen, daß mit der F ö r d e r u n g
der Eheschließungen zusätzlicher Woh-
nungsbedarf austreten kann; Wohnungen, die

hierfür in Frage kämen, könnten aber unter den

gegenwärtigen Verhältnissen nur im Rahmen
staatlicher Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gebaut
werden. Abgesehen von dem Bauen, das durch
die staatliche Arbeitsbeschaffungspolitik ermöglicht
wird, bleibt die Wohnungsbautätigkeit weiterhin
auf das Minimum beschränkt, das von den

Schwankungen der Wirtschaftstätigkeit kaum ab-

hängig ist. Es ist dies die Eigenbautätigkeit, die
mit eigenen Ersparnissen, Verwandtschafts- und

Gefälligkeitsdarlehen und ähnlichem finanziert
wird und die auf dem flachen Lande und in den
kleinen Städten vorherrscht.

Zum Gesetz über Steuererleichterungen.

Der Reichsfinanzminister hat nunmehr die Be-

gründung und Erläuterungen zum Gesetz über
Steuererleichterungen vom 15. Juli 1933 heraus-
gegeben. Das Gesetz sieht in seinem ersten Para-
graphen bekanntlich Steuerermäßigung für Jn-
standsetzungen und Ergänzungen an Betriebs-«
gebäuden vor.

Zur Begründung dieser Maßnahme wird aus-

geführt: Die Zahlen der im Baugewerbe beschäf-
tigten Arbeiter betrugen (nach’der amtlichen Sta-
tistik der gewerblichen Berufsgenossenschaften):



GewerbL Bau
Davon Wohnungsbau und

im Jahr insgesamt Tiefbau ldw.Betriebsgebäude

1928 1 148 000 305 600 843 200

1929 1 077 600 301 600 776 000

1930 836 500 248 700 587 800

1931 572 700 213 000 359 700

1932 344 800 175 200 169 600

Rückgang von

1928-1932 804 000 130 400 637 600

Hundertsatz
des Rückgangs 70 43 80

Die Zahlen für den gewerblichen Bau, Woh-
nungsbau und die landwirtschaftlichen Betriebs-

gebäude gliedern sich wie folgt:
Wohnungsbau und landw.

im Jahr Gewerblicher Bau Vettiebsgebäude

1928 rd. 335 000 rd. 508 000

1929 rd. 290 000 rd. 486 000

1931 rd. 130 000 rd. 230 000

1932 rd. 65 000 rd. 105 000

Rückgang von

1928-1932 rd. 270 000 rd. 403 000

Hundertsatz
des Rückgangs 81 79

In die Entwicklung der Veschäftigtenzahl müssen
auch einbezogenwerden:

1. diejenigen Arbeiter, die in den Vorindu-

strien des Vaugewerbes beschäftigt werden. Als

Vorindustrien kommen insbesondere in Betracht:
Ziegelindustrie, Zementindustrie, Erzeugung von

Mörtel, Steinen usw., Holzindustrie, Eisenindu-
strie, Elektrotechnik (für Installationen usw.),
chemische Industrien (Farben, Lacke usw.);

2. diejenigen Arbeiter, die im Bauneben-

gewerbe beschäftigt werden. Als Bauneben-

gewerbe kommen insbesondere in Betracht: Dach-
decker, Maler, Glaser, Inftallateure (Eas, Wasser-,
Elektrizität), Schlosser, Schreiner usw.;

3. die Angestellten, die im Bauhauptgewerbe,
in den Vorindustrien und im Baunebengewerbe
beschäftigt werden. Die Zahlen, die in den Ab-

sätzen 1 und 2 genannt sind, erstrecken sich nur

auf die durch die amtliche Statistik der gewerb-
lichen Verufsgenossenschaften erfaßten Bau-

arbeiter;
4. die Arbeiter und Angestellten, die im Güter-

verkehr und im Handel beschäftigt werden ; denn

auch das Schicksal dieser beiden Wirtschaftszweige
wird durch die Umsätze,die im Bauhauptgewerbe,
in den Vorindustrien und im Baunebengewerbe
getätigt werden, mitbestimmt;

5. die Arbeiter und Angestellten, die in den-

jenigen Zweigen der deutschen Wirtschaft beschäf-
tigt werden, durch die der Verbrauch der durch
die Bauwirtschaft beschäftigten Volksgenossen ge-
deckt wird.

Die Zahl der Volksgenossen, deren Beschäfti-
gungsmöglichkeit sich in der unter den Ziffern 1

bis 5 bezeichneten Weise mehr oder weniger nach
der Lage der Vauwirtschaft bestimmt, ist etwa

so groß wie die Zahl der im Bauhauptgewerbe
beschäftigten Arbeiter. Es werden demnach im

Bauhauptgewerbe, in den Vorindustrien, im Bau-

nebengewerbe und in den auf die Bauwirtschaft
mittelbar angewiesenen Wirtschaftszweigen ins-

gesamt beschäftigt gewesen sein: Im Iahre 1928

rund 2300000 Mann, im Iahre 1932 rund
700 000 Mann. Die Zahl derjenigen Volksge-
nosfen, die durch den Rückgang der Ilmsätze in der

Bauwirtschaft von 1928 bis 1932 arbeitslos ge-
worden sind, wird demnach mit rund 1600 000

anzunehmen sein.
Von dem Weniger der Umsätze in der deutschen

Volkswirtschaft im Iahre 1932 gegenüber 1928

entfallen rund 6,8 Milliarden RM auf die Bau-

wirtschast. Rechnet man diesen Betrag auf die

Preise von 1933 um, so stellt sich der Rückgang vom

Iahre 1928 bis im Iahre 1932 auf rund vier

Milliarden RM. Diese Tatsache ist, wie der

Rückgang jeglicher Umsätze in der deutschen Volk-

wirtschaft, nicht ohne Einwirkung auf die Finan-
zen des Reiches, der Länder und der Gemeinden

gewesen. Das Auskommen an Steuern und So-

zialbeiträgen ist zurückgegangen, weil Umsätze,
Einkommen und Verbrauch zurückgegangen sind,
und der Finanzbedarf für die Arbeitslosenfürsorge
ist gestiegen, weil die Zahl der Arbeitslosen ge-

stiegen ist. Der Ausfall an Steuern und Sozial-
beiträgen infolge des Rückganges der Umsätze in

der Bauwirtschaft beträgt heute mindestens 800

Millionen RM jährlich gegenüber dem Iahre
1928. Der Finanzbedarf für die Unterstützung
von 1,6 Millionen Arbeitslosen beträgt ebenfalls
800 Millionen RM jährlich. Die gesamte Ver-
schlechterung der Lage der öffentlichenHaushalte
infolge des Rückganges der Umsätze in der Bau-

wirtschaft beträgt demnach rund 1600 Millionen
RM jährlich.

Es sind bereits dreimal Reichszuschüssezur Ver-

fügung gestellt worden für »Instandsetzung von

Wohngebäuden und von Wirtschaftsgebäuden
landwirtschaftlicher Betriebe, Teilung von Woh-
nungen und Umbau sonstiger Häuser in Wohn-
gebäuden zu Kleinwohnungen«: 50 Millionen

RM durch das Papen-Programm (Rotverordnung
vom 4. September 1932), 50 Millionen RM durch
das Sofortprogramm (Notverordnung vom 15.De-

zember 1932), 100 Millionen RM durch das Rein-

hardt-Programm (Eesetz zur Verminderung der

Arbeitslosigkeit vom 1. Juni 1933). Die Zu-
schüssesind in Höheeines Fünftels der Kosten für
Jnstandsetzungen und in Höhe der Hälfte der

Kosten für Teilungen und Umbauten gewährt
worden. Die je 50 Millionen RM aus dem

Papen-Programm und dem Sofort-Programm
find aufgebraucht Aus dem Reinhardt-Pro-
gramm werden Anträge bis zu 50 Millionen RM
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bis zum 1. September 1933 und der Rest im

Herbst 1933 genehmigt.
§ 1 des Gesetzes über Steuererleichterungen er-

streckt sich auf Jnstandsetzungen und Ergänzungen
an vorhandenen Betriebsgebäuden. § 2 des Ge-

setzes sieht Steuerfreiheit für einmalige Zuwen-
dungen an Arbeitnehmer vor. § 3 des Steuer-

erleichterungsgesetzes sieht Steuerfreiheit für neue

Unternehmungen vor. Durch § 3 wird auch die

Errichtung neuer Betriebsgebäude gefördert. Es

muß gelingen, in Ausnutzung dieser Bestimmun-
gen die Umsätze und die Arbeitnehmerzahl im

gewerblichen Bau wesentlich zu erhöhen. Die

Folge davon wird eine wesentliche Verminderung
der Arbeitslosenziffer und eine wesentliche Ver-

besserung der öffentlichen Finanzen sein.

Hemmung der Bautätigkeit durch vorschnelle
Preiserhöhungen.

Die »Preisangleichungen«, die in den Mona-

ten April und Mai dieses Jahres in einer

verhältnismäßig geringfügigen Er-

höhung aller Baustoff- und Bau-

z u b e h ö r p r e i s e ihren Niederschlag fanden,
dienten zweifellos der Existenssicherung der be-

teiligten Industrien und der dort beschäftigten

Arbeiter, und sind als unerläßlich mit in Kauf
genommen worden. Jn denfolgendenMo-
naten sind die Preissteigerungen
aber in einem Maße fortgesetzt wor-

den, für das die »Notwendigkeit von

Preiskorrekturen« nicht mehr als

Begründung stichhaltig erscheint.
Das ist schon in dem Runderlaß des Reichsarbeits-
ministers vom 15. Juli 1933 ("IY 5012,-"33) an-

läßlich der Bereitstellung von 50 Millionen RM

für Jnstandsetzungs- und Umbauarbeiten zum
Ausdruck gekommen. Der Neichsarbeitsminister
hat, woran man sich im Hinblick auf die vielfach
übereilten Preis»korrekturen« in den interessier-
ten Kreisen des öfteren erinnern sollte, von der

Verteilung eines in Aussicht genommenen weite-

ren Betrages bekanntlich deshalb abgesehen, weil,
wie es in dem Erlaß wörtlich heißt: »in den letzten
Wochen nach den mir vorliegenden Meldungen
die Baustoffpreise und die Preise für Arbeiten

der hier in Frage kommenden Art zum Teil durch-
aus ungerechtfertigt gestiegen sind.« Diese War-

nung, die übrigens durch ein in diesen Tagen an

die Spitzenverbände der Wirtschaft gerichtetes
Schreiben des Neichswirtfchaftsministers noch be-

kräftigt wird, ist gerade in Kreisen des bauaus-

führenden Gewerbes besonders begrüßt worden.

Denn durch eine Fortsetzung der Preisbewegung
auf dem Baustoffmarkt würde zwangsläufig das

Bauen derart verteuert, daß die kaum begonnene
Aufwärtsbewegung der Bautätigkeit ebenso
zwangsläufig wieder absinkt, also bevor über-

haupt die in erster Linie anzustrebende Wieder-

erweckung der privaten Baulust auch nur an-

nähernd erreicht ist. — Wenn eine Industrie in

den letzten Krisenjahren unter ständigem Preis-
verfall zu leiden hatte, ist es nicht angän-
gig, einen solchen Preisverfall von

Jahren in Monaten auszugleichen.
Darauf hat kürzlich noch die Kartellstelle
des Neichsftandes der Deutschen Jn-

dustrie hingewiesen und in einem Rundschrei-
ben erklärt, daß nach wie vor das Streben darauf
gerichtet sein müsse, eine Rentabilität in erster
Linie nie durch eine Senkung der selbst zu be-

ftimmenden und der von außen dem Betrieb auf-
erlegten Kosten zu erreichen, wohingegen in der

Preisstellung größte Vorsicht geboten sei.

Vorschläge zur Verbesserung der Preisgestaltung
in der Bauwirtschaft.

Jn den Kurzberichten des Deutschen Handwerks-
instituts macht Privatdozent Dr. Hotz praktische
Vorschläge zur Verbesserung der Preisgestaltung
in der Bauwirtschaft.

Die bisherigen Versuche, mit der Verdingungs-
ordnung für Bauleiftungen (VOB) die Frage des

angemessenen Preises für eine angemessene Lei-

stung zu lösen, haben sich in der Praxis als unzu-

reichend erwiesen, da Maßstäbe, die unabhängig
von menschlicher Schwäche und Willkür auf das

Wohl der gesamten Volksgemeinschaft ausgerich-
tet sind, für die zahlreichen Verschiedenheiten der

Leistungen in der Praxis fehlen.
Für die Prüfung und Entscheidung dieser teil-

weise fchwierigen Fragen des Einzelfalles muß
daher eine besondere Stelle geschaffen werden,
die durch ihre Zusammensetzung die Gewährlei-
stung für Vertrauen und Sachkenntnis gibt. Diese
Stelle sollte als kleine, ehrenamtlich tätige Kom-

mission aus den Vertrauensleuten der Regierung,
der beteiligten Handwerkszweige und sachverstän-
digen Wissenschaftlern bestehen. Hierbei gilt es

nicht, verwaschene Ausschußbeschlüsse herbeizu-
führen, sondern in wichtigen Streitfällen rest-
lose Klarheit zu schaffen. Die Ergebnisse der

Untersuchungen würden dann nach der sachlichen
und grundsätzlichen Seite hin die Unterlagen für
die Maßnahmen der Neichsregierung bilden kön-

nen, um gegen Störer des nationalen Aufbaus
einzugreifen, ohne die gutwilligen Wirtschafts-
kreise mitzutreffen. Diese Kommission hätte auch
über alle Einzelfragen ihr Eutachten abzugeben,
die im Zusammenhang mit der Frage des ange-

messenen Preises im Baugewerbe stehen, z. B. die

Untersuchung von Nichtwerten für Regelleistun-
gen, Unkostenaustellungen, Normalkostenanschlag,
Einheitsbuchführung usw.

Der Aufbau der Deutschen Arbeitsfront.
Zentralbüro: Berlin SW 19, MärkischesUfer 34.
Führer: Staatsrat Dr. Ley.
Schirmherr: Reichskanzler Adolf Hitler.
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1. Kleiner Arbeitskonvent.

Führer des Gesamtverbandes der Arbeiter: Staats-
rat Schuhmann·

Führer des Gesamtverbandes der Angestellten: Staats-
rat F o r st e r.

Vertreter des Unternehmertums: Dr. K ö t t g e n ,

Dr. Roland Brauweiler, Dr. Erdmann.
Vertreter des Gesamtverbandes des deutschen Hand-

werks, Handels und Gewerbes: Dr. v. N e n t e l n,
Zeleny, Wildt.

Leiter des Führeramts: S ch m e e r.

Leiter des Organisationsamts: · . . . .

Leiter des Amts für berufsständifchen Aufbau: Dr.

Frauendorfer.
Leiter des Presseamts: Biallas·
Leiter des Propagandaamts: Graf Neifchach
Reichsschulleitungsleiter der NSDAP. und der Deut-

schen Arbeitsfront: G o h d e s.

Schatzmeister und Verwalter der Kasse des Gesamt-
verbandes der Arbeiter: B r i n ck m a n n.

Leiter der Wirschaftsbetriebe der Gesamtverbände der
Arbeiter und Angestellten: Müller.

Leiter des Jugendamts: Heinz Otto.
Leiter des Amts für Sozialpolitik: Peppler.
Leiter des NSBO-Stabes bei der OL. der PO-Per-

sonalien: K l a p p e r.

Leiter des Gesamtverbands deutscher Arbeitsopfer:
Fr. E b e l i n g.

Volkswirtschaftlicher Mitarbeiter: Dr. Albrecht.
2. Großer Arbeitskonvent.

Er setzt sich zusammen aus

dem Kleinen Arbeitskonvent
den Leitern der 14 Arbeiterverbände
den Leitern der 9 Angestelltenverbände
den 13 Bezirksleitern der Deutschen Arbeitsfront
den Leitern der Unternehmerverbände

außerdem aus

dem Gaubetriebszellenleiter Iohlitz, Essen
dem Hauptschriftleiter Busch, Berlin
dem Gauleiter J. T e r b o v e n

, Essen

Sitz des Deutschen Arbeiterverbandes des Bau-

gewerbes, Berlin SW 48, Friedrichftr. 5X6.

Nationalsozialiftiskhe Arbeitsgemeinschaft der

Haus- und Grundbesitzervereine.
Wie erinnerlich, wurde Ende Juni dem Reichs-

kommifsar Major a. D. Nönneberg nach soeben
in Angriff genommener Gleichschaltung der Haus-
und Grundbesitzerverbände der Neichsauftrag wie-

der entzogen. Unter Führung des langjährigen
Parteigenoffen I e s g a r s

, der seit Jahren der

Haus- und Grundbesitzervereinigung Lichterfelde
angehört, hat sich nunmehr eine Nationalsozialifti-
fche Arbeitsgemeinschaft der Haus- und Grund-

besitzervereine (Berlin SW 61, Teltower Str. 56)
gebildet, die den Zweck hat: inerhalb der Organi-
sationen des Haus- und Grundbesitzes in national-

sozialiftifchem Sine zu wirken und die dem Haus-
und Grundbesitz noch immer anhaftenden Folgen
marxistischer Mißwirtschaft zu beseitigen.

Landwirtfkhaftliche Siedlung
Landbefchaffung.

Der Landerwerb war bereits im Jahre 1932

unter die Zahl von 1928 gesunken. Das verfüg-
bare Siedlungsland betrug:

Aeusiedlerftellen Anstand Erwor-
fædlung benes Land

Zahl Fläche in ha Fläche in ha

1926 1906 25 490 4 514 44 677
1927 3372 36 704 s 700 85 361
1928 4253 50 616 6 816 78 000
1929 5545 61213 10531 117115
1930 7441 79 833 15862 127112
1931 9238 101 222 24 699 113 202
1932 8877 99 980 19 552 72 798

Daher stand Ende März 1933 den Siedlungs-
stellen nur mehr ein Landvorrat von 59 000 Hek-
tar zur Verfügung, außerordentlich wenig, wenn

man bedenkt, daß im Frühjahr die Bautätigkeit
für Siedlungszwecke beginnen muß, wenn das

Jahr ein gutes Ergebnis liefern soll. Bis Ende

Juni ist dann der Vorrat um weitere 19 000 Hek-
tar gewachsen. Die Verminderung der

Landkäufe ist zum erheblichen Teil

durch die Ofthilfe bewirkt. Sie hat in

dem Gebiet, das für die Siedlung hauptsächlich
Boden hätte liefern müssen, auch den wahrschein-
lich lebensunfähigen Teil des Großgrundbesitzes
von dem unmittelbaren Druck der Schulden ent-

lastet, der ihn sonst zur Abgabe von Land ge-

zwungen oder das Land auf dem Weg über die

Zwangsverfteigerung den Siedlungsstellen zu-

geführt hätte. Zwar haben alle Osthilfe-Gesetze
und -Verordnungen Vorschriften enthalten, nach
denen die fanierungsfähigen Betriebe nicht ge-

schütztwerden sollten. Aber praktisch ist es nur

in viel zu geringem Maße gelungen, solche Be-
triebe wirklich aus der Hand ihrer Besitzer zu

nehmen und in Bauernland zu verwandeln. Es

ist zugegeben, daß der häufige Wechsel der

gesetzlichen Grundlagen hier große
technische Hemmungen schuf. Das

Hugenbergsche Gesetz vom 1. Juni

dürfte in dieser Hinsicht besonders
ungünstig gewirkt haben. Es ist daher
fehr begrüßenswert, daß der nationalsozialiftische
Gauleiter für Pommern und der Oberpräsident
Kube für Brandenburg einen Aufruf an die

Großgrundbesitzer erlassen haben, im

Rahmen der Arbeitsfpende Land für die Sied-

lung abzugeben. Aber so sehr man diesen Auf-

rufen einen Erfolg wünschen muß —- auch der

ostpreußifcheGrundbesitz hat sich bereits zur Land-

abgabe bereit erklärt —, eine ausreichende Er-

gänzung des Landvorrats, der den Siedlungs-
ftellen zur Verfügung steht, kann jedoch nur durch
eine finngemäße Durchführung der Vorschriften
herbeigeführt werden, die den sanierungsfähigen
Großbetrieben den Schuldnerfchutz entziehen·

Inzwischen hat fich auch der Sonderbeauftragte
des Neichsernährungsminifters an die Vertretun-

gen des Großgrundbesitzes mit der Aufforderung
gewandt, ihm bei der Beschaffung des für die

Durchführung der Siedlung im Jahre 1934 er-

368



forderlichen Landes behilflich zu sein. Auf seine
Veranlassung haben die L andb eliefe-
rungsverbände sich an ihre Mitglieder in

den einzelnen Gebieten gewandt; unter Hinweis
darauf, daß sie sonst von ihrer Gnteignungsbefug-
nis Gebrauch machen müßten, haben sie diese zu

freiwilliger Landhergabe aufgefordert. Erfreulich
zahlreiche Landangebote sind daraufhin bereits

eingegangen. Gs hat sich ergeben, daß 53 000 Hek-
tar in den Ostprovinzen sofort für die Siedlung
bereitgestellt werden können. Die Flächen ver-

teilen sich auf die Provinz Pommern mit 23 000

Hektar, Niederschlesien mit 9000 Hektar, Branden-

burg und Grenzmark mit 7900 Hektar, Ostpreußen
mit 7500 Hektar und Oberschlesien mit 6000 Hek-
tar; außerdem hat Schleswig-Holstein den Nach-
weis über 5300 Hektar erbracht.

Die Ausführungsbestimmungen zum Erbhosrecht
vom 24. August 1933.

Die wesentlichsten Ausführungsbestimmungen
zum Erbhofrecht sind oben im Gesetzesteil aus-

zugsweise wiedergegeben worden. Die Bestim-
mung des Gesetzes über die Größe der Grbhöfe:

»Der Grbhof darf nicht so groß sein, daß seine
Bewirtschaftung nicht mehr von einer Hofstelle
aus ohne Vorwerke erfolgen kann« wird in der

Ausführungsverordnung lediglich wiederholt. Gs

darf jedoch erwartet werden, daß der Grbhosrat
nur die Ackernahrungen wirklich bäuerlicher Wirt-

schaften durch das Anerbenrecht schützenwill. Die

Abfindung der weichenden Erben kann durch An-

zahlung für eine landwirtschaftliche Siedlerstelle
erfolgen. Eine maßvolle Belastung des Hofes ist
dabei statthaft. Daneben wird die Siedlung vom

Hof aus empfohlen. Ueber die schwierige Frage
der Ansiedlung von Landarbeitern und Heuer-
lingen auf Grbhofland sind einstweilen keine Aus-

führungsbestimmungen getroffen worden. Die

Ansiedlung bedarf jedenfalls der Genehmigung
des Anerbengerichtes. Genehmigungsfrei sind
Landabgaben zu Siedlungszwecken von Reich und

Staat an gemeinnützige Siedlungsunternehmen

Ofer bleibt in dem Gesetz die wesentliche Frage
einer Grschließung von Grbhofge-
lände für die Ansiedlung von Ar-

beitern und sonstigen nichtland-
wirtschaftlichen Berufsttätigen in

Stadt und Land, da wohl auch unter

den gemeinnützigen Siedlungs-
unternehmen, an die Landabgaben
genehmigungsfreisind,im Zweifel
nur landwirtschaftliche Siedlungs-
unternehmen verstanden sein wer-

den. GswirddieAufgabedesinBe-
arbeitung befindlichen Neichspla-
UUUgSgesetzes sein, hierfür im An-

schluß an das Erbhofgesetz die not-

Wendigen Sicherungen für eine

schnelleundwirtschaftlicheGelände-
erschließung für sämtliche nichtland-
wirtschaftlichen Zwecke zu treffen.
Damit wird eine ungewollte neue Versteinerung
der landwirtschaftlichen Besitzverhältnisse zu un-

gunsten des übrigen Siedlungswerkes und zu un-

gunsten der bäuerlichen Siedlung und Wirtschaft
selbst vermieden werden, deren wirtschaftlicher Be-

stand durch eine enge Durchdringung mit der

übridgenBevölkerung gerade am besten befestigt
wir .

Neue Leitung der Siedlungsabteilung des Reichs-
ernährungsministeriums und der Deutschen

Siedlungsbank.
Der Sonderbeauftragte des Neichsernährungs-

ministeriums Dr. K umm er ist nunmehr als

kommissarischer Leiter der Abtei-

lung Osthilfe und Siedlung im

Neichsernährungsministerium be-
r u f e n w o r d e n· Der verdienstvolle bisherige
Leiter der Osthilfe- und Siedlungsabteilung im

Neichsernährungsministerium Ministerialdirektor
Dr. Neichard scheidet damit als Leiter der Abtei-

lung aus. Dipl.-Ing. L ö r ch er wurde anstelle
von Dr. Kummer Geschäftsführer der Gesellschaft
zur Förderung der inneren Kolonisation In der

Leitung der Siedlungsbank tritt an die Stelle der

bisherigen kollegialen Leitung als alleiniger Lei-
ter Direktor Ferdinand H i e g e. Mit Hiege tritt

ein bewährter Siedlungsfachmann an die Spitze
des Finanzierungsinftitutes der ländlichen Sied-

lung. Direktor Hiege war bisher Leiter der

Siedlungsgesellschaft »Gefellschaft für innere Ko-

lonisation« und Vorstandsmitglied in der »Ar-
beitsgemeinschaft der privaten Siedlungsträger«.
Gleichzeitig scheiden die Oberregierungsräte Groß-
pietsch und Hawranke aus der Leitung der deut-

schen Siedlungsbank aus.

Geld- und Kavitalmarkt
Neue Leitung der Preußischen Landespfandbrief-

anstalt.
Präsident Dr. Meyer wurde als Präsident

der Preußischen Landespfandbriefanstalt bestätigt.
Herr Dr. Widmann-Laemmers wurde zum Vize-
präsidenten ernannt. Gleichzeitig wurde der Auf-
sichtsrat neu gebildet. Borsitzender des Aufsichts-
rats ist Ministerialdirektor Schalfejew vom Mini-

sterium für Wirtschaft und Arbeit, erster stellver-
tretender Vorsitzender des Aufsichtsrats der Vor-

sitzende des Neichsverbandes Deutscher Heimstät-
ten, Gutzmer. zweiter stellvertretender Vorsitzender
Ministerialrat im Preußischen Finanzministerium
Dr. von Heufinger.

Die neue Bank-Enquäte.

Der Bank-Gnquete-Ausschuß hat folgende ZU-
sammensetzung: Vom Bankenkonsortium der
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Reichsbank Neichsbankpräsident Dr. S ch a ch t,
Reichsbankvizepräsident D r e y s e, Geh. Finanz-
rat Dr. Friedrich, Staatssekretär Rein-

ha r d t, Staatssekretär P o s s e und der Reichs-
kommissar für das Bankgewerbe, Dr. Ernst ;

ferner Beauftragter des Nechskanzlers für Wirt-

schaftsfragen, K e p p l e r
, Staatssekretär F e d e r,

Präsident des Statistischen Neichsamtes, Dr.
R e i ch a r d t, Min.-Dir. Dr. K I i en (Dresden)
und Prof. Dr. Iessen (Kiel) sowie vier Mit-

glieder des Generalrats der Wirtschaft. Hierfür
werden genannt: Negierender Bürgermeister
K r o g m a n n (Hamburg), Handelskammerpräsi-
dent, Treuhänder der Arbeit, Dr. L u er (Frank-
furt a. M.), Domänenpächter H. B a ck e (Berlin),
Generaldir. Dr. B ög le r (Dortmund).

Aufgabe der Bank-Enquete ist es, zu unter-

suchen, welches die zweckmäßigste Ordnung im

deutschen Bank- und Kreditwesen sei und wie sie
sich am schnellsten erreichen und am nachdrücklich-
sten sichern lasse· Der Ausschuß trat zu seiner
ersten Sitzung am 6. September, vorm. 11 Uhr,
im Kaisersaal der Neichsbank zusammen. Die Er-

öffnungssitzung wurde mit folgenden proklamato-
rischen Erklärungen des Neichsbankpräsidenten
Dr. S cha ch t eingeleitet:

Bei manchen ist die Forderung nach einer Ver-

staatlichung des gesamten Bankwesens entstanden,
und Tatsache ist, daß die öffentliche Hand zunächst
freiwillig, später aber auch gezwungenermaßen sich
in zunehmendem Umfange auf bankgeschäftlichem
Gebiet betätigt hat. Die Frage wird zu prüfen
sein, ob das An- und Ausleihen von Kapital und
die Kreditvermittlung den privaten Händen
grundsätzlich zu entziehen ist und-alle diejenigen,
die ihr Geld ausleihen wollen oder die Kredite in

Anspruch nehmen möchten, hierbei an den Staat

gebunden sein sollen. Sollte unsere Untersuchung
zu dem Ergebnis kommen, das private Bankwesen
nicht grundsätzlich auszuschließen, andererseits aber

auch eine Einflußnahme des Staates auf dem Ge-
biete des Bankwesens nicht zu entbehren ist, so
wird man nicht umhin können, die Grenzen zwi-
schen beiden Faktoren eindeutig abzustecken.

Der Beauftragte für Wirtschaftsfragen, W.

Keppler, stellte fest, daß es notwendig sein
werde, nachzuprüfen, ob die Verteilung der Auf-
gaben zwischen den einzelnen Arten der Institute
richtig sei. Vor allem sei hierbei an die Sp a r-

kassen zu denken, bei denen häufig der Wunsch
vorgelegen habe, ihr Geschäft zum richtigen Bank-

institut auszubauen. Aus politischen Gründen
müßte aber der größte Wert darauf gelegt wer-

den, unsere Sparkassen wieder zu den sichersten
und zuverlässigsten Instituten auszubauen. Was
wir nicht von ihnen zu verlangen brauchten, sei
die Beweglichkeit, über die diejenigen Institute
verfügen müßten, die mitten in das Wirtschafts-
leben eingeschaltet würden. Die beste Anlage für

den Spargroschen sei weiterhin darin zu sehen,
daß der Arbeiter wieder in den Besitz eines eige-
nen Heimes komme, um so wieder mit dem Boden

seiner Heimat zu verwachsen. Auch hier sei die

Gewährung der Nealkredite eine Auf-
gabe, die der Sparkasse zufallen solle.

Weiterhin äußerte sich der Redner zum Pro-
blem der Z i n s s e n k u n g. Er hoffe bestimmt,
daß auch von der Bankseite aus etwas zur Sen-

kung der Zinsen geschehen könne. Wenn dann die

Regierung weiterhin die richtigen Maßnahmen
zur Gesundung des Kapitalmarktes ergreife, wür-
den wir auch endlich auf organischem Wege der

unbedingt notwendigen vernünftigen Gestaltung
des Zinsfußes näher kommen.

DerArbeitsplanderBankenunter-
such ung teilt sich in drei Gruppen. Die erste
Gruppe solle den derzeitigen Krisenstand des

deutschen Bankwesens und seine Ursache darstellen.
Die zw eite Gruppe befasse sich mit den bis-

herigen Sanierungsversuchen. Endlich solle die

d r i t t e G r u p p e die bisherige Politik der

Reichsbank gegenüber dem Bankwesen klarstellen.

Wieder Zunahme der Spareinlagen bei den

deutschen Sparkassen.
Ende Iuli 1933 belieer sich die Spareinlagen

bei den deutschen Sparkassen auf 10 490 Mill. RM

gegen 10 467 Mill. NM Ende Iuni. Die Zu-
nahme beträgt also 23 Mill. RM, während sich im

Iuni eine Abnahme um 10 Mill. RM ergeben
hätte. Von den Einzahlungen im Gesamtbetrage
von 433 Mill. RM (Vormonat 382 Mill. NM)
entfielen 8 (12) Mill. NM auf Zins- und Auf-
wertungsgutschriften, sodaß nach Abzug der Aus-

zahlungen im Betrage von 412 (394) Mill. RM

ein Einzahlungsüberschuß von 13 Mill.
NM verbleibt gegenüber einem Auszahlungs-
überschußvon 24 Mill. NM im Iuni.

Geringere Schrumpsung des Pfandbriesumlauss
im Iuli 1933.

Der Zugang an Pfandbriefen betrug bei den

Kreditinstituten im Iuli 1933 32,7 Mill. RM

(Iuni 23,7). Hiervon entfallen auf Hypotheken-
banken 15,1 Mill. RM (12,1), auf öffentlich-recht-
liche Kreditanstalten 13,1 Mill. NM (7,7) und

auf sonstige Anstalten 4,6 Mill. NM (4). Der

Abgang betrug bei den Hypothekenbanken 19,6
Mill. RM (18,7), bei den öffentlich-rechtlichen
Kreditanstalten 13,2 Mill. NM (10.1)- d- h. zu-

sammen 33,5 Millionen NM (29,5). Danach ist
der Umlauf der im Neugeschäft im Inland be-

gebenen Goldpfandbriefe im Iuli nur um 0,6
Mill. NM zurückgegangen Insgesamt trat bei
den Pfandbriefen im Iuli eine Verringerung des

Umlaufs um 17,8 Millionen NM (33,3) ein.

Hierbei ist der Umlauf der nach dem Ausland

begegebenen Pfandbriefe im Juli um 10,5 Mill.
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NM (22,1) zurückgegangen Auf die Hypotheken-
banken entfallen hiervon 1,7 Mill. NM (1,5), auf
die Nentenbankkreditanstalt 6,3 Mill. NM (14,9)
und auf öffentlich-rechtlicheKreditanstalten 3,1
Mill. NM (5,8).

Verschmelzung der Bausparkassenverbände zum

Einheitsverband vollzogen.
Der Verband zugelassener Deutscher Vauspar-

kassen hat in seiner Mitgliederversammlung vom

31. August einmütig beschlossen, die Verschmel-
zung mit dem Neichsverbande deutscher Vauspar-
kassen zum Einheitsverband durchzuführen und sich
geschlossender Führung des Herrn Iustizministers
Kerrl, des Vorsitzenden des Verbandsrats des

Reichsverbandes deutscher Bausparkassen e. V., an-

zuvertrauen.
Die Mitgliedskassen des Verbandes zugelassener

Deutscher Bausparkassen sollen geschlossen in den

Neichsverband deutscher Bausparkassen übergeführt
werden. Damit liegt die Führung des gesamten
deutschen Bausparwesens fest in den Händen des

Herrn Justizministers KerrL

Ergebnisse und Stand der Bausparkassenaufsicht.

Aus dem Geschäftsbericht des Neichsaufsichtsamts

für Privatversicherung für das Jahr 1932.

Von den unter Neichsaufsicht getretenen 272 Bau-

sparkassen sind bis zum 31. Mai 1933 44»aus-

geschied en, und zwar 32 Bausparkassen, bei denen

auf Antrag des Neichsaufsichtsamtes das Konkursk
verfahren eröffnet worden ist, 2 BausparkassenZbei

denen der Konkurs ohne Antrag des Neichsaufsichts-
amtes (entgegen § 88 Abs. 1 Satz 2 VAG.) eroffnet
wurde, und 10 Bausparkassen durch nbeendete frei-
willige Li uidation des Bausparges·chafts,Ueberira-

gung des ausparerbestandes auf eine andere»K·asse
oder durch die Feststellung, daß keine Bauspargeschafte
betrieben werden, unter Zurückziehung des Zulas-
sungsantrages. Es standen also am 31. Mai 1933

noch 228 Bausparkassen unter· Neichsaufsicht. ·Davon
varen 38 durch Senatsentscheidungen des Neiehsauf-
sichtsamtes zugelassen und 13 Bausparkassen mit De-

pot- und Depositenrecht ohne besondere Erlaubnis des
Neichsaufsichtsamtes zum Geschäftsbetrieb berechtigt,
während 52 Bausparkassen nicht mehr zum
Geschäftsbetrieb b e r e cht i gt waren, und zwar aus

folgenden Gründen: Durch Senatsentscheiduiigen des

Reichsaufsichtsamtes wurde der Geschäftsbetrieb unter-
sagt bei 24 Bausparkassen; bei 9 Bausparkassen ist die

Eröffnung des Konkursverfahrens mangels Masse vom

Gericht abgelehnt oder das Verfahren eingestellt bzw.
über den Konkursantrag noch nicht entschieden;dazu
kommt eine ausländische Bausparkasse,der die«Geneh-
migung zum Geschäftsbetrieb im Deutschen Reich vom

Neichswirtschaftsminister versagt wurde; bei 18 Bau-
fparkassen schließlichist die freiwillige Liquidation
noch nicht beendet.

.

Von den restlichen 125 Bausparkassenwerden sich
49 voraussichtlich in all»e·rnachste«r Zeit
einer zugelassenen großeren Unter-

nehmung (Bauwirtring A.-G., Bremen)
anschließen; 15 Kassen streben eine andere Kasse an;
bei 13 Bausparkassen werden voraussichtlichMaß-
nahmen gemäß § 81 ff. VAG. erforderlich werben;
14 Kassen werden aus sonstigen Gründen voraussicht-
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lich nicht zur Zulassung kommen; bei 34 Vauspar-

kasenbist das Zulassungsverfahren noch in der
we e.

Nach der N echtsform gliedern sich die 228 Bau-
sparkassen, die am 31. Mai 1933 unter Neichsaufsicht
standen wie folgt:

53 Aktiengesellschaften,
76 Gesellschaften mit beschränkter Haftung,
97 eingetragene Genossenschaften mit beschränk-

ter Haftung,
1 eingetragener Verein,
1 Kommanditgesellschaft.

Neuzulassungsanträge sind bisher 16 ein-
gegangen, davon wurden zurückgezogent 7, so daß mit-
hin noch vorliegen: 9.

Bisher sind 212 Bausparkassen geprüft worden.

Die Zahl der Bausparkassen, deren Angelegenheiten
im» S e n a t s v e r f a h r e n behandelt wurden, be-
trägt 134. In erster Instanz wurden 205 Sachen be-
handelt, in zweiter Instanz 30.

Entscheidungen des Neichsaufsichtsamtes.
In der Senatssitzung des Neichsaufsichtsamtes am

30. und 31. August 1933 sind folgende Entscheidungen
getroffen worden:

1. Heimstättenfürsorge Siedlungs- und Bausparkasse
für Wohn- und Wirtschaftsheimstätten, Gesellschaft
mit beschränkter Haftung in Berlin.

Der Gesellschaft wurden A u s n a h m e n v o m

Zahlungsverbot bewilligt.

2. »Vaterhaus« Bausparkasse, Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung in Pforzheim.

Die in der Senatsentscheidung vom 2. März 1933
für die Erfüllung der Zulassungs-
bedingungen gestellte Frist wurde bis
zum 30. September 1933 v e r l ä n g e r t.

3. PeutscheBauspar-Aktiengesellschaft Debag in Ham-
urg.

Bei der Gesellschaft, der bereits der Geschäfts-
betrieb untersagt worden ist, wurde die v e r e i n -

fachte Abwicklung der Bausparver-
tr ä g e angeordnet. Ferner wurde angeordnet,
daß die Untersagung des Geschäftsbetriebes wie
ein Auflösungsbeschluß wirkt· Die Liqui-
dation der Bausparkasse wird einem vom Reichs-
aufsichtsamt zu ernennenden Liquidator übertra-

gen. Bei der Gesellschaft wurde ein Z a h l u n g s -

v e r b o t erlassen.
4. Deutsche Bausparkasse, Aktiengesellschaft in Berlin.

Der Gesellschaft wurde der G e s chä f t s b e -

trieb untersagt. Ferner wurde die ver-

einfachte Abwicklung der Vauspar-
v e r t r ä g e angeordnet. Die Untersagung des

Geschäftsbetriebes wirkt wie ein A u f l ö s u n g s -

beschluß. Die Liquidation wird einem vom

Neichsaufsichtsamt zu bestimmenden Liquidator
übertragen

5. Märkische Bau- und Grund-Kredit-Beschaffungs-
Gesellschaft mit beschränkter Haftung in Berlin.

Es wurde festgestellt, daß die von der Gesellschaft
getätigten und künftig beabsichtigten Geschäfteals
Bauspargeschäfte anzusehen sind.

s. geiilnkredibGesellschaft
mit beschränkter Haftung in

er m.

Bei der Gesellschaft wurde ein Z a h l u n g s -

v e r b o t erlassen.
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Wirtschaftsereigniffe und -zahlen
Fortschreitende Wirtschaftsbelebung.

Die gewerbliche Gütererzeugung
insgefamt, die — 1928 = 100 gesetzt — im Bor-

jahr nicht einmal eine besondere Saisonbelebung
aufwies, sondern im Mai mit 62,2 gegen den
Januar (61,9) fast unverändert war und im Juni
bereits wieder auf 60,7 zurückging, ist im neuen

Jahr ständig, wenn auch langsam gestiegen. Ohne
Nahrungs- und Genußmittelindustrie war die Er-

holung noch wesentlich kräftiger. Trennt man

diese Jndustrieproduktion nach P r o d u k t i o n s -

und Berkaufsgüterherstellung, so
zeigt sich, daß die Belebung vor allem in der letz-
teren stattfand.

Jn den einzelnen Industriezweigen ist
naturgemäß je nach den Antrieben, die sie ins-

besondere durch die Regierungsmaßnahmen er-

fahren haben, der Grad der Belebung vorläufig
noch stark verschieden ; auch die Saisonflüsse spie-
len dabei ihre Rolle. Den stärksten Antrieb hat
die Kraftwagen-, vor allem die Per-
sonenkraftwagenherstellung erfahren.
Ansehnliche Fortschritte gegenüber dem Borjahr
hat ferner die Textilproduktion, vor

allem die Baumwollspinnerei aufzuweisen. Die

Schuhproduktion lag im Mai mit 108,7
erheblich über Mai 1932 (93,2); im Juni war sie
allerdings nur wenig höher als im Borjahr; in-

dessen ist für Juli kaum ein weiterer Rückgang zu
erwarten. Bemerkenswert ist die Produktions-
steigerung auf dem Gebiet der R E - M et all e ,

namentlich Zink und Blei, aber auch Kupfer.
Die Rohstahlherstellung (wie die Her-

stellung von Walzwerkserzeugnissen) ist ent-

sprechend der Wirtschaftsbelebung wesentlich höher
als im Vorjahr. Die Bauwirtschaft zeigt auch ein

besseres Bild, wenn sie auch durch die Schwierig-
keiten der Hypothekenbeschaffung noch gehemmt
wird. Die Maschinenherstellung lag in-

folge der ivorjährigen Russenaufträge im Juni

unter dem Vorjahr, aber der Jndex betrug im

Mai v. J. nur 37,7 und im Juli auch wieder nur

37,4. Die Steinkohlenförderung weist
in diesem Jahre nur einen sehr geringen saison-
mäßigen Rückgang gegen Januar auf. Ebenso
bietet die Erzeugung von e l e k t r i s ch e m

Strom ein günstigeres Bild und lag im Juni

wie im Januar nicht unerheblich über den gleichen
Monaten des Borjahres.

Die Absatzlage des Einzelhandels war im

ersten Halbjahr 1933 noch weitgehend gedrückt.
Doch hat die Konsolidierung unverkennbare Fort-
schritte gemacht. Jn den letzten Monaten haben
sich auch die Umsätze teilweise gebessert.
»Jnfolge der Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen der Reichsregierung hat
die Geschäftstätigkeit in denvon der

Jnvestitionswirtschaft abhängen-
den Handwerkszweigen verhältnis-
mäßig stark zugenommen.

Der G ü t e rv e r k e h r hat sich belebt. Stark

zugenommen haben in Auswirkung der Arbeits-
beschaffung besonders die Baustofftransporte. Jm

Personenverkehr ist dagegen kaum eine Besserung
zu verzeichnen.

Der P o st v e r k e h r hat sich stärker als saison-
üblich belebt. Besonders gilt das für den Paket-
und Zahlungsverkehr. Der Postauftragsverkehr
ist, erstmalig seit Mitte 1931, konjunkturell wieder

gestiegen.

Arbeitslosigkeit im August 1933.

Die Entlastung des Arbeitsmarktes hat sich im

August in einer für diese Jahreszeit außergewöhn-
lichen Stärke weiter fortgesetzt. Jn der ersten
Monatshälfte betrug der Rückgang an Arbeits-

losen rd. 133 000 gegenüber 9500 in der gleichen
Zeit des Vorjahres Jn der zweiten Monats-

hälfte betrug der Rückgang weitere 207 000. Im

ganzen hat sich daher die Zahl der Erwerbslosen
im Monat August von 4468 518 um 340 000 oder

um 7,6Z auf rd. 4 128 000 Arbeitslose vermindert.

Der Beftand der Arbeitslosigkeit im

J ahr e 1931 (am gleichen Stichtage 4 215 000)
wird damit zum ersten Male unter-

s ch r i t t e n.

Absolut hat die Arbeitslosigkeit von Februar
bis Mitte August am stärksten abgenommen in den

dicht besiedelten und hoch industrialisierten Be-

zirken mit hoher Arbeitslosigkeit Brandenburg
(— 205 000),- Sachsen (— 168 000), Schlesien
(— 153 000). Relativ stehen Ostpreußen und

Grenzmark mit einem fast 100Zigen Rückgang
und Pommern mit einem 6095igen Rückgang an

der Spitze.
Die Zahl der Hauptunterstützungsempfängerder

Arbeitslosenversicherung ging um 34 000 auf
360000 zurück. Jn der Krisenfürsorge wurden

Ende August 1170 000 oder 81000 weniger als

am Anfang gezählt. Die Zahl der anerkannten

Wohlfahrtserwerbslosen beträgt zurzeit 1 604 000.

Arbeitsdienstwillige wurden zurzeit 257 000 be-

schäftigt. Etwa 200 000 Landhelfer wurden in der

Landwirtschaft untergebracht.

Lebenshaltungskosten und Großhandelspreifei
Die Reichsindexziffer der Lebenshaltungskosten

stellt sich im Durchschnitt des Monats auf 118,45-,.
Sie ist gegenüber dem Bormonat (118-7) Um 0,3-5-,
gesunken.

Die Reichsindexzifer für Großhandelspreise
betrug am 23. August 94,4, am 30« August 94,3, am

6. September 94,2 und im Monatsdurchschnitt94,2.
Sie ist gegenüber dem POMWUUt (93,9) um GEM-

- gestiegen.
"
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